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Die FMA ist die unabhiingige Finanzmarktaufsichtsbehérde Liechtensteins und sorgt
fiir die Stabilitit und die Glaubwiirdigkeit des Finanzmarktes, den Schutz der Kunden

sowie die Vermeidung und Bekimpfung von Missbriuchen.

Wir beaufsichtigen effizient, konsequent und wirksam.

Wir setzen uns fiir eine tragfihige Regulierung ein.

Wir fithren einen aktiven Dialog.

Wir denken und handeln unternehmerisch.

Wir begegnen uns im Team mit Respekt und Wertschiitzung.
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-------------------- e - Wirsind in der Ausiibung unserer Aufsichtstitigkeit unabhingig.
- Wir erteilen Bewilligungen verantwortungsbewusst und rasch, beaufsichtigen risikobasiert,
marktnah, nachvollziehbar und fair.
- Wir orientieren uns an den besten Methoden und Praktiken einer integrierten Aufsichtsbehorde.
- Wir bekdmpfen Missbriuche und sanktionieren Regel- und Gesetzesverstosse konsequent.
Damit schiitzen wir die Kunden des Finanzplatzes und tragen zu seiner guten Reputation und

Glaubwiirdigkeit bei.

-------------------- e - Wir definieren Mindeststandards in der Regulierung und konkretisieren Gesetze und Verordnungen
mit Richtlinien und Wegleitungen. Wir beziehen dabei insbesondere die Berufs- und Branchen-
verbinde mit ein.

- Wir setzen internationale Standards um und setzen sie durch. Dabei beriicksichtigen wir
die Wettbewerbsfihigkeit und die Entwicklung des Finanzplatzes.
- Wir setzen uns fiir gute regulatorische Rahmenbedingungen fiir den Finanzplatz ein und beraten

die Regierung in finanzmarktstrategischen Fragen.

---------------------- e - Wir pflegen den Dialog mit unseren nationalen und internationalen Anspruchsgruppen.
Wir sorgen dafiir, in Liechtenstein und im Ausland als kompetente und verlissliche Aufsichts-
behorde anerkannt zu sein.
- Wir bringen uns in internationale Gremien ein und férdern die Zusammenarbeit mit anderen

Aufsichtsbehdrden. Dabei vertreten wir die liechtensteinischen Interessen.

-------------------- e - Wir halten uns jederzeit an die Regeln und Praktiken der verantwortungsvollen und modernen
Unternehmensfiithrung. Die finanziellen Mittel setzen wir kostenbewusst und eflizient ein.
- Wir bieten den Mitarbeitenden ein Umfeld, in dem sie gerne und dauerhaft arbeiten und fordern
ihre Kompetenzen durch Aus- und Weiterbildung.

- Wir kommunizieren als Unternehmen sachlich, transparent und rasch.

---------------------- e - Wir sind ein Team, begegnen uns mit gelebter Wertschitzung und identifizieren uns mit unseren
Zielen und Aufgaben.

- Wir sind stolz, einen Beitrag zum Erfolg der FMA und des Finanzplatzes Liechtenstein zu leisten.



Dr. Urs Philipp Roth-Cuony
Prisident des Aufsichtsrates




Die FMA Liechtenstein ist im Jahr 2010 einer
Reorganisation unterzogen worden. Das Jahr 2011
wurde damit zur Bewihrungsprobe. Diese hat die
Aufsichtsbehorde in einem herausfordernden Umfeld,
das geprigt war vom Transformationsprozess des
Finanzplatzes und den internationalen Umwilzun-
gen des Finanzsektors, sehr gut bestanden. Liechten-
stein verfiigt mit der FMA iiber eine professionell

aufgestellte und gut positionierte Aufsichtsbehorde.

Der Aufsichtsrat trat im Berichtsjahr zu zwolf ordent-
lichen sowie einer ausserordentlichen Sitzung zusam-
men. Zudem tagten der Nominierungs- und Entschi-
digungsausschuss fiinf sowie der Priifungsausschuss
zwei Mal. An einem Strategietag des Aufsichtsrates
wurde die im Jahr 2010 beschlossene strategische
Ausrichtung der FMA iiberpriift und neuen Ent-
wicklungen angepasst. Anlisslich dieser Klausur
schloss der Aufsichtsrat die im Jahr 2010 initiierten
strategischen Projekte in den Bereichen Organisation,
Kostenmanagement, Risikomanagement, Kommu-
nikation, I'T und Finanzplatztransformation ab und
tibertrug die Vorgaben in den Verantwortungsbereich
der operativen Ebene. Der Aufsichtsrat kontrolliert
die Einhaltung der Vorgaben mittels gezielter Ein-
holung von Reportings der Geschiftsleitung,.

Gemiss seinem gesetzlichen Auftrag beriet der Auf-
sichtsrat die Regierung in Bezug auf finanzmarke
strategische Themen. Im Vordergrund stand dabei der
Transformationsprozess des Finanzplatzes. Diese Auf-
gabe wurde direkt vom Prisidenten des Aufsichtsrates

wahrgenommen. Weitere Ressourcen verwendete der
Aufsichtsrat darauf, die FMA auf globaler und euro-
piischer Ebene in die massgebenden Organisationen

zu integrieren und internationale Kontakte zu pflegen.

Die Uberwachung der operativen Ebene wurde durch

AUFSICHTSRAT

die Einfithrung eines Management Informations-
systems (MIS) und einen intensiven Austausch zwi-
schen dem Vorsitzenden der Geschiftsleitung und

dem Prisidenten des Aufsichtsrates sichergestellt.

Die FMA muss dauerhaft als starke, international
anerkannte Aufsichtsbehorde etabliert sein. Damit
leistet sie einen positiven Beitrag zur Attraktivitit
und Glaubwiirdigkeit des Finanzplatzes Liechtenstein.
Hierfiir ist die Integration der Aufsichtsbehérde in
alle relevanten globalen und europiischen Organisa-
tionen von grundlegender Bedeutung. Im Berichtsjahr
gelang es, die Mitgliedschaft bei der International
Organization of Securities Commissions (I0OSCO)
zu erlangen. IOSCO ist der international anerkannte
Standardsetter auf dem Gebiet der Wertpapieraufsiche
und das weltweit bedeutendste Kooperationsforum fiir
Wertpapieraufsichtsbehorden. Die Mitgliedschaft der
FMA bei IOSCO stirkt die internationale Integra-
tion des Finanzplatzes und erleichtert den Marke-
zutritt fiir liechtensteinische Finanzintermediire
zu den auslindischen Mirkten. Auf europiischer
Ebene erhielt die FMA schliesslich den Beobachter-
status bei der Europdischen Wertpapier- und Markt-
aufsichtsbehérde ESMA. Die ESMA ist eine unab-
hingige Behorde der EU und mit der Aufsicht und
Regulierung des Handels mit Wertpapieren inner-
halb der EU betraut. Diese Integration gelang als
Folge der letztjihrigen Anpassungen der Amtshilfe-
bestimmungen im Wertpapierbereich. Die FMA ist
bereits in den beiden weiteren Behorden des neuen
europiischen Aufsichtssystems, der Europiischen
Bankenaufsichtsbehdrde EBA und der Europiischen
Aufsichtsbehérde fiir das Versicherungswesen und
die betriebliche Vorsorge EIOPA, vertreten.
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FMA-Geschiftsbericht 2011

In der Aufsicht ist der Ausbau der Gruppenaufsicht
im Rahmen der internationalen Standards voran-
getrieben worden. Im Fokus standen zudem die
Risiken aus dem grenziiberschreitenden Geschift
der Finanzintermediire und die Uberwachung des
Transformationsprozesses des Finanzplatzes. Der Auf-
sichtsrat erachtet die Gewihrleistung der Stabilitit,
die Stirkung der Reputation des Finanzplatzes und
die Sicherstellung des Zugangs zu internationalen
Mirkten fiir liechtensteinische Finanzintermediire
als zentrale Voraussetzungen fiir eine erfolgreiche
Transformation des Finanzsektors. Der Fokus des

Aufsichtsrates liegt deshalb auf diesen drei Themen.

Basierend auf der im Jahr 2010 verabschiedeten I'T-
Strategie wurden die ersten I'T-Projekte initiiert und
geeignete Systeme evaluiert. Die Einfiihrung der
neuen Systeme wird schwerpunktmissig im Jahr 2012
in enger Absprache mit der Informatik der Landes-

verwaltung erfolgen.

Regulierung

Im Berichtsjahr ist eine Leistungsvereinbarung mit
der Regierung beziiglich der Mitarbeit der FMA
in Regulierungsprojekten abgeschlossen worden.
Darin hat sich die FMA in Ubereinstimmung mit
der Eignerstrategie bereit erklirt, die Regierung
bei der Finanzmarktregulierung zu unterstiitzen.
Im Jahr 2011 brachte die FMA ihr Know-how in
verschiedene Regulierungsvorhaben wie die Fonds-
gesetzgebung oder in die neue Versicherungs-

aufsichtsgesetzgebung Solvency II ein.

Die Finanzkrise hat zu umfangreichen Regulie-
rungsprojekten auf globaler und europiischer Ebene

gefiithre, von denen viele in den nichsten Jahren in

nationales Recht umgesetzt werden miissen. Mit der
Inkraftsetzung des Fondsgesetzes UCITSG ist ein
wichtiges Regulierungsprojekt umgesetzt worden.
Die nationalen Aufsichtsbehoérden kleinerer Finanz-
plitze mit beschrinkten Ressourcen sind aufgrund der
schieren Masse an neuen Gesetzesprojekten besonders
gefordert, diese Regulierungen nach internationalen

Aufsichtsstandards durchzusetzen.

Corporate Governance

Der Aufsichtsrat hatte im Jahr 2010 mit Inkrafttreten
des Offentliche-Unternehmen-Steuerungs-Geset-
zes (OUSG) zahlreiche Auflagen und Vorgaben im
Bereich der Corporate Governance umgesetzt. Im
Berichtsjahr ist das im Jahr 2010 initiierte Projekt
zur Einfiihrung eines Internen Kontrollsystems (IKS)
abgeschlossen worden. Das IKS ist nun operativ.
Das System soll durch die systematische Kontrolle
und Uberwachung der operativen Geschiftsprozesse
wesentlich zur Erreichung der Ziele der FMA beitra-
gen. Jihrlich findet zudem ein Strategictag statt, an
dem auf Basis der Eignerstrategie der Regierung die
kurz- und mittelfristigen Ziele der FMA tiberpriift

und den neuen Gegebenheiten angepasst werden.

Personelle Verinderungen im Aufsichtsrat

und in der Geschiftsleitung

Sowohl im Aufsichtsrat als auch in der Geschifts-
leitung waren 2011 personelle Wechsel zu verzeichnen.
Peter Huber verliess den Aufsichtsrat per 30. Juni 2011
aufgrund einer beruflichen Verinderung und dem
damit verbundenen Wegzug ins Ausland. An seine
Stelle trat Dr. Ivo Furrer, Mitglied der Konzern-
leitung und CEO Schweiz der Swiss Life-Gruppe.
Per Ende 2011 gab Michael Lauber sein Amt als Pri-



sident des Aufsichtsrates ab. Er wurde im Herbst 2011
vom Schweizer Parlament zum neuen Bundesanwalt
gewihlt. Die Regierung ernannte Dr. Urs Philipp
Roth-Cuony per 1. Januar 2012 zum Nachfolger von
Michael Lauber.

Tobias Wanner schied aus der Geschiftsleitung aus.
Mario Gassner, Vorsitzender der Geschiftsleitung,
fithrte den Bereich Wertpapiere bis 31. Dezember
2011 interimistisch. Per 1. Januar 2012 wihlte der
Aufsichtsrat Marcel Lotscher zum neuen Leiter des
Bereichs Wertpapiere und Mitglied der Geschifts-
leitung. Zudem ernannte der Aufsichtsrat Robert
Rastner per 1. August 2011 zum neuen Leiter des
Bereichs Andere Finanzintermediire und Mitglied

der Geschiftsleitung.

Die Regierung genechmigte in ihrer Sitzung vom
21. Dezember 2010 das FMA-Budget 2011 mit einem
Staatsbeitrag von CHF 10 Mio. und einem Auf-
wandvolumen von CHF 19,27 Mio. Der tatsichliche
Aufwand fiir das Geschiftsjahr 2011 belief sich auf
CHEF 18415 749. Er liegt damit um 4,4% unter dem
genehmigten Budget. Seit dem 1. Februar 2011 ist die
neue Finanzierungsgrundlage der FMA in Kraft. Das

neue System wurde zeitgerecht umgesetzt.
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Mario Gassner

Vorsitzender der Geschiftsleitung



Der Finanzplatz Liechtenstein erwies sich auch im
Jahr 2011 als stabil und sicher. Banken und Ver-
sicherungen verfiigen tiber gute bis sehr hohe Eigen-
kapitalausstattungen. Wie schon im vorangegan-
genen Jahr verinderte sich die Zahl der auf dem
Finanzplatz Liechtenstein titigen Intermediire nur

sehr geringfiigig.

Ein Schwerpunke in der Aufsicht war der Ausbau
der konsolidierten Aufsicht {iber international titige
Finanzinstitute im Rahmen neuer internationaler
Standards. Die FMA fiihrte Vorortpriifungen bei
auslindischen Tochtergesellschaften durch und
baute die Zusammenarbeit mit den zustindigen
Aufsichtsbehérden aus. Im Jahr 2012 wird die FMA
erstmals die im Rahmen der Modernisierung der
EU-Bankenrechtsrichtlinie vorgesehenen Aufsichts-

kollegien durchfiihren.

Aufgrund des kleinen lokalen Marktes sind die
liechtensteinischen Finanzintermediire stark inter-
national ausgerichtet. Aus dieser grenziiberschreiten-
den Titigkeit erwachsen den Instituten Reputations-
und Rechtsrisiken. Die FMA misst den Risiken aus
dem Cross-Border-Geschift hohe Bedeutung zu.
Sie fihrt entsprechend einen intensiven Dialog mit
Banken und Versicherungen und setzt im Rahmen
ihrer Zustindigkeit Massnahmen. Ein spezielles
Augenmerk richtete die FMA auch auf Risiken aus
dem Transformationsprozess des Finanzplatzes wie

Missbrauchs- oder Umgehungsrisiken.

Die Amtshilfe wurde im Jahr 2010 an die internatio-
nalen Standards angepasst. Die neuen Regelungen
traten am 1. Januar 2011 in Kraft. Diese haben den
Amcshilfeprozess im Bereich der Wertpapieraufsicht
grundlegend umgestaltet. Die Anzahl der Amtshilfe-

ersuchen auslindischer Behoérden verharrte auf dem
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hohen Niveau des Vorjahres. Die Ubermittlungsdauer
konnte aufgrund des neuen Verfahrens halbiert wer-
den. Der Verwaltungsgerichtshof genchmigte in allen
Fillen den Vollzug der Amtshilfe. Die FMA erachtet
die Leistung von Amtshilfe als sehr bedeutend fiir

die Reputation des Finanzplatzes.

Die Gewihrleistung der Stabilitdt des Finanzplatzes
und seiner Institute ist eine zentrale Aufgabe der
FMA. Stabilititsrisiken ergaben sich im Berichtsjahr
aus den Schuldenkrisen einzelner EU-Linder und
den damit verbundenen Stabilititsrisiken fiir das
internationale Bankensystem. Die FMA ist in einer
Expertengruppe der Regierung vertreten, die sich

eingehend mit Fragen zur Systemstabilitit befasst.

Im Nachgang zur Finanzkrise im Jahr 2008 haben
die Staaten mit einer verschirften Regulierung der
Finanzmirkte reagiert. Die Schuldenkrisen in meh-
reren EU-Lindern und die damit einhergehende
Destabilisierung des europdischen Finanzsektors im
Berichtsjahr haben diesen Trend noch akzentuiert.
Die Ubernahme und Umsetzung von zahlreichen
EWR-relevanten EU-Rechtsakten in nationales Recht

wird Liechtenstein weiter stark fordern.

Im Oktober 2011 beispielsweise hat die EU-Kom-
mission Vorschlige fiir eine weitergehende Regu-
lierung von Finanzmirkten und Wertpapierdienst-
leistungen vorgelegt. Das vorhandene Regelungsgeriist
der Richtlinie iiber Mirkte fiir Finanzinstrumente
(MiFID) soll zwar bestehen bleiben, inhaltlich ist
jedoch eine grundlegende Uberarbeitung geplant.
Die Neuerungen betreffen zum einen zusitzliche und
weiterreichende Regulierungen von Finanzgeschiften
sowie Handelsaktivitdten und -plitzen und zum
anderen erginzende und striktere Vorschriften fiir

das Wertpapierdienstleistungsgeschift. Alleine die-
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ses eine Projekt mag eine Vorstellung dariiber geben,
welche Arbeiten auf Gesetzgeber, Aufsichtsbehorden

und Finanzintermediire zukommen.

Die FMA hat im Berichtsjahr in zahlreichen Regulie-
rungsprojekten mitgearbeitet. Das neue Fondsgesetz
UCITSG ist am 1. August 2011 in Kraft getreten.
Die Zulassungs- und Aufsichtsprozesse wurden ent-
sprechend angepasst. Im Berichtsjahr haben zudem
die Arbeiten an der Umsetzung der AIFM-Richtlinie
begonnen. Die FMA arbeitet in einer von der Regie-
rung bezeichneten Projektgruppe aktiv mit. Die
AIFM-Richtlinie wird gemiss Zeitplan der Regie-
rung bis Ende 2012 umgesetzt. Das AIFM-Gesetz
soll per 1. April 2013 in Kraft treten.

Im Bankenbereich sind die umfangreichen CRD-
Richtlinien I, IT und III (Capital Requirements
Directives) in das liechtensteinische Recht umgesetzt
worden. Die Richtlinien modifizieren die als Basel 1T
bekannten Richtlinien, indem sie u.a. die darin
enthaltenen Eigenmittel- und Risikomanagement-

vorschriften partiell revidieren und erginzen.

Am 24. Mai 2011 hat die FMA in Schaan an einer
Auftaktveranstaltung mit hoher nationaler und inter-
nationaler Beteiligung den Vorvernehmlassungsbericht
fiir ein totalrevidiertes Versicherungsaufsichtsgesetz
vorgestellt und das Vorvernehmlassungsverfahren
erdffnet. Die Solvency II-Richtlinie soll bis 1. Januar
2013 in liechtensteinisches Recht implementiert

werden.

Im Dezember 2011 haben sich die FMA und die
Treuhidndervereinigung (THV) auf die Eckpunkte
fiir eine verbesserte Regulierung und Aufsicht
tiber die Treuhinder geeinigt. Ein entsprechender
Gesetzesentwurf wird im Frithjahr 2012 der Regie-
rung iibergeben. Die THV und die FMA wollen mit
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der Anpassung des Treuhindergesetzes das Ansehen
des liechtensteinischen Treuhandsektors stirken und
internationale Akzeptanz aufbauen. Im Berichts-
jahr sind auch die gesetzgeberischen Arbeiten zur
Regulierung und Beaufsichtigung der Personen
nach Art.180a PGR aufgenommen worden. Mit
der Installierung einer Aufsicht mit den entsprechen-
den Sanktions- und Entzugsmechanismen schliesst

Liechtenstein eine Liicke im Aufsichtssystem.

Die FMA Liechtenstein ist im April 2011 von der
Internationalen Vereinigung der Wertpapieraufsichts-
behsrden (IOSCO) als Vollmitglied aufgenommen
worden. Im Mai 2011 ist sie von der Europiischen
Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde (ESMA)
eingeladen worden, als Beobachter im Rat der Auf-
seher, den Ausschiissen und den Arbeitsgruppen
teilzunehmen. Bedingung war jeweils die Anpassung

der Amtshilfebestimmungen an den internationalen

Standard.

Die FMA ist damit in allen europiischen Finanz-
marktaufsichtsbehoérden und wichtigen internatio-
nalen Organisationen, die sich mit Aufsichtsfragen
beschiftigen, vertreten. Diese internationale Integra-
tion ist eine Voraussetzung fiir die Anerkennung
der Gleichwertigkeit der FMA durch auslindische
Aufsichtsbehérden und den Zugang liechtensteini-
scher Finanzintermediire zu den internationalen

Finanzmirkten.

Die europiischen Aufsichtsbehdrden EBA, ESMA und
EIOPA haben ihre operative Titigkeit Anfang 2011
aufgenommen. Die FMA rechnet aufgrund der zahl-
reichen Regulierungsprojekte und der Harmonisie-
rung der Finanzaufsicht im europiischen Binnen-

marke mit diversen Auswirkungen und Mehraufwand



fiir die nationalen Aufsichtsbehorden. Erste Erfahrun-
gen im Berichtsjahr haben dies bestitigt. Die zuneh-
mende Internationalisierung und Harmonisierung der
Aufsicht iiber die Finanzmirkte stellt insbesondere die
Aufsichtsbehorden kleinerer Finanzplitze mit ihren
begrenzten Ressourcen vor grosse Herausforderungen.
Die Rolle der EWR/EFTA-Staaten in diesem neuen
europidischen Aufsichtssystem war bis zum Ende
des Jahres 2011 noch nicht abschliessend definiert.
Die Verhandlungen mit der EU-Kommission waren

noch im Gang.

Zusammen mit Behorden und Vertretern der Ver-
binde sind im Berichtsjahr die Arbeiten zur Vor-
bereitung der Linderevaluation zur Uberpriifung
der Standards in der Geldwischereibekimpfung in
Angriff genommen worden. Die Evaluation wird Ende
2012 durch den I'WF und Moneyval durchgefiihrt.
Ein positives Priifergebnis ist sehr wichtig fur die
internationale Anerkennung des liechtensteinischen

Dispositivs zur Geldwischereibekimpfung.

Die FMA ist im Jahr 2010 reorganisiert worden. Das
Berichtsjahr hat gezeigt, dass die FMA ihre Auf-
gaben mit der neuen Aufbauorganisation eflizient
und wirksam erfiillen kann. Im Vorjahr wurden
zudem verschiedene Instrumente fiir eine moderne
Corporate Governance aufgebaut, die im Jahr 2011

operativ wurden.

Mit dem Umzug an den neuen Standort in Vaduz
im Dezember 2010 waren die Mitarbeitenden im
Berichtsjahr wieder unter einem Dach vereint und
es stand eine moderne Infrastruktur zur Verfiigung.
Damit war eine wichtige Voraussetzung erfiillt, um
die bereichsiibergreifende Zusammenarbeit zu intensi-

vieren. Mit der Einfithrung verschiedener I'T-Systeme
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und eines leistungsfihigen Intranets im Rahmen
der IT-Strategie wird die integrierte Aufsicht weiter
gestirkt. Im Jahr 2011 sind hierfiir verschiedene

Systeme evaluiert worden.

Im Bereich der Personalentwicklung sind im Berichts-
jahr Fithrungsgrundsitze entwickelt worden, womit
beim Kader ein einheitliches Fithrungsverstindnis
geschaffen werden soll. Zur Stirkung der Fithrungs-
kompetenz sind fur die Mitglieder des Kaders

Fithrungsschulungen durchgefithrc worden.

Am 1. Februar 2011 ist die im Jahr 2010 tiberarbeitete
Finanzierungsgrundlage der FMA in Kraft getreten.
Die FMA hat die neuen Gesetzesvorgaben in ihren
internen Prozessen abgebildet und fristgerecht umge-

Ssetzt.

Per 31. Dezember 2011 waren bei 80 Mitarbeitenden
73,9 Vollzeitstellen besetzt. Die Fluktuation wurde
im Vergleich zum Vorjahr um mehr als die Hilfte
reduziert. Der Anteil der liechtensteinischen Mit-
arbeitenden konnte wiederum leicht gesteigert wer-
den und liegt bei 28%.
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1.1 Bereich Banken

1.1.1 Banken

Bewilligungen

Im Berichtsjahr gelangten diverse Anfragen zur Griin-
dung einer Bank oder einer Wertpapierfirma an die

FMA. Vermehrt wurden auch Fragen in Bezug auf

Bewilligungen von Banken | 0
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die Errichtung eines Zahlungsinstituts bzw. eines
E-Geld-Instituts an die FMA gerichtet. Dennoch
wurden im Jahr 2011 keine diesbeziiglichen Bewil-

ligungsgesuche eingereicht.

Die FMA begleitet weiterhin die im Jahr 2009
freiwillig beschlossene Liquidation der Alpe Adria
Privatbank AG i.L., Schaan. Die Liquidation wird
sich aus heutiger Sicht bis voraussichtlich ins zweite
Quartal 2013 hinziehen.

34
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4

+40 |
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Priifwesen

Die FMA stiitzt sich bei der Aufsicht {iber die Banken
und Wertpapierfirmen im dualistischen Aufsichts-
system iiberwiegend auf die Berichterstattung der
Revisionsstellen. Die FMA fiihrt jedoch zunehmend
selbst Priifungshandlungen vor Ort bei den Finanz-
intermediiren durch. Die Analyse der Revisions-
berichte nach dem BankG per 31. Dezember 2010
ergab, dass die Revisionsstellen 13 Mingel feststellten
und beanstandeten. Dies entspricht etwa der Zahl der

Beanstandungen im Vorjahr mit 14 Beanstandungen.

Managementgespriche

Wie in den Vorjahren fithrte die FMA mit jeder
Bank ein Managementgesprich, an denen jeweils
die Geschiftsleitung und ein Mitglied des Verwal-
tungsrates der Bank teilnahmen. Schwerpunkte
waren aktuelle Themen wie die Geschiftsentwick-
lung der jeweiligen Bank, Risiken aufgrund von
grenziiberschreitenden Titigkeiten der Banken, wie
z.B. FATCA, ein Riickblick auf die einjihrige T4tig-
keit der European Banking Authority (EBA) sowie
regulatorische Entwicklungen in Liechtenstein und

im Europiischen Wirtschaftsraum.

Kontrollen nach SPG

Entsprechend dem Sorgfalespflichtgesetz werden die
ordentlichen Kontrollen im Auftrag der FMA durch
die Revisionsstellen durchgefiihrt. Die Zahl der
Beanstandungen stieg gegeniiber dem Vorjahr von
18 auf 29. Zusitzlich hat die FMA ausserordentliche
Kontrollen selbst durchgefiihrt.
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Revisorenworkshops

Im Mai fand der jihrliche Banken-Revisorenwork-
shop statt. Themen waren u.a. die Erkenntnisse aus
den Begleitungen der SPG-Kontrollen, die die FMA
im vorangehenden Jahr durchgefiihrt hatte, Melde-
pllichten der Revisionsstellen, konsolidierte Aufsicht
durch die FMA, ICAAP (Internal Capital Adequacy
Assessment Process) und Cross-Border-Risiken. Wei-
ter wurden aktuelle Neuerungen der Regulatorien
besprochen, wie das Zahlungsdienstegesetz und die
Anderungen der Capital Requirements Directive.
Diskutiert wurden zudem die geinderten bzw. zu
indernden Bedingungen im Bereich der Revision auf-
grund der Umsetzung der Abschlusspriifer-Richtlinie,
der entsprechenden spezialgesetzlichen Anderungen
sowie der FMA-Mitteilung Nr.12/2009 (Berichter-

stattung iiber die Priifung bei Banken).

Meldewesen

Der bereichsinterne Risk-Assessment-Prozess basierte
auch 2011 zu einem gewichtigen Teil auf den Mel-
dungen des ordentlichen Meldewesens. Das Exposure
im Interbankenmarkt sowie eine eventuell drohende
Uberhitzung der Immobilienkernmirkte spielten
auch im Berichtsjahr eine zentrale Rolle. Auf Basis
der eingereichten Meldungen konnten dariiber hin-
aus interne Stresstests durchgefiithrt werden, die die
unverindert stabile Lage der liechtensteinischen
Institute im Hinblick auf Eigenmittelausstattung
und Liquiditit aufzeigte. Die Mehrheit der Institute
erfiillt bereits im Berichtsjahr die Anforderungen,
die Basel III in Zukunft an die Banken stellen wird.

Die Friithinformationen wurden im Jahr 2011 um
wesentliche Daten zur Kundenstrukturierung (auf
anonymer Basis) erweitert. Dies ermoglicht der FMA
eine Einschitzung der Rechtsrisiken, denen sich die

Banken aufgrund ihrer Kundenstruktur eventuell
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ausgesetzt schen kénnten. Das ordentliche Melde-
wesen wurde dabei durch ausserordentliche, nicht-

periodische Meldungen zu diesem Thema erginzt.

Weiterentwicklung der Meldeplattform

Die elektronische Meldeplattform wurde im Berichts-
jahr nur unwesentlich und in kleineren Teilbereichen
verdndert. Stark verbessert wurden jedoch die internen
Prozesse zur Analyse der Daten aus dem Meldewesen
sowie die automatisierte Verarbeitung der Rohdaten
aus der elektronischen Meldewesenplattform. Diese
Massnahmen stirken die ohnehin bereits hohe Qua-
litat der internen Auswertungen und erméglichen ein

efhizientes Reporting iiber alle Ebenen.

Aufsichtspraxis

Erhilt der Bereich Banken im Rahmen der laufen-
den Aufsichestitigkeit Kenntnis einer mangelnden
Umsetzung bankenrechtlicher Bestimmungen, so
werden die erforderlichen Massnahmen ergriffen,
um den ordentlichen, gesetzmissigen Zustand wie-

derherstellen zu lassen.

Ausloser fiir Massnahmen im vergangenen Jahr waren
primir Beanstandungen aus Revisionsberichten,
Anfragen anderer Aufsichtsbehdrden, zweckdienliche
Hinweise auf mégliche Missstinde aus Presseartikeln,
Meldungen an die FMA sowie die Aufsichtstitigkeit
anderer Bereiche innerhalb der FMA. Dabei wurden
im Jahr 2011 Untersuchungen im Bereich der mangel-
haften Erfiillung der regulatorischen Anforderungen,
aufgrund von Verstossen gegen das Sorgfaltspflichtge-
setz sowie des Verdachts auf Marktmissbrauch durch-
gefithrt. Die Interne Kapitaladiquanz-Ermittlung
und -Uberpriifung (ICAAP) wurde 2011 erstmals
unter dem neuen Regime durchgefithrt und niher
an die europiischen Standards angepasst. Dariiber

hinaus wurde auch die Zusammenarbeit mit ande-
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ren europiischen Aufsichtsbehorden im Rahmen der
Notifikationszusammenarbeit sowie der so genannten

Aufsicheskollegien vertieft.

Die spezialgesetzliche Aufsicht iiber die Revisions-
stellen wurde auch im Jahr 2011 durch Begleitun-
gen und Qualititsiiberpriifungen wahrgenommen.
Erginzende Diskussionen mit den leitenden Revi-

soren komplettierten das Gesamtbild.

Im Jahr 2011 wurden zusitzlich wieder Workshops
fiir externe Marktteilnehmer durchgefiihre, die sich
mit verschiedenen Fragestellungen — u.a. zu neuen
regulatorischen Entwicklungen — fiir Revisoren und

Banken auseinandersetzten.

Der Bereich Banken hat im Berichtsjahr keine Bussen
verhingt. Es wurden jedoch mehrere Anzeigen von

Verstossen bei der Staatsanwaltschaft eingebracht.

Die Erbringung von Bankgeschiften im Sinne des
Art. 3 BankG ist in Liechtenstein bewilligungspflich-
tig. Diese Dienstleistungen diirfen somit ohne ent-
sprechende Konzession nicht erbracht werden. Ver-
stosse werden vom Landgericht bestraft. Die FMA
wacht tiber die Beachtung dieses Verbotes. Dazu
geht sie allen Hinweisen nach, die auf Aktivititen
nicht konzessionierter Finanzdienstleister schliessen
lassen. Insbesondere nimmt die FMA hier auch ent-
sprechende Meldungen der einzelnen Finanzmarke

teilnehmer entgegen.

Die FMA titigte zahlreiche Abklirungen aufgrund
verschiedener Hinweise oder eigener Wahrnehmun-
gen beziiglich Verdacht auf Missbrauch. Im Berichts-

jahr hat die FMA einige Verstosse von Personen,



die Bankgeschifte ohne entsprechende Bewilligung
durchfiihrten, festgestellt. Durch Einschreiten der
FMA, durch Kontaktaufnahme mit auslindischen
Behorden und auch mittels Warnmeldungen auf der
eigenen Website konnen die der FMA bekannt gewor-
denen Missbriuche bekdmpft werden. So wurden
im Berichtsjahr zwei Warnmeldungen veréffentlicht.
Weiter wurden zwolf Fille im Bereich des Marktmiss-
brauchs sowie Titigkeiten ohne Bewilligung unter-
sucht und sechs Amtshilfeersuchen an auslindische

Aufsichtsbehorden gestell.

Zahlungsdienstleister

Im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie
2007/64/EG in das nationale Zahlungsdienste-
gesetz (ZDG) per 1. November 2009 wurde ein neuer
Finanzintermediir, das so genannte Zahlungsinstitut,
geschaffen. Neben vermehrter Anfragen hinsichtlich
der Griindung eines Zahlungsinstituts wurde auch
im Jahr 2011 weiter an Lésungen von Fragestellun-
gen gearbeitet, die sich insbesondere aufgrund der
Situation Liechtensteins hinsichtlich des Zoll- und
Wihrungsvertrags mit der Schweiz und die gleich-
zeitige Einbindung in den EWR ergeben.

Anderungen im Rahmen der CRD 1 bis III

Die Anpassungen der Eigenmittel- und Risiko-
managementvorschriften sowie die Regelung der
Vergiitungspolitik/-praxis und der internationalen
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehérden im Rahmen
der Umsetzung des CRD-Themenkomplexes fithrten
zu einem verstirkten Informationsbedarf seitens der
Banken. Zudem mussten die entsprechenden Auf-
sichtsprozesse und -instrumentarien erarbeitet werden,
um den neuen Pflichten, sowohl seitens der Finan-

zintermediire als auch der FMA, gerecht zu werden.

AUFSICHT

Cross-Border-Risiken

Aufgrund der Begrenztheit des lokalen Marktes sind
die Banken in Liechtenstein stark auf grenziiberschrei-
tende Finanzdienstleistungen ausgerichtet. Daraus
resultieren Risiken, die, wie die Finanzkrise gezeigt
hat, mitunter gar existenzbedrohend sein kénnen.
Die FMA weist die Banken deshalb regelmissig auf
die diesbeziiglichen Risiken hin, kommuniziert ihre
Erwartungen im Zusammenhang mit der Erbringung
von grenziiberschreitenden Dienstleistungen und

wird anlassbezogen im Rahmen ihrer Pflichten titig.

Systemrelevanz

Die Frage der Systemrelevanz von Banken in Liechten-
stein ist aufgrund des im Vergleich zu den Bilanz-
summen der Banken kleinen BIP besonders von
Bedeutung. Die Thematik wird zusammen mit den
relevanten Stellen auf Ebene Behérden und Markt
umfassend angegangen, um die Systemstabilitit des

Finanzplatzes Liechtenstein auch weiterhin zu sichern.

Konsolidierte Aufsicht

Die laufende Aufsicht iiber die grenziiberschreitend
titigen Finanzinstitute ist, insbesondere auch auf-
grund der diesbeziiglichen gesetzlichen Neuerungen
und die weiterhin zunehmende Internationalisierung
der liechtensteinischen Banken, durch die FMA auch
weiterhin zu verstirken. So wurde im Jahr 2011 die
Zusammenarbeit mit den zustindigen Aufsichts-
behorden der auslindischen Gruppengesellschaften
von liechtensteinischen Bankgruppen ausgebaut.
Auch wurden durch die FMA Vorortpriifungen bei

auslindischen Tochtergesellschaften vorgenommen.

Revisionsaufsicht

Im Rahmen der nationalen Umsetzung der Richtlinie
2006/43/EG, der so genannten Abschlusspriifer-
Richtlinie, wurde der FMA die Aufsicht iiber die
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Revisionsstellen zugewiesen. Dies fiihrte zu Anpas-
sungen der damit zusammenhingenden Priifprozesse.
Zudem wurde die Zusammenarbeit mit auslindischen
Aufsichtsbehérden im Bereich der Revisionsaufsicht
verstirkt, um insbesondere auch Synergiepotentiale
bei der Aufsicht von grenziiberschreitend titigen

Revisionsgesellschaften nutzen zu kénnen.

Die schwierige wirtschaftliche Lage und die andau-
ernde Ungewissheit iiber die Zukunft der europii-
schen Wihrung wirken sich nachteilig auf die Kun-
denvermégen und die Ertragslage der Banken aus.
Diese Entwicklung vor dem Hintergrund von Stabili-
tit und Kontinuitit einer Bank gilt es zu beobachten.
Ein weiteres Risiko ist jenes aus den Cross-Border-
Aktivititen der Banken. Die Herausforderung fiir
die Aufsicht ist es, diese Risiken frithzeitig zu erken-
nen, sie richtig einzuschitzen und die erforderlichen
Massnahmen zu ergreifen, um den Kundenschutz
und die Stabilitit des Finanzplatzes Liechtenstein

sicherzustellen.

Die FMA wird die Ergebnisse aus den Diskussionen
und Abklirungen zum Thema Systemstabilitit im
Jahr 2012 konsolidieren und entsprechend ihrem Auf-
trag dokumentieren. Die «Too big to fail»-Thematik
stellt besonders fiir kleine Volkswirtschaften mit
einem relativ dazu grossen Finanzplatz eine Heraus-

forderung dar.

Fiir die Banken wie auch fiir die Aufsichtsbehorde
wird die Flut an bevorstehenden neuen Regulierungen
wie beispielsweise Basel 111, FATCA und europiische

Guidelines eine starke personelle Belastung darstellen.
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Der weitere Ausbau der konsolidierten Aufsicht und
die Zusammenarbeit mit den auslindischen Auf-
sichtsbehérden wird auch 2012 ein Schwerpunkt
der Aufsichtstitigkeiten sein. So wird die FMA
2012 erstmals die im Rahmen der Modernisierung
der Bankenrechtsrichtlinie vorgesehenen Aufsiches-
kollegien durchfiihren. Bei diesen stehen zum einen
der Informationsaustausch unter den Aufsichts-
behsrden von Bankgruppen und zum anderen die

gruppenweite Risikogesamtsicht im Vordergrund.

Auch im Bereich der Geldwischereibekimpfung wird
die FMA ihre Ressourcen gezielt dazu einsetzen, die
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zu prii-

fen und durchzusetzen.

Die Amtshilfe ist insbesondere im internationalen
Kontext betrachtet eine herausfordernde Aufsichts-
aufgabe und fiir die Reputation des Finanzplatzes
von hoher Bedeutung. Am 1. Januar 2011 traten die
neuen Regelungen der Amtshilfe im Finanzmarke-
aufsichtsgesetz (FMAG) in Kraft.

Das Amtshilfeverfahren gemiss den alten Bestim-
mungen (nach Marktmissbrauchsgesetz, MG) wurde
zuvor von den auslindischen Behérden als beschwer-
lich und zeitintensiv wahrgenommen. Verfahrens-
rechtliche Vorschriften der alten Amtshilfebestim-
mungen, wie die Pflicht zur Information des Kunden
sowie dessen Beschwerderechte, fithrten im Amtshil-
febereich zu Verfahrensverzgerungen verbunden mit
dem Unverstindnis der ersuchenden Behorden iiber
diese Bestimmungen. Die Regierung arbeitete deshalb
die Amtshilfebestimmungen nach FMAG aus mit

dem Ziel, die durch die International Organization



of Securities Commission (IOSCO) vorgegebenen
Standards im Amtshilfebereich weitestmoglich zu

erfiillen.

Gemiss den Bestimmungen nach FMAG ist das
Ersuchen der auslindischen Behdrde nun von einem
Einzelrichter des Verwaltungsgerichtshofes zu priifen
und zu genchmigen. Erst wenn dieser die Genehmi-
gung erteilt, kann die FMA die Informationen ein-
holen bzw. nachfolgend dann tibermitteln. Nachdem
die Amtshilfe geleistet wurde, wird die betroffene
Person iiber das Verfahren in Kenntnis gesetzt und
werden ihr Parteirechte zugesprochen. Obwohl das
neue Verfahren durchaus weit mehr Verfahrens-

schritte mit sich bringt und einen erheblichen Res-
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sourceneinsatz erfordert, ermoglicht es doch eine
wesentlich schnellere Beantwortung des Ersuchens,
da allfillige Verzogerungen der Informationsiiber-
mittlung mittels Beschwerde nun nicht mehr gege-
ben sind. Erst mit den neuen Bestimmungen im
FMAG wurde die IOSCO-Mitgliedschaft der FMA
im April 2011 iiberhaupt erméglicht.

Insgesamt erreichten 46 Amtshilfeersuchen auslin-
discher Aufsichtsbehorden die FMA. Der massive
Anstieg des Vorjahres hat sich daher im Berichtsjahr
auf diesem hohen Niveau bestitigt. Der Verwal-
tungsgerichtshof hat in allen Fillen den Vollzug der
Amtshilfe genehmigt — dies ist darauf zuriickzufiih-
ren, dass die FMA stets auf ausreichend begriindete
Ersuchen der auslindischen Behérden beharrt. Im
Vergleich zum Vorjahr, das bereits von derselben gros-
sen Anzahl Ameshilfeverfahren geprigt war, nahm
die Anzahl der Informationsiibermittlungen im Jahr
2011 nochmals leicht zu. Wihrend im Jahr 2010 ins-
gesamt 38 Amcshilfeverfahren (inklusive Ersuchen
aus dem 2009) abgeschlossen wurden, konnten im
Jahr 2011 39 Amtshilfeersuchen nach FMAG beant-
wortet und zudem 9 Amtshilfeverfahren, die noch
aus dem Vorjahr stammten, nach MG abgeschlossen
werden. Die Anzahl der erledigten Verfahren nahm
somit um 23% zu (10 Verfahren mehr als im Jahr
zuvor). Zudem ist festzuhalten, dass die FMA den
zeitlichen Rahmen, den IOSCO noch als angemes-
sen erachtet, erfiille: Binnen 8 Wochen erhilt die
auslindische Behorde die ersuchten Informationen,
denn die Ubermittlungsdauer konnte von 111 auf
56 Tage halbiert werden. Diese markante Entwick-
lung bei anhaltend hoher Fallzahl ist auf das neue
Amtshilfeverfahren zuriickzufiithren, was auch von
den auslindischen Behérden positiv zur Kenntnis

genommen wurde.
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Grafik 3
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1.2.1 Investmentunternehmen

Bewilligungen und Bescheinigungen

Zulassung inlindischer IU

Die FMA erteilte 47 Bewilligungen fiir inlindi-
sche Investmentunternehmen (IU), davon drei fiir
Anlagegesellschaften in der Rechtsform der Aktien-
gesellschaft mit verinderlichem Kapital, die tibrigen
als Anlagefonds in der Rechtsform der Kollektiv-
treuhdnderschaft. Eines dieser IU ist als geschlossener
Fonds mit einem nach dem Wertpapierprospektgesetz
(WPPG) gebilligten Prospekt aufgelegt worden. Es

wurde keine neue Fondsleitung bewilligt.

Unter Berticksichtigung von Liquidationen und
Loschungen stieg die Anzahl liechtensteinischer IU
per Ende 2011 um 66 auf 535 an. Ende 2011 waren
535 inlidndische IU, respektive 785 Einzelvermdgen,

zugelassen. Per Ende 2011 wurden diese von 22 Ver-

Kategorie 31.12.2007 31.12.2008
Tange\/erw(; 27 ................
davon Fondsleitungen 20
davon AnlG 7
. |n|and|sche |U ................................... 303 ............. 363
davon IU flr Wertpapiere 97
davon IU fur andere Werte 137
davon IU fUr qualifizierte Anleger 69
. AUS|and|SChe |U ................................. 246 ............. 219
Rews'onsgese”smafteh 10 ................
Grafik 5

Verwaltungsgesellschaften
und Investmentunternehmen

(Anzahl gemiss IUG)
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waltungsgesellschaften (VerwG) verwaltet, darun-
ter 21 Fondsleitungen sowie eine selbstverwaltete

Anlagegesellschaft.

Es wurden iiber 162 Prospektinderungen geneh-
migt (exklusive Abinderung von Prospekten von
IU fiir qualifizierte Anleger). Es handelte sich dabei
insbesondere um die Schaffung von 16 neuen Seg-
menten, 26 (Vorjahr 57) Anderungen bei Delega-
tionen, 4 Depotbank- und 10 Revisionsstellenwechsel,
10 Typeninderungen von Investmentunternehmen,
mehrfache Uberfithrungen von auslindischen Ver-
mogen in liechtensteinische IU sowie 36 Namens-

inderungen von Einzelvermogen.

Zulassung auslindischer IU

Die Anzahl an auslindischen IU mit einer Zulassung
zum Vertrieb in Liechtenstein hat unter Einbezug
von Fusionen, Nichtlancierungen und Liquidationen
leicht zugenommen. Ende 2011 waren 198 (Vorjahr
193) auslindische IU mit insgesamt 1034 Einzel-
vermogen zum Vertrieb zugelassen. Dabei handelte
es sich um 114 UCITS-konforme IU und um 84 non-

31.12.2009 31.12.2010 31.12.2011 +/-
27 .............. 24 .............. 2272
21 21 21 0

6 3 1 -2
411 .............. 469 ............. 535 .............. 66
127 163 177 24

173 171 177 6

1 145 181 36
191 .............. 193 ............. 198 ................ 5 .
F 1.1 ................ 1.1. ............... 1.1 ................. O .
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UCITS aus dem EWR oder IU aus Drittstaaten.
Mittlerweile haben 9 auslindische VerwG den freien

Dienstleistungsverkehr in Liechtenstein notifiziert.

Zulassung von Vertriebsberechtigten

Neben den im UG aufgefiihrten Vertriebsberech-
tigten, die aufgrund ihrer spezialgesetzlichen Bewil-
ligung befugt sind, Fondsanteile in Liechtenstein
zu vertreiben, waren Ende 2011 12 juristische und
eine natiirliche Person aufgrund expliziter Zulassung

vertriebsberechtigt.

Priifwesen

Im Rahmen der indirekten Aufsicht wurden 202 Revi-
sionsberichte nach IUG ausgewertet. Die Berichte
enthielten 45 Beanstandungen. Im Zuge der nichs-
ten ordentlichen Revision wird der entsprechende
Sachverhalt speziell gepriift und im Revisionsbericht
gesondert ausgewiesen werden. Im Rahmen der direk-
ten Aufsicht wurden ebenfalls Vor-Ort-Kontrollen
durchgefiihrt sowie Management-Gespriche mit

Verwaltungsgesellschaften gefiihrt.

Meldewesen

Neben den Revisionsberichten sind von den VerwG
weitere periodische Berichte iiber die von ihnen ver-
walteten IU bei der FMA einzureichen bzw. zu ver-
offentlichen. Dazu gehoren Halbjahres- und gepriifte
Geschiftsberichte sowie Quartalsmeldungen, welche
u.a. iiber die Verinderung des Nettovermdgens und
die Anzahl der Anteile informieren. Im Jahr 2011 wur-

den 2433 Quartalsmeldungen erfasst und ausgewertet.

Aufsichtspraxis
Die Wertpapieraufsicht ergreift bei mangelhafter
Einhaltung oder Verstossen gegen fondsgesetzliche

Bestimmungen aufsichtsrechtliche Massnahmen
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zur Wiederherstellung des gesetzmissigen Zustands.
Ein grosser Teil der ergriffenen Massnahmen stand
im Zusammenhang mit der Unterschreitung des

Mindestnettovermé’)gens.

Aufsichtsfille
Die FMA war mit mehreren und zum Teil 6ffent-

lichkeitswirksamen Aufsichtsfillen befasst:

- MS Invest AGmvK: Bei der MS Invest AGmvK
handelt es sich um eine fremdverwaltete Anlage-
gesellschaft, die zur Money Service Group
zu zihlen ist. Die Anlagegesellschaft wurde
von den offentlich bekannten Turbulenzen rund
um die Money Service Group nicht verschont.
Dies dusserte sich darin, dass die personellen
und organisatorischen Voraussetzungen nach
IUG nicht mehr erfiillt werden konnten
und die MS Invest AGmvK somit in Liquidation
gesetzt wurde. Wie bislang festgestellt wurde,
sind offenbar keine Anlegergelder von den
Veruntreuungsvorwiirfen rund um die Money

Service Group betroffen.

- Minerva Investments AG: Bei der Minerva
Investments AG handelt es sich um eine in
Liechtenstein ansissige Fondsleitung nach IUG.
Durch mehrere Medienberichte wurde die FMA
auf den Intevo Fund aufmerksam, der von der
Minerva Investments AG verwaltet wurde und
europaweit, u.a. in Deutschland und Osterreich
zum Vertrieb zugelassen war. Die Vorwiirfe
liessen auf eine Verbindung des inlindischen
Fonds zu einem deutschen Anlegerbetrugsfall
schliessen, aufgrund dessen die FMA aufsichts-
rechtliche Massnahmen einleitete. Der Intevo
Fund wurde durch die Verwaltungsgesellschaft
in Liquidation gesetzt. Die Verwaltungsgesell-

schaft ihrerseits musste Konkurs anmelden.



Missbrauchsbekimpfung
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Operative Schwerpunkte

In der Missbrauchsbekimpfung im Bereich der Invest-
mentunternehmen war die FMA neben der laufenden
Marktiiberwachung auch mit Abklirungen dahin-
gehend befasst, ob bestimmte Geschiftsmodelle unter
die fondsrechtlichen Bestimmungen fallen und somit
einer Bewilligungspflicht nach IUG bzw. UCITSG
unterliegen. Es wurden keine missbrauchlichen Ver-
wendungen von Fondsstrukturen bzw. Fondsbezeich-

nungen festgestellt.

Umsetzung UCITSG

Im Berichtsjahr wurde die Richtlinie 2009/65/EG
(Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften betreffend bestimmte Orga-
nismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren) in
Form des UCITSG und der entsprechenden UCITSV
umgesetzt. Mit Inkrafttreten des UCITSG per
1. August 2011 wurden die Investmentunternehmen
fiir Wertpapiere aus dem Geltungsbereich des IUG
herausgenommen und eigens geregelt. Neben der
Mitarbeit an der Umsetzung war es Aufgabe der
FMA, die laufenden Prozesse an die neuen Bestim-
mungen anzupassen. Insbesondere im Zulassungs-
bereich wurde mit Hilfe von Antragsformularen dem

Time-to-Market-Gedanken des UCITSG Rechnung

- Aktiver Verstoss gegen Anlagerichtlinien 12

1 Beanstandungen im Zusammenhang :
mit Meldepflichten -

9 Beanstandungen im Zusammenhang mit -« -« -coooeee

Risikokontrolle
Total

- Passiver Verstoss gegen Anlagerichtlinien o

. Beanstandungen im Zusammenhang
:* mit Kreditaufnahme 1

-------- Beanstandungen im Zusammenhang
mit Liquidationsverfahren o

45 Beanstandungen

Grafik 6
Beanstandungen
nach Kategorie

------ Unterschreitung des gesetzlichen
Mindestnettovermdgens 6

: NAV-Berechnung/Buchhaltung 16
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getragen. Im Bereich der laufenden Berichterstattung
wurde von quartalsweise auf halbjihrliche Berichter-
stattung umgestellt und das Reporting um wesent-
liche Fragen im Hinblick auf die Organisation der

Verwaltungsgesellschaft erweitert.

Neuer Aufsichtsansatz

Das UCITSG hat insbesondere im Hinblick auf die
Organisation der Verwaltungsgesellschaft in den
Bereichen Compliance, Risk Management, Beschwer-
dewesen und interne Revision erhéhte Anforderun-
gen vorgesehen. Diesem Ansatz liegt der Gedanke
zugrunde, die Aufsichtstitigkeit weg vom Produkt
und hin zur Gesellschaft zu verlagern. In Abstim-
mung mit den Wirtschaftspriifern wurde auch das
Priifwesen durch externe Wirtschaftspriifer an die
neuen gesetzlichen Bestimmungen und insbeson-

dere den neuen Aufsichtsansatz der FMA angepasst.

Ausblick

OGAW-G/AIFM-G

Nachdem am 1. August 2011 das UCITSG und die
UCITSYV fiir die EU-konformen Fonds in Kraft getre-
ten ist, steht in diesem Zusammenhang die Anpassung
und Optimierung der laufenden Aufsichtsprozesse
an die teils neuen gesetzlichen Bestimmungen im
Vordergrund. Insbesondere im Zulassungsbereich
stellen die kiirzeren Fristen (Fondszulassung inner-
halb von 10 Tagen) erhohte Anforderungen an die
FMA. Neben den kiirzeren Zulassungsfristen sieht
das UCITSG auch erhéhte Anforderungen an die
Organisation der Verwaltungsgesellschaft vor. Der
Richtlinie entsprechend wird die FMA ihren Auf-
sichtsansatz verstirke auf die Verwaltungsgesellschaft

verlagern.
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Neben der Anpassung und Optimierung der lau-
fenden Aufsichtsprozesse an das UCITSG steht das
Jahr 2012 im Fokus der AIFM-Gesetzgebung. Die
FMA arbeitet dabei als externer Experte intensiv an
der Umsetzung der AIFM-RL mit.

Grundsitzlich kann festgehalten werden, dass auf-
grund der erhohten gesetzlichen Anforderungen an
die Verwaltungsgesellschaften und die FMA der
risikobasierte Aufsichtsansatz weiter verstirkt wer-
den muss. Damit verbunden ist auch ein intensiverer
Austausch mit den Intermediiren, insbesondere mit

den Wirtschaftspriifern.

1.2.2 Vermégensverwaltungsgesellschaften

Bewilligungen

Ende 2011 waren in Liechtenstein 107 Vermdgens-
verwaltungsgesellschaften (VVGes) bewilligt. Damit
ist die Gesamtzahl der in Liechtenstein titigen
VVGes gegeniiber 2010 gleich geblieben. Nach der
Inkraftsetzung des Gesetzes tiber die Vermogens-
verwaltung (VVG) als Teilumsetzung der Richt-
linie 2004/39/EG (MiFID) per 1. Januar 2006 und
einem starken Wachstum der Anzahl der Gesell-
schaften in den folgenden Jahren blieb die Anzahl
der VVGes seit dem Jahr 2009 stabil.

Die FMA erteilte im Jahr 2011 6 Bewilligungen
fiir VVGes, 6 Bewilligungen erloschen. 3 Gesuche
wurden zuriickgezogen. Die VVGes beantragten,
bzw. meldeten 68 Abinderungen bestehender Bewil-
ligungen. Dabei handelte es sich um 10 Anderungen



der qualifizierten Beteiligungen, 22 Anderungen von
Organen, 15 Anderungen der Firma resp. Statuten
und 9 Anderungen der Revisionsstelle und 2 sons-
tige Anderungen. Bei der FMA wurden 10 Antrige
auf Notifikationen gestellt, wobei an 12 auslindi-
sche Aufsichtsbehérden notifiziert wurde. Es wurde
keine Errichtung einer Zweigniederlassung im EWR

notifiziert.

Im Rahmen der Bewilligungserteilung war die FMA

u.a. mit folgenden Themen befasst:

- Nicht Vorliegen der Hauptverwaltung der
Gesellschaft im Inland. Aufgrund von Bespre-
chungen und Darlegung der gesetzlichen
Anforderungen erfolgte der freiwillige Riickzug
des Gesuchs vor der endgiiltigen Entscheidung

iiber die Bewilligungserteilung.

- Nicht Vorliegen der Bewilligungsvoraussetzung,
dass eine Gesellschaft in personeller Hinsicht
tiber eine angemessene Betriebsstitte verfiigen
muss. Die Gesuchstellerin beantragte die Bewil-
ligung von Geschiftsfithrern, die nicht tiber
ausreichende Erfahrungen und Qualifikationen

verfiigten. Das Gesuch wurde zuriickgezogen.

- Kein tragfihiger Geschiftsplan vorhanden.
Gesuchsteller beantragen die Erteilung einer
Bewilligung, kénnen jedoch keinen tragfihigen
Geschiftsplan vorlegen. Das Gesuch wurde

zuriickgezogen.
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Ordentliche Priifungen nach dem VVG
Die FMA erhielt 102 Revisionsberichte gemiss VVG.
Die Revisionsgesellschaften brachten bei 26 VVGes

Beanstandungen und Empfehlungen an.

Meldewesen

Die Meldedisziplin der VVGes war im Jahr 2011 stabil.
Nur vereinzelt kamen Vermogensverwaltungsgesell-
schaften ihrer Meldeverpflichtung nicht nach und

wurden entsprechend gemahnt.

Im Berichtsjahr wurden bei 3 VVGes die notwendi-
gen Eigenmittel unterschritten. Die FMA forderte
die VVGes zur Wiederherstellung des rechtmissigen
Zustandes auf. Bereits zum Zeitpunkt der jeweiligen
Revision waren die Eigenmittelerfordernisse wieder

eingehalten.

Wie bereits im Vorjahr kamen verschiedene VVGes
der Meldepflicht bei Anderungen in der Geschifts-
leitung und Wechsel von Revisionsstellen nicht nach.
Diese VVGes wurden von der FMA verwarnt und die
in den Amtlichen Kundmachungen des Grundbuch-
und Offentlichkeitsregisteramts bereits versffentlich-

ten Anderungen nachtriglich bewilligt.

Aufsichtsfille

Im Zuge des dffentlichkeitswirksamen Vorfille rund
um die Money Service Group wurde auch die ihr
zugehorige MS Return AG einer aufsichtsrecht-
lichen Priifung unterzogen. Dabei stellte die FMA
wesentliche organisatorische Mingel fest. Die MS

Return AG trat in Liquidation.
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Grafik 8
Beanstandungen
per 31. Dezember 2010

* Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht VVGes 1
3 Einhaltung Eigenmittelerfordernisse * * Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht Kunden 1

* Verwaltungsrat und Aktionar 1

Total
23 Beanstandungen

3 Organisatorische Anforderungen -

----------- Wohlverhaltensregeln 7

7 Ordnungsmassigkeit Geschaftsbericht :

Grafik 9
Empfehlungen
per 31. Dezember 2010

* Statuten, Organisationsreglement 2

4 Hauptverwaltung, Betriebsstétte -

* Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht VVGes 1

‘ ----- Datensicherheit 1

Total
5 Wohlverhaltensregeln «««--« -+ 21 Empfehlungen

: Organisatorische Anforderungen s

28



Im Zuge der aufsichtsrechtlichen Uberpriifungen
einer liechtensteinischen Fondsleitung mussten auf-
sichtsrechtliche Verstdsse bei einer durch die Fonds-
leitung eingesetzten VVGes festgestellt werden. Die
Fondsleitung wurde unmittelbar aufgefordert, den
rechtmissigen Zustand wiederherzustellen und ent-
sprechende Vorkehrungen zur Vermeidung dhnlicher

Vorfille zu treffen.

Gegen eine weitere liechtensteinische VVGes gingen
mehrere Kundenbeschwerden ein. Die Gesellschaft
wurde daraufhin einer aufsichtsrechtlichen Priifung
unterzogen, bei der massive Verstosse gegen das Ver-
mogensverwaltungsgesetz festgestellt wurden. Da
die Wiederherstellung des gesetzmissigen Zustandes
in angemessener Frist nicht moglich war, stellte die
Gesellschaft den Geschiftsbetrieb ein und musste

Konkurs anmelden.

Missbrauchsbekimpfung
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Operative Schwerpunkte

Bewilligungsverfahren

Die FMA arbeitet in Abstimmung mit dem Verein
unabhingiger Vermogensverwalter (VuVL) an der
Bereitstellung von vereinheitlichten Bewilligungsfor-
mularen. Sie sollen schnellere Bewilligungsverfahren
gewihrleisten unter gleichzeitiger Beriicksichtigung
des risikobasierten Ansatzes. Die Publikation der

Formulare ist im ersten Quartal 2012 geplant.

Organisatorische Anforderungen

nach VVG bzw. VVO

Die organisatorischen Mindestanforderungen an eine
VVGes fithren weiterhin zu Diskussionen zwischen
Intermediiren und der FMA. Zur Schaffung von
mehr Klarheit ist in Abstimmung mit dem VuVL
eine entsprechende Mitteilung geplant.

Ausblick

Die Wertpapieraufsicht untersucht in der Miss-
brauchsbekimpfung, ob bewilligungspflichtige Titig-
keiten wie z.B. die Vermdgensverwaltung oder die
Anlageberatung ohne entsprechende Bewilligung in
oder von Liechtenstein aus ausgeiibt werden. Neben
eigener aktiver Missbrauchsbekimpfung stiitzt sich
die FMA auch auf Hinweise vom Markt.

Die FMA reichte bei der Staatsanwaltschaft eine
Strafanzeige gegen eine Gesellschaft ein, die bei
ihrem Internetauftritc Bezeichnungen verwendete, die
auf eine Titigkeit als VVGes schliessen liessen. Die
FMA wurde vom Grundbuch- und Offentlichkeits-

registeramt auf die Gesellschaft aufmerksam gemacht.

Die FMA wird daran arbeiten, durch standardi-
sierte Bewilligungsverfahren den Time-to-Market-
Gedanken auch im VVG-Bereich zu stirken sowie
Klarstellungen im Bereich der organisatorischen
Anforderungen an eine VVGes anzubringen. Durch
den risikobasierten Aufsichtsansatz will die FMA
gleichzeitig Gewihr bieten, dass risikobehaftete
Geschiftsmodelle bzw. Gesellschaften in straffe Auf-
sichtsprozesse eingegliedert werden. Durch ein friih-
zeitiges Eingreifen soll die Reputation des Finanz-

platzes geschiitzt werden.

29



AUFSICHT

FMA-Geschiftsbericht 2011

1.2.3 Wertpapierprospekte

Billigungen

Die Billigungstitigkeit fiir Wertpapierprospekte nach
dem Wertpapierprospektgesetz (WPPG) war auch
im Jahr 2011 eher unbedeutend. Es wurde der FMA
lediglich ein Gesuch zur Billigung eingereicht und
entsprechend gebilligt. Im Weiteren wurden einige
Wertpapierprospekte fiir geschlossene Investment-
unternechmen und teilweise auch mit den nétigen

Nachtrigen erginzt.

Das Angebot von auslindischen strukturierten Pro-
dukten, die von einem EU-Land in Liechtenstein
notifiziert wurden, nahm im Jahr 2011 wieder stark zu,
wobei hier insbesondere ein Emittent die Dokumente
fiir zahlreiche Produkte zum 6ffentlichen Angebot
einreichte. 2011 wurden fiir insgesamt 348 struk-
turierte Produkte (Vorjahr 225) die endgiiltigen
Bedingungen bei der FMA eingereicht. Im Rahmen
der Vorjahre bewegten sich die Notifikationen aus-
lindischer Aufsichtsbehérden fiir Basisprospekte
von Emittenten strukturierter Produkte. Vielfach
wurde jedoch kein éffentliches Angebot in Liechten-

stein getdtigt.

Bewilligungskategorien 2001 2002 2003 2004
! Schadenvers,cherung ............... 4 ......... 5 L 6 ......... 7
Lebensversicherung 10 12 12 15
Rickversicherung 5 4 5 6
. TOTAL Bew||||gungen ............ 19 U 21 ....... 23 ....... 28

Grafik 10
Anzahl Versicherungsunternechmen
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1.3.1 Versicherungsunternehmen

Bewilligungen

Ende 2011 waren insgesamt 40 (Vorjahr: 40) Ver-
sicherungsunternehmen mit Sitz in Liechtenstein
(21 Lebens-, 14 Schadenversicherer und 5 Riickver-
sicherungsunternehmen) titig. 12 Unternehmen
waren als Eigenversicherung (so genannte Captives)
titig, davon 7 als Direkeversicherer und 5 als Riick-

versicherer.

Im Jahr 2011 haben zwei Versicherungsunternehmen
eine aufsichtsrechtliche Bewilligung zum Betrieb
der Versicherungstitigkeit nach dem Versicherungs-
aufsichtsgesetz (VersAG) erhalten. Zudem wurden
zwei Versicherungsunternehmen aufgrund des frei-
willigen Verzichts auf die Bewilligung (zur Ausiibung
der Versicherungstitigkeit) aus der Aufsicht entlassen.
Am Jahresende waren zwei Antrige auf Griindung
eines Versicherungsunternehmens in Bearbeitung.
Die FMA ist auch fiir die spezialgesetzliche Anerken-
nung von Revisionsstellen zustindig. Im Jahr 2011
wurde eine neue Revisionsgesellschaft als Revisions-

stelle gemiss VersAG anerkannt.

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011
91313 ........ 1 4 ........ 1 4 ........ 1 4 ........ 14
17 17 19 23 22 21 21

5 5 5 5 5 5 5
31 ....... 3537 ....... 42 ........ 4 1 ....... 40 ....... 40
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Grenziiberschreitender Dienstleistungsverkehr

Bis Ende 2011 haben 265 Versicherungsunterneh-
men aus verschiedenen EWR-Staaten und aus der
Schweiz die Aufnahme der grenziiberschreitenden
Dienstleistungstitigkeit in Liechtenstein iiber ihre

Sitzlandaufsichtsbehérde bei der FMA angezeigt.

Laufende Aufsicht

Priifungen nach VersAG

Per 30. April 2011 waren die Versicherungsunter-
nehmen aufgefordert, die Unterlagen zur Bericht-
erstattung iiber das Geschiftsjahr 2010 bei der FMA
einzureichen. Erhéhter Aufwand entstand der FMA
dadurch, dass bis zu diesem Zeitpunkt nur rund
ein Drittel der Versicherungsunternehmen die Unter-
lagen vollstindig eingereicht hatte. Die restlichen
zwei Drittel wurden von der FMA zur Nachreichung
aufgefordert. 5 Unternehmen mussten letztlich zur
Einreichung gemahnt werden. Aus der Priifung der
Berichterstattung der Versicherungsunternehmen

ergaben sich folgende Ergebnisse:

- Bei einem Unternehmen wurde festgestellt,
dass erhebliche Unsicherheit bei der Bewertung
einer Aktivposition besteht. Diese Unsicher-
heit konnte unmittelbar die Notwendigkeit
ciner Rekapitalisierung des Unternehmens
herbeifiithren. In Zusammenarbeit mit der
Revisionsstelle wurden detaillierte Analysen
des Bewertungsrisikos vorgenommen und
von der FMA gepriift. Die Ergebnisse und
Lésungsansitze werden mit dem Unternechmen

diskutiert.
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- Von mehreren Unternehmen wurde Geschift
in Lindern des Europiischen Wirtschafts-
raumes generiert, in denen fiir die jeweiligen
Unternchmen keine Notifikation vorlag.

Die Fille wurden von der FMA individuell
analysiert und die Unternehmen dem-

entsprechend zur Notifikation aufgefordert.

Mit der Kontrolle der Berichterstattung iiberwacht
die FMA auch die dauernde Einhaltung der Bewil-
ligungsvoraussetzungen. In diesem Zusammenhang
gaben die Berichterstattungen zu keinen Bemer-
kungen Anlass. Die Solvabilitit war bei allen Ver-
sicherungsunternehmen grésser als 100% und damit

ausreichend.

Vor-Ort-Kontrollen

und Management-Gespriche

Wie jedes Jahr wurden von der FMA Vor-Ort-Kont-
rollen bei Versicherungsunternehmen durchgefiihre.
Neben den reguliren Themen wie Geschiftsmodell,
Unternechmensstrategie und finanzielle Situation
wurde der Fokus auf die Bereiche Hauptverwaltung,
Risikomanagement und internes Kontrollsystem
gelegt. Gleichzeitig erfolgte jeweils stichprobenartig
eine Uberpriifung der Verwaltungssysteme. Die
Ergebnisse der durchgefiihrten Vor-Ort-Kontrollen

waren iiberwiegend positiv.

Erginzend zu den Vor-Ort-Kontrollen wurden wie-
derum Management-Gespriche mit ausgewihlten
Versicherungsunternehmen durchgefiihre. Auch hier
waren das Geschiftsmodell, die Unternehmens-
strategie, die finanzielle Situation sowie die Risiken

im Cross-Border-Geschift zentrale Themen.

Beim Thema Cross-Border wurden die bestehenden
Risiken im Zusammenhang mit der grenziiberschrei-
tenden Titigkeit besprochen und gepriift, wie die

Unternehmen mit diesen Risiken umgehen. Bei-



spiele sind Risiken im Zusammenhang mit dem
Titigkeitsland, der Steueramnestie, mit Kunden und

Vermittlern, der Steuerthematik und dem Altbestand.

Im Rahmen von Vor-Ort-Kontrollen und Managem-
entgesprichen wird zudem das Thema FATCA the-
matisiert. Ziel ist es, die Lebensversicherungsunter-
nehmen dahingehend zu sensibilisieren. Anbieter
von kapitalbildenden Lebensversicherungen werden
von FATCA betroffen sein. Da diesbeziiglich jedoch
noch viele Detailfragen offen sind, ist eine frithzei-
tige Vorbereitung durch den Versicherungsverband
und die Versicherungsunternehmen aus Sicht der
FMA zentral.

Priifungen nach SPG

Gemiss Art. 3 Abs. 1 Bst. d SPG unterstehen Lebens-
versicherungsunternechmen dem Geltungsbereich
des SPG. Im Berichtsjahr wurden bei 19 Versiche-

rungsunternchmen ordentliche Sorgfaltspflicht-

13% Information/Kommunikation :

Total
21% Sonstiges «««-cc -

Grafik 11
Beschwerdethemen
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kontrollen durchgefiihrt. Bei fiinf Versicherern kam
es zu Beanstandungen, u.a. betreffend der Praxis der
Delegation von Sorgfaltspflichten und wiederum
betreffend der PEP-Politik, welche Nachkontrollen
erforderlich machten. Bei einem Versicherungsunter-
nehmen fithrte die Kontrolle zu weitergehenden
Massnahmen durch die FMA. Nach Angaben der
Revisionsgesellschaften erfolgten von zwei Versiche-
rungsunternehmen insgesamt fiinf Mitteilungen an
die Financial Intelligence Unit (FIU) gemiss Art. 17
Abs. 1 SPG.

FMA als Beschwerdestelle

Im Berichtsjahr wurden 83 Beschwerden von Ver-
sicherungsnehmern bzw. deren Vertretern an die
FMA herangetragen. Dies bedeutet eine Erhéhung
der Anzahl der Beschwerden im Vergleich zum
Vorjahr auf etwas mehr als das Doppelte (2010:
39 Beschwerden). Der grosste Teil der Beschwerden

* Vermdgensentwicklung/Verluste s%

- Ruckkaufswert 7%

83 Beschwerden

----------- Kosten/Gebuhren/Abrechnung 27%

: Leistungsfalle (Nicht-Leben) 24%
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betraf den Bereich der Offenlegung und Abrechnung
von Kosten und Gebiihren, gefolgt von Beschwerden
iiber Unstimmigkeiten bei der Leistungserbringung
im Bereich der Nicht-Lebensversicherung. Des Wei-
teren wurde in 14% der Beschwerden mangelnde
oder verzogerte Kommunikation des Versicherungs-
unternehmens mit den Versicherungsnehmern ange-
fithrt. Beschwerden zum Riickkaufswert und zur
Vermégensentwicklung blieben jeweils knapp unter
10%. Die erfolgten Priifungen betreffend Plausibilitit
von Riickkaufswerten gaben zu keinen Beanstandun-
gen Anlass. Unter dem Punkt «Sonstiges» wurden
weniger hiufige Beschwerdethemen zusammengefasst
wie Beratung durch Vermittler oder Vertragsanpas-
sungen. Soweit mdglich nahm die FMA ihre Rolle
als Vermittlerin bei Streitigkeiten wahr bzw. verwies
in Fillen, wo dies nicht méglich war, an die Zustin-
digkeit der ordentlichen Gerichte in zivilrechtlichen
Angelegenheiten.

Per 31. Dezember 2011 waren in Liechtenstein 17 Ver-
sicherungsunternehmen in der obligatorischen
Gebidudeversicherung titig. Davon hatten 4 Unter-
nehmen ihren Sitz in einem EWR-Mitgliedstaat
und 13 in der Schweiz. Die in Liechtenstein titigen
Gebiudeversicherer haben einen Beitrag fiir den
Brandschutz und die Privention von Elementarschi-
den im Sinne von Art. 13 des Gebdudeversicherungs-
gesetzes zu leisten. Berechnungsgrundlage fiir diese
Beitrige bilden die Feuerversicherungssummen der

einzelnen Unternehmen.

Im Rahmen der operativen Titigkeit war die weitere
Vorbereitung auf Solvency II ein Schwerpunkt. Nach

der Auswertung der 5. quantitativen Auswirkungs-
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studie QIS5, an welcher 13 Unternehmen teilgenom-
men haben, wurden die Ergebnisse vertieft analy-
siert. Interessierten Unternehmen ist als zusitzliche
Dienstleistung der FMA angeboten worden, ihre
QIS5-Ergebnisse in einem individuellen Workshop
mit der FMA detailliert zu besprechen und Mass-

nahmen zur Verbesserung zu erarbeiten.

Auch im Versicherungsbereich ist die zunehmende
Regulierungsflut eine zusitzliche Belastung fiir die
Unternehmen und die Aufsicht. Die neuen gesetz-
lichen Rahmenbedingungen von Solvency II auf
Level 1, 2 und 3 mit einer Fiille von Durchfithrungs-
bestimmungen werden in naher Zukunft einen gros-
sen Anpassungsbedarf in allen Geschiftsbereichen

mit sich bringen.

Ein weiterer Schwerpunkt war die Entwicklung
und Implementierung von Vorgaben betreffend der
Hauptverwaltung der Versicherungsunternehmen in
Liechtenstein. Unter Einbezug der verschiedenen Inte-
ressengruppen konnte im Herbst ein erster Entwurf
finalisiert werden. Die endgiiltige Wegleitung wird im
Frithjahr 2012 veroéffentlicht. Ziel der Wegleitung ist
es, die Anforderungen an die Hauptverwaltung und
das Rechnungswesen in Liechtenstein zu definieren
und in diesem Sinne eine Auslegungshilfe der auf-

sichtsrechtlichen Vorgaben zur Verfligung zu stellen.

Im Rahmen der jihrlichen Berichterstattung wur-
den die neu eingefithrten Zusatzberichte der Revi-
sionsstellen ausgewertet. Dieses Instrument gibt der
FMA einen vertieften Einblick in die Ergebnisse
der Priifungsarbeiten der Revisionsgesellschaften.
Dabei liegt einer der Schwerpunkee in der Priifung
der dauernden Einhaltung der Bewilligungsvoraus-
setzungen. Nach den ersten Erfahrungen wurde
dieser Zusatzbericht fiir das kommende Berichtsjahr

iiberarbeitet und optimiert.



Ausblick

Solvency II bildet auch im Jahr 2012 einen Schwer-
punkt. Dabei wird die Umsetzung in das nationale
Recht und die Anpassung der Aufsichtspraxis an die
Erfordernisse von Solvency II prioritir behandelt,
insbesondere unter Berticksichtigung der zurzeit auf
europdischer Ebene in Ausarbeitung befindlichen
Durchfithrungsmassnahmen. Zudem wird mit den
Unternehmen verstirkt die Zusammenarbeit gesucht,
die im Zusammenhang mit Solvency II planen, ein
internes Modell zur Berechnung der Kapitalanforde-
rungen einzusetzen. Ziel ist dabei, mit diesen Unter-

nehmen die so genannte Vorantragsphase zu initiieren.

1.3.2 Versicherungsvermittler

Bewilligungen

Bewilligungserteilung/-entzug

Im Jahr 2011 wurden gesamthaft 8 Bewilligungen
erteilt. 11 Bewilligungsinhaber haben die Titig-
keit als Versicherungsvermittler im Laufe des
Jahres 2011 eingestellt, wobei zwei Versicherungs-
vermittler ihre Bewilligung erst per 31. Dezember
2011 zuriickgegeben haben. Einem Versicherungs-
vermittler wurde die Bewilligung zur Ausiibung der
Versicherungsvermittlungstitigkeit gemiss Art. 11
Abs. 1 Bst. a VersVermG entzogen. Zum 31. Dezem-
ber 2011 beaufsichtigte die FMA damit insgesamt
69 (Vorjahr: 71) bewilligte und registrierte Versi-
cherungsvermittler, davon 62 juristische Personen,
4 Einzelfirmen und 3 natiirliche Personen. Von den
69 registrierten Versicherungsvermittlern iiben 56
die Titigkeit als Versicherungsmakler und 13 als

Versicherungsagenten aus.
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Grenziiberschreitender Dienstleistungsverkehr

Die grenziiberschreitende Titigkeit im Rahmen
des freien Dienstleistungsverkehrs wurde vorrangig
in der Schweiz (39% aller Versicherungsvermitt-
ler) und in Deutschland (35%) ausgeiibt. 24% der
Versicherungsvermittler waren zudem in Osterreich
titig und lediglich 1% in Italien. Bislang war kein
Versicherungsvermittler im Rahmen der Niederlas-

sungsfreiheit titig.

Laufende Aufsicht

Berichterstattung
Im Jahr 2011 hat die FMA insgesamt 67 Bericht-
erstattungen erhalten, welche mit folgendem Ergebnis

abgeschlossen werden konnten:

- 11 Versicherungsvermittler iibten im Jahr 2010

keine Vermittlungstitigkeit aus;

- 1 Versicherungsvermittler war grenziiber-
schreitend titig, obwohl keine vorangehende
Meldung an die FMA erstattet wurde.

Die Notifikation wurde im Zuge der Bericht-

erstattung nachgereicht;

- 5 Versicherungsvermittler haben
eine Bewilligungsinderung gemiss
Art. 19 Abs. 2 VersVermG nicht gemeldet;

- 10 Versicherungsvermittler konnten zur Auf-
rechterhaltung der erforderlichen beruflichen
Qualifikation keine angemessene Weiter-
bildung im Sinne des Art. 2 Abs. 5 VersVermV
nachweisen; die FMA forderte die betreffen-
den Versicherungsvermittler auf, entsprechende

Weiterbildungsmassnahmen zu ergreifen;
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- 1 Versicherungsagent schloss einen neuen
Zusammenarbeitsvertrag mit einem Versiche-
rungsunternehmen ab, welcher der FMA
entgegen Art. 1 Abs. 1 Bst. k VersVermV
nicht eingereicht wurde. Zudem war die
Vermittlungstitigkeit fiir dieses Versicherungs-
unternehmen durch die bestehende Berufs-

haftpflichtversicherung nicht gedecke.

Ordentliche Priifungen nach dem SPG

Versicherungsmakler mit einer Bewilligung nach dem
VersVermG, soweit sie Lebensversicherungen und
andere Dienstleistungen mit Anlagezweck vermit-
teln, unterstehen dem Sorgfaltspflichtgesetz (SPG).
Im Berichtsjahr sind 18 Versicherungsmakler einer
ordentlichen Sorgfaltspflichtkontrolle unterzogen
worden. Bis auf eine Ausnahme konnten simtliche

Sorgfaltspflichtkontrollen abgeschlossen werden.

Wie bereits im Vorjahr sind Beanstandungen hin-
sichtlich der PEP-Politik (politisch-exponierte Per-
sonen), des Abgleichs mit der Taliban-Verordnung,
den Bush- oder dhnlichen Listen sowie hinsichtlich

der internen Organisation angebracht worden.

Ordentliche Vor-Ort-Kontrollen

Die FMA fiihrte bei den Versicherungsvermittlern
vier ordentliche Vor-Ort-Kontrollen durch. Neben
der Einhaltung der Bewilligungsvoraussetzungen,
der internen Organisation sowie des Geschiftsmo-
dells lag der Fokus der Vor-Ort-Kontrollen gleich
wie im Vorjahr auf der Uberpriifung der Einhaltung
der Informations- und Beratungspflichten und des
SPG; die Uberpriifung wurde anhand von Stichpro-
ben durchgefiihrt.

Die Ergebnisse der Vor-Ort-Kontrollen zeigten, dass
bei der Einhaltung der Informations- und Beratungs-
pllichten sowie des SPG nach wie vor Verbesserungs-

potential besteht.
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Die Titigkeit der Versicherungsvermittlung ist in
Liechtenstein im Sinne des Art. 5 VersVermG bewilli-
gungspflichtig. Diese Dienstleistung darf somit ohne
entsprechende Bewilligung nicht erbracht werden.

Verstosse werden vom Landgericht geahndet.

Die FMA titigte im Berichtsjahr mehrere Abklirun-
gen aufgrund verschiedener Hinweise oder eigener
Wahrnehmungen beziiglich Verdacht auf Missbrauch.
Im Gegensatz zum Vorjahr wurden keine Verstosse
von Unternehmen oder Personen, die die Versiche-
rungsvermittlung ohne entsprechende Bewilligung

durchfiihrten, festgestellt.

Neben der Kontrolle der jihrlichen Berichterstattung,
den SPG-Kontrollen durch die externen Revisions-
gesellschaften sowie den Vor-Ort-Kontrollen war die
Implementierung einer Wegleitung zur Einhaltung
der Informations- und Beratungspflichten ein ope-
rativer Schwerpunkt. Unter Einbezug des Verbandes
Liechtensteinischer Versicherungsmakler (LIBA)
wurde im Dezember 2011 die ausgearbeitete Weg-

leitung verdffentlicht.

Im Rahmen der laufenden Aufsicht erfolgen bei Ver-
sicherungsmaklern mit einer Bewilligung nach dem
VersVermG, soweit sie Lebensversicherungen und
andere Dienstleistungen mit Anlagezweck vermit-
teln, die ordentlichen Sorgfaltspflichtkontrollen in
der Regel alle drei Jahre. Die erste Priifrunde, welche
durch externe Revisionsgesellschaften durchgefiihrt
wurde, wird im Laufe des Jahres 2012 abgeschlossen.
Wihrend der zweiten Priifperiode wird die FMA



neben den Revisionsgesellschaften kiinftig auch
selbst verstirke die Einhaltung der Sorgfaltpflich-

ten iiberpriifen.

Ein weiterer Fokus wird auf die Aus- und Weiterbil-
dung der Versicherungsvermittler gelegt. Vor diesem
Hintergrund ist eine neuerliche Weiterbildungsver-
anstaltung in Zusammenarbeit mit der Universitit

Liechtenstein und dem LIBA geplant.

Zudem wird der urspriinglich fiir Herbst 2011 erwar-
tete Entwurf der revidierten Richtlinie 2002/92/EG
tiber die Versicherungsvermittlung aufgrund einer
Zeitverschiebung auf europiischer Ebene nun fur
Frithjahr 2012 erwartet. Generelles Ziel ist eine wei-
tere Stirkung der Versicherteninteressen. Diskussions-
punkte bei der Revision der Richtlinie sind der
Einbezug des angestellten Aussendienstes, die Offen-
legung der Vertriebsvergiitung, eine Neudefinition
des Vermittlerbegriffs sowie Modifikationen bei den
Informations- und Beratungspflichten. Die FMA ist

in der betreffenden Arbeitsgruppe vertreten.

Ende 2011 waren in Liechtenstein 29 Vorsorge-
einrichtungen (Vorjahr: 33) unter der Aufsicht der
FMA, davon 8 Sammelstiftungen, 20 firmeneigene
Vorsorgeeinrichtungen und die Pensionsversicherung
fir das Staatspersonal. Davon befanden sich 3 Ein-

richtungen in Liquidation.

Das gesamte Liquidationsverfahren steht unter
der Aufsicht der FMA. Die FMA hat bei Gesamt-
liquidationen zu priifen, ob die Voraussetzungen
und das Verfahren erfiillt sind und genehmigt den
Verteilplan.
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Priifwesen

Priifungen nach BPVG

Die 29 Vorsorgeeinrichtungen mussten bis 30. Juni
2011 ihren Bericht iiber die Geschiftstitigkeit im
Geschiftsjahr 2010 an die FMA einreichen. In den
meisten Fillen erfolgte die Einreichung der Bericht-
erstattung termingerecht. Dennoch mussten 7 Ein-
richtungen gemahnt werden, da sie ihre Unterlagen
nicht termingerecht eingereicht hatten. Bei 11 Vor-
sorgeeinrichtungen waren im Rahmen der Priifung
zusitzliche Abklirungen notwendig. Die Priifungs-
arbeiten konnten Mitte September vollstindig abge-
schlossen werden. Trotz der im Allgemeinen soliden
finanziellen Situation der Vorsorgeeinrichtungen
wiesen vier Einrichtungen einen Deckungsgrad von
unter 100% aus. Wihrend es sich in drei Fillen um
unbedeutende Unterdeckungen handelt, werden
im vierten Fall die Massnahmen zur Sanierung von
der FMA weiterhin eng begleitet und beaufsichrigt.
Die Vorsorgeeinrichtungen von drei der gréssten
Arbeitgeber in Liechtenstein haben ihren Sitz in der
Schweiz. Diese unterstehen damit grundsitzlich der
schweizerischen Aufsicht. In diesen Fillen erfolgt in
Koordination mit der Schweizer Behorde auch eine
Berichterstattung an die FMA. Das Priifergebnis wird

zwischen den beiden Aufsichtsbehdrden abgestimmt.

Vor-Ort-Kontrollen und Management-Gespriche

Die FMA fiihrte bei den Vorsorgeeinrichtungen Vor-
Ort-Kontrollen sowie Management-Gespriche durch.
Der Fokus lag bei der Priifung von Organisation und
Verwaltung, der Geschiftsfithrung, der Vermogens-
anlage und der Entwicklung des Deckungsgrades.
Daneben wurden bei den Vor-Ort-Kontrollen stich-
probenartig das Verwaltungssystem und die Mel-
dungen an den Sicherheitsfonds kontrolliert. Die
durchgefiihrten Kontrollen und Gespriche verliefen
zufriedenstellend und fithrten lediglich vereinzelt zu

Handlungsbedarf.
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Freiziigigkeitskonti

Barauszahlung der Freiziigigkeitsleistung

Die FMA ist zustindig fiir die Bearbeitung der
Barauszahlungsantrige gemiss dem Gesetz iiber
die betriebliche Personalvorsorge (BPVG). Die FMA
priift, ob eine der Voraussetzungen fiir eine Baraus-
zahlung erfiillt ist. Zudem stellt die FMA Bestitigun-
gen fiir Selbstindigerwerbende aus, die im Sinne des

BPVG nicht obligatorisch versicherungspflichtig sind.

Bei der FMA sind im Jahr 2011 insgesamt 274 (Vorjahr:
257) Barauszahlungsantrige eingegangen, wovon in
122 Fillen positiv (Vorjahr: 116) und in 74 Fillen
negativ (Vorjahr: 58) entschieden wurde. 46 Antrige
waren per Ende 2011 noch pendent. Hauptgriinde fiir
die Barauszahlung waren die Aufnahme einer selbst-
stindigen Erwerbstitigkeit und das Verlassen des
Wirtschaftsraumes Liechtenstein/Schweiz. Gesamt-
haft entschied die FMA iiber Freiziigigkeitsguthaben
in der Héhe von CHF 8,32 Mio. (Vorjahr: 7,62 Mio.).

Gemiiss Art. 30 Abs. 6 BPVV miissen die in Liechten-
stein ansissigen Banken der FMA jihrlich statistische
Angaben zu den bei ihnen gefiithrten Freiziigigkeits-
konti melden. Die Banken berichten dabei iiber die
Anzahl, den Zinssatz und das Gesamtvolumen sowie

tiber die Anlage innerhalb der Freiziigigkeitskonti.

Missbrauchsbekimpfung

Anschlusskontrolle in der

betrieblichen Personalvorsorge

Gemiiss Art. 4a Abs. 1 BPVG und der FMA-Richtlinie
2008/1 (Uberpriifung der Anschlusspflicht gemiiss
BPVG) iiberpriift die AHV, ob die von ihr erfass-
ten Arbeitgeber ordnungsgemiss bei einer Vorsor-
geeinrichtung angeschlossen sind. Die AHV fordert
Arbeitgeber, die ihrer Anschlusspflicht nicht nachge-
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kommen sind, auf, sich innert zwei Monaten einer
Vorsorgeeinrichtung riickwirkend anzuschliessen.
Kommt der Arbeitgeber dieser Aufforderung nicht
nach, erfolgt durch die AHV eine Meldung an die
FMA. Die FMA fordert den gemeldeten Arbeitgeber
ebenfalls auf, den rechtmissigen Zustand herzustellen.
Schliesst sich der Arbeitgeber daraufhin keiner Vor-
sorgeeinrichtung an, weist die FMA den Arbeitgeber
mittels Zwangsanschluss riickwirkend einer Vor-
sorgeeinrichtung zur Versicherung zu. Im Berichtsjahr
erfolgte seitens der FMA nur ein Zwangsanschluss.
In den meisten Fillen wurde im Einvernehmen mit

dem Arbeitgeber eine Losung gefunden.

Die Vorsorgeeinrichtungen haben der FMA Meldung
zu erstatten, wenn ein Anschlussvertrag mit einem
Arbeitgeber aufgelost wird. In diesen Fillen tiberpriift
die FMA, ob der betreffende Arbeitgeber weiterhin
versicherungspflichtige Arbeitnehmer beschiftigt und
er sich, wenn nétig, einer neuen Vorsorgeeinrichtung
angeschlossen hat. Im Jahr 2011 wurden der FMA
56 Meldungen iiber die Auflésung von Anschluss-
vertrigen erstattet. Nach Erhalt der Meldung einer
Vorsorgeeinrichtung fordert die FMA den Arbeit-
geber auf mitzuteilen, ob er weiterhin versicherungs-
pflichtige Arbeitnehmer beschiftigt, und den Nach-
weis zu erbringen, bei welcher Vorsorgeeinrichtung
der Anschluss erfolgt ist. Falls erforderlich, hat die
FMA den Arbeitgeber auch in solchen Fillen einer
Vorsorgeeinrichtung mittels Zwangsanschluss zur
Versicherung zuzuweisen. Im Berichtsjahr konnten
simtliche dieser Fille ohne Zwangsanschluss erle-

digt werden.

Massnahmen bei Beitrags-

ausstinden von Arbeitgebern

Die Vorsorgeeinrichtungen sind gemiss BPVG
verpflichtet, der FMA innert drei Monaten Mel-

dung zu erstatten, wenn der Arbeitgeber mit der



Beitragszahlung an die Vorsorgeeinrichtung in Ver-
zug ist. Im Jahr 2011 gingen bei der FMA 146 (Vor-
jahr: 167) Mitteilungen iiber Beitragsausstinde ein.
Die FMA fordert den Arbeitgeber in diesen Fillen
unter Strafandrohung zur Begleichung dieser Aus-
stinde auf. Infolge solcher Beitragsausstinde sah
sich die FMA veranlasst, im Jahr 2011 gestiitzt auf
Art. 25 Abs. 1 BPVG insgesamt 11 (Vorjahr: 6) Sach-
verhaltsmitteilungen an die Staatsanwaltschaft zu

erstatten.

Operative Schwerpunkte

Im Rahmen der jihrlichen Berichterstattung wur-
den die neu eingefithrten Zusatzberichte der Revi-
sionsstellen ausgewertet. Dieses Instrument gibt der
FMA einen vertieften Einblick in die Ergebnisse der
Priifungsarbeiten der Revisionsgesellschaften. Nach
den ersten Erfahrungen wurde dieser Zusatzbericht
fiir das kommende Berichtsjahr tiberarbeitet und
optimiert. Ein weiterer Schwerpunkt waren die Vor-
sorgeeinrichtungen mit einer Unterdeckung, auf die
ein besonderes Augenmerk gerichtet wird. Die betrof-
fenen Unternehmen miissen der FMA vierteljihrlich
tiber die Entwicklung des Deckungsgrades und die

Wirksamkeit der getroffenen Massnahmen berichten.

Ausblick

Aufgrund der BVG-Strukturreform und der damit
erfolgten Anderungen der Rechtsgrundlagen der
beruflichen Vorsorge in der Schweiz sowie der Verein-
barung mit dem Sicherheitsfonds zwischen Liechten-
stein und der Schweiz wird die FMA einen allfilligen
Anpassungsbedarf der liechtensteinischen Gesetz-
gebung iiber die betriebliche Personalvorsorge priifen.
Schwerpunktmissig werden dabei die Einfiihrung
von Integritits- und Loyalitdtsvorschriften sowie

Geschifte mit Nahestehenden gepriift.
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Die Entwicklungen an den Finanzmirkten werden
auch im Jahr 2012 fiir die Vorsorgeeinrichtungen eine
grosse Herausforderung darstellen. Fiir die Aufsicht
werden dabei die Kontrolle der finanziellen Situa-
tion der Vorsorgeeinrichtungen bezichungsweise die
Begleitung der Sanierungsmassnahmen bei Unterde-

ckung im Fokus stehen.

Mit dem im Jahr 2010 gegriindeten Liechtensteini-
schen Pensionskassenverband wurde weiterhin ein
regelmissiger Austausch gepflegt. Dieser Austausch
hat sich als gutes Instrument zur Erarbeitung gemein-

samer Lé’)sungen erwiesen.

1.3.4 Pensionsfonds

Bewilligungen

Aktuell sind sechs Pensionsfonds in Liechtenstein
bewilligt, wovon vier Pensionsfonds grenziiberschrei-
tend im EWR titig sind. Im Berichtsjahr wurde keine

neue Bewilligung erteilt.

Laufende Aufsicht

Die in Liechtenstein ansissigen Pensionsfonds wur-
den im Rahmen der ordentlichen Priifung auf-
gefordert, bis spitestens 30. April 2011 Bericht iiber
ihre Geschiftstitigkeit im Jahr 2010 an die FMA zu
erstatten. Die FMA hat die eingereichten Unterlagen
einer Priifung unterzogen sowie die Einhaltung der
gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen
tiberwacht. Die Priifrunde fiir das Geschiftsjahr 2010
wurde im August 2011 abgeschlossen. Zusitzlich sind
auch die halbjihrlichen Berichterstattungen der Pen-
sionsfonds einer Kontrolle unterzogen worden. Die
Resultate aus diesen Priiftitigkeiten geben zu keinen

Bemerkungen Anlass.
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Neben der Kontrolle der jihrlichen und halbjihr-
lichen Berichterstattungen arbeitete die FMA an
einem Projekt zur Stirkung des Pensionsfondsstand-
orts Liechtenstein. Basis bildete eine im Jahr 2010
von der Regierung in Auftrag gegebene Studie. Der
in diesem Zusammenhang vorgestellte Masterplan
sieht unter anderem vor, die Gesetzgebung zu Pen-
sionsfonds in einzelnen Teilbereichen zu optimie-
ren. Seitens der FMA wurden deshalb diese Teil-
aspekte in der Gesetzgebung anderer erfolgreicher
Pensionsfondsstandorte in Europa analysiert, um
gegebenenfalls in naher Zukunft zur Optimierung
der liechtensteinischen Gesetzgebung beizutragen.
Dabei soll jedoch die Revision der europidischen

Pensionsfondsrichtlinie abgewartet werden.

Auf europiischer Ebene erfolgt derzeit eine Uber-
arbeitung der Richtlinie fiir die Einrichtungen der
betrieblichen Altersvorsorge. Im Rahmen dieser
Anderungen fiihrt die Europiische Kommission Kon-
sultationen mit der Europiischen Aufsichtsbehorde
fiir das Versicherungswesen und die betriebliche
Altersvorsorge (EIOPA) und den Stakeholdern durch
(u.a. 6ffentliche Anhérung im Mirz 2012). Nach
erfolgter Uberarbeitung dieser Richtlinie sollen die
Anderungen unter Einbezug der Ergebnisse aus der
Analyse der FMA zur Stirkung des Pensionsfonds-

standorts in nationales Recht iibernommen werden.
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Der Bereich AFI nimmt die sorgfaltspflichtrechtliche
Aufsicht in Bezug auf Treuhinder, Rechtsanwilte,
Patentanwilte und Wirtschaftspriifer sowie deren
Priifungs- und Berufszulassungen zur Ausiibung
der entsprechenden Titigkeiten auf dem Finanzplatz
wahr. Die sorgfaltspflichtrechtliche Aufsicht umfasst
auch weitere Finanzintermediire wie Personen mit
einer Berechtigung nach Art. 180a PGR, Hindler mit
Giitern, Immobilienmakler und sonstige Sorgfalts-
pflichtige. Ferner tibt die FMA die Disziplinargewalt
tiber Wirtschaftspriifer gemiss WPRG aus.

Folgende Gesetze und dazu erlassene Durch-
fithrungsverordnungen werden vollzogen: Gesetz
iiber berufliche Sorgfaltspflichten zur Bekimpfung
von Geldwischerei, organisierter Kriminalitit und
Terrorismusfinanzierung (Sorgfaltspflichtgesetz;
SPG); Gesetz iiber die Treuhinder (Treuhinder-
gesetz; TrHG); Gesetz tiber die Wirtschaftspriifer
und Revisionsgesellschaften (WPRG); Gesetz iiber
die Rechtsanwilte (Rechtsanwaltsgesetz; RAG);
Gesetz liber die Patentanwilte (Patentanwaltsgesetz;
PAG). Ferner obliegt der FMA der Vollzug des Geld-
spielgesetzes (GSG) und der entsprechenden Durch-
fithrungsverordnungen in sorgfalespflichtrechtlicher
Hinsicht.

Priifungszulassungen

Nach dem RAG wurden 2 Anmeldungen zur Eig-
nungspriifung EWR registriert, 1 Person hat die
Priifung bestanden, 1 Person ist zuriickgetreten.
Zur Zulassungspriifung nach dem RAG wurden
13 Anmeldungen registriert, wovon 1 Person zuriick-
trat. 7 Kandidaten haben die Rechtsanwaltspriifung

bestanden.



2011 erfolgte 1 Priifungsanmeldung nach dem PAG,
die jedoch zuriickgezogen wurde. Nach dem TrHG
wurden 17 Antrige zur Zulassungspriifung registriert,
wovon 10 Teilnehmer bestanden haben. 2 Antrige
zur Priifungszulassung nach dem TrHG mussten
zuriickgewiesen werden, 1 Person zog ihren Antrag
zuriick. Nach dem WPRG wurden 25 Antrige zur
Eignungspriifung registriert, wovon 13 Kandidaten

die Priifung bestanden haben.
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Bewilligungen
Im Jahr 2011 sind 47 Bewilligungen zur Ausiibung
der entsprechenden Titigkeiten an natiirliche und

juristische Personen erteilt worden.

Zudem wurden in 26 Fillen auf Antrag Anderungen
bei bereits bestehenden Bewilligungen vorgenommen.
Dabei handelte es sich zumeist um Anderungen der

Firma, Wechsel des verantwortlichen Geschifts-

Andere Finanzintermediare 2008 2009 2010 2011
! TreUhander ................................................................... 85 ................ 83 ................ 77 ................ 79 |
Treuhander mit eingeschrankter Bewilligung 28 26 23 21
Treuhandgesellschaften 260 262 264 263
Treuhandgesellschaften mit eingeschréankter Bewilligung 19 24 28 29
. W|rtschaf‘[3prufer ............................................................ 23 ................ 24 ................ 25 ................ 23 .
Revisionsgesellschaften 26 26 26 24
Rechtsanwane .............................................................. 133147 ............... 150 ............... 154
Eintragungsféhige liechtensteinische Rechtsanwélte 64 60 66 61
Niedergelassene européische Rechtsanwalte 27 25 25 27
Rechtsanwaltsgesellschaften 26 28 28 29
Zweigniederlassungen von Rechtsanwaltsgesellschaften 1 1 1 1
Konz|p|emen71 ................. 66 ................ 67 ................ 55
Recmsagemen5544
..'.Dé.té.r;t.ér.“.'\;él.té ................................................................ 10 ................ 1099
Patentanwaltsgesellschaften 4 3 3 3
 Personen mit einer Berechtigung nach Art. 180a PGRY sta s2 s6 533
Wech3e|3tuben2>oooo
. .|}«;1.r}165i.|i.e.r}}ﬁ.a.k|é}é) ........................................................... .2.1 ................. 24 ................ 25 .................. 7 .
Handler mit Gutern? 39 42 42 11
5p|e|bankenoooo
. Sonsnge sor gf a|tspf||cht|992) ................................................. 30 ................ 32 ................ 35 ................ 32 .
TOTAL1385 .............. ; 420 .............. ; 444 .............. ; 375
;; g:gzb(iiv\v::l;esondere gestiitzt auf Meldepflicht nach Art. 3 Abs. 3 SPG Grafik 12

Andere Finanzintermediire

unter Aufsicht der FMA
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fithrers sowie um Verlingerungen von Konzipienten-
bewilligungen. Weiter wurden insgesamt 47 Bewil-
ligungen geldscht (2010: 40).

Rechtsanwilte und weitere Kategorien

Per 31. Dezember 2011 betrigt der Bestand an Per-
sonen nach dem RAG 342 (2010: 341). In dieser
Zahl sind Rechtsanwilte (164), eintragungsfihige
liechtensteinische Rechtsanwilte (61), niedergelassene
europiische Rechtsanwilte (27), Konzipienten (56),
Rechtsanwaltsgesellschaften (29) als auch Zweignie-
derlassungen von Rechtsanwaltsgesellschaften (1)

und Rechtsagenten (4) eingeschlossen.

Treuhinder und Treuhandgesellschaften

Per 31. Dezember 2011 betrigt der Bestand an Bewil-
ligungen nach dem TrHG 392 (2010: 392). Darin
eingeschlossen sind 79 Treuhinder, 21 Treuhinder
mit eingeschrinkter Bewilligung, 263 Treuhand-
gesellschaften und 29 Treuhandgesellschaften mit

eingeschrinkter Bewilligung.

Patentanwilte und Patentanwaltsgesellschaften

Die Zahl der Patentanwilte sowie der Patentanwalts-
gesellschaften blieb unverindert. Der Endbestand
an Personen mit einer Bewilligung nach dem PAG
betrigt per 31. Dezember 2011 12.

Wirtschaftspriifer und Revisionsgesellschaften
Per 31. Dezember 2011 stehen 23 geschiftsmissig
titige Wirtschaftspriifer und 24 Revisionsgesell-
schaften unter der Aufsicht der FMA. Im freien
Dienstleistungsverkehr betrigt die Anzahl der
geschiftsmissig titigen Wirtschaftspriifer 9, die
der Revisionsgesellschaften 22.
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Aufsicht gemiss SPG

Im Jahr 2011 erfolgten insgesamt 86 ordentliche
Sorgfaltspflichtkontrollen, wovon 19 durch die FMA
begleitet wurden. Im Rahmen der Aufsicht gemiss
SPG obliegt der FMA insbesondere die Planung,
Durchfithrung und Begleitung sowie Auswertung
der Sorgfaltspflichtkontrollen, die Durchfithrung
von ausserordentlichen Kontrollen, die Setzung von
Massnahmen und die Sanktionierung, die Beantwor-
tung von Rechts- und Auslegungsfragen sowie die
Erkennung und Untersuchung von Verdachtsfillen

im Bereich der Missbrauchsbekimpfung.

Die Begleitung der Kontrollen durch die FMA dient
einerseits der Forderung eines gemeinsamen Ver-
standnisses tiber sorgfaltspflichtrechtliche Standards
und deren Gewihrleistung sowie dem gegenseitigen
Informationsaustausch iiber die herrschenden Markt-
verhiltnisse. Andererseits beriicksichtigt die FMA
auch die Empfehlungen des Internationalen Wih-
rungsfonds (IWF), wonach eine grossere Einbindung
der FMA bei den Kontrollen vor Ort erfolgen soll.

Ordentliche Sorgfaltspflichtkontrollen

Insgesamt wurden in der Priifrunde 2011 523 Finanz-
intermediire angeschrieben, von denen gemiss
eigenen Angaben 330 Aktivititen im Sinne von
Art. 3 Abs. 1 SPG ausgeiibt haben. In der Folge wur-
den 86 ordentliche Sorgfaltspflichtkontrollen (teil-
weise konsolidierte Priifungen) vorgenommen. Es
wurden im Rahmen der Sorgfalespflichtkontrollen
330 Finanzintermediire resp. rund 2000 Geschifts-
beziehungen gepriift. Im Vergleich zum Vorjahr wur-

den prozentual weniger Beanstandungen festgestellt.

Im Rahmen der Auswertung der Kontrollberichte
und anlisslich der begleiteten Kontrollen wurde

Folgendes festgestellt: Die Erfiillung der formellen
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Voraussetzungen bei Feststellung und Uberpriifung
der Identitit des Vertragspartners und der wirtschaft-
lich berechtigten Person sowie der Geschiftsprofile
hat sich im Vergleich zum Vorjahr verbessert. Bei der
risikoadiquaten Uberwachung und bei den Doku-
mentationspflichten wurden 2011 mehr Mingel als
im Vorjahr festgestellt. Entweder wurden einzelne
Transaktionen nicht analog den internen Weisungen
abgeklirt oder es fehlten Dokumente, Bankbelege
sowie Vermégensaufstellungen. Nach Abschluss
der Priifrunde wurden die betroffenen Finanzinter-
mediire sowie die beteiligten Sorgfaltspflichtpriifer
wiederum schriftlich tiber das Gesamtergebnis der

Priifrunde 2011 informiert.

Ausserordentliche Sorgfaltspflichtkontrollen

Im Jahr 2011 wurden keine ausserordentlichen Kont-
rollen nach Art. 25 SPG durchgefiihre, jedoch erfolg-
ten 2011 Nachkontrollen von ausserordentlichen

Sorgfaltspflichtkontrollen der Vorjahre.

Die Titigkeit im Bereich der Missbrauchsbekimp-
fung leistet einen wichtigen Beitrag zum Schutz
der Kunden und zur Sicherung des Vertrauens in
den Finanzplatz Liechtenstein. Der Bereich Andere
Finanzintermediire setzt bei der Missbrauchs-
bekimpfung u.a.auf Priventivmassnahmen in
Form von Zusammenarbeit mit anderen Behérden
der Landesverwaltung, Aufklirungsarbeit sowie auf

Medienmonitoring.

Als Missbrauchsbekimpfung wird zum einen das
aufsichtsrechtliche Vorgehen gegen natiirliche und
juristische Personen verstanden, die eine spezial-
gesetzlich bewilligungspflichtige Titigkeit ohne

Bewilligung ausiiben oder unberechtigt eine in den
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Spezialgesetzen vorbehaltene Berufs- oder Geschifts-
bezeichnung oder Firma fiihren. Es erfolgten im
Jahr 2011 mehrere Aufforderungen, den Unterneh-
menszweck anzupassen. Zum anderen ist im Rahmen
der Missbrauchsbekdmpfung in jenen Fillen einzu-
schreiten, bei welchen die Voraussetzungen fiir die
Austibung der Titigkeit(en) nicht oder nicht mehr
gegeben sind. Die FMA untersagte in zwei Fillen
voriibergehend die weitere Titigkeit und erstattete
Anzeigen ans Obergericht, welches die Disziplinar-

gewalt ausiibt.

Schwerpunkte in der Aufsicht bildeten die Beglei-
tung ordentlicher Sorgfalespflichtkontrollen und die
Auswertung der dazu eingereichten Kontrollberichte.
Diese wurden mit den Sorgfaltspflichtpriifern in
einem personlichen Gesprich erortert. Hinsicht-
lich der Aufsicht tiber die Wirtschaftspriifer und
Revisionsgesellschaften waren die Tidtigkeiten ins-
besondere geprigt durch konzeptionelle Aufgaben-
stellungen. Hervorzuheben sind insbesondere die
Entwicklung und Aufschaltung des elektronischen
Wirtschaftspriiferregisters, die Entwicklung eines
Konzeptes zur Durchfithrung von Sorgfalespflicht-
kontrollen sowie die Entwicklung einer Konzeption
betreffend die Durchfiithrung von Qualititskontrol-
len ab dem Jahr 2013 bei Wirtschaftspriifern und
Revisionsgesellschaften, die Abschlusspriifungen

vornehmen.

Weitere Schwerpunkte bildeten die Regulierungs-
projekte Verbesserung der Aufsicht tiber Treuhinder,
Aufsicht iiber 180a-PGR-Berechtigte, Berufshaft-
pflichtversicherung bei den Freien Berufen sowie

Neuregelung der Inhaberpapiere.



Im Jahr 2012 werden die ordentlichen Sorgfalts-
pflichtkontrollen wiederum einen wichtigen Fokus
der Titigkeiten darstellen. Erstmalig systematisch im
Priiflauf beriicksichtigt werden Hindler mit Giitern
und Immobilienmakler (soweit sorgfaltspflicht-
relevante Geschifte vorliegen) sowie Wirtschafts-
priifer und Revisionsgesellschaften. Die Imple-
mentierung einer konsistenten, den internationalen
Anspriichen geniigenden Aufsicht tiber Wirtschafts-
priifer und Revisionsgesellschaften erfordert den
Aufbau einer zielorientierten internationalen Ver-
netzung. Vor diesem Hintergrund wird 2012 die Mit-
gliedschaft im International Forum of Independent

Audit Regulators (IFIAR) beantragt.

Mit Blick auf die Konzeptionierung der Qualitdts-
kontrollen bei Wirtschaftspriifern und Revisionsge-
sellschaften arbeitet die FMA bei der Entwicklung

einer entsprechenden Durchfithrungsverordnung

AUFSICHT

mit. Die Inkraftsetzung der Verordnung wird fiir
Mitte 2012 angestrebt. Eine weitere zentrale Auf-
gabe ist die Uberpriifung und Beaufsichtigung von
Wirtschaftspriifern und Revisionsgesellschaften. In
diesem Zusammenhang ist vor allem das Aufsichts-

und Qualititssicherungssystem zu implementieren.

Mit Inkrafttreten des vorgesehenen Gesetzes betref-
fend die Aufsicht iiber Personen nach Art.180a PGR
wird das Aufgabengebiet der FMA erneut erweitert
werden. In diesem Zusammenhang ist ein Aufsichts-
system (insb. Bewilligungsverfahren, Massnahmen
und Sanktionen) aufzubauen, das neu 6ffentlich
zugingliche Verzeichnis iiber bewilligte Personen zu
fithren (bisher fithrte das Grundbuch- und Offent-
lichkeitsregisteramt eine nicht 6ffentlich zugingliche
Liste) und die Aufsicht {iber diese Personen auszu-
iiben. In der Regulierung werden u.a. die Projekte
Verbesserung der Aufsicht tiber Treuhinder und
Berufshaftpflichtversicherung bei den Freien Beru-

fen weitergefithrt werden.
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Im Jahr 2011 wurden zahlreiche der in den Vorjahren
als Reaktion auf die Finanzkrise initiierten Regulie-
rungsvorhaben auf globaler und europiischer Ebene

umgesetzt oder weiter vorangetrieben.

Im Laufe des Jahres spitzte sich zudem die euro-
paische Schuldenkrise zu. Der Bankrott einzelner
Staaten konnte nur durch das Eingreifen des Inter-
nationalen Wihrungsfonds (IWF), der EU und der
Europiischen Zentralbank (EZB) verhindert werden.
Die Ratingagenturen stuften die Kreditwiirdigkeit
zahlreicher europiischer Staaten mehrfach herab.
Das Vertrauen der Mirkte in bislang als sicher gel-
tende Staatsanleihen schwand daraufhin dramatisch.
Gleichzeitig wurde es fiir viele europiische Staaten
schwieriger und teurer, am Kapitalmarkt Schulden

aufzunehmen.

Die noch von der Finanzkrise geschwichten Ban-
ken gerieten, als wichtigste Gliubiger der europi-
ischen Staaten, ebenfalls stark unter Druck. Die
Insolvenz eines oder mehrerer Staaten wire fiir sie

kaum verkraftbar gewesen. Europa stand damit vor

REGULIERUNG

dem Dilemma, dass einerseits das Bankensystem zu
schwach war, um eine Staatsinsolvenz absorbieren
zu kénnen und andererseits die Staatsfinanzen in zu
schlechter Verfassung, um Banken in einem solchen

Fall stiitzen zu konnen.

Es wurde deutlich, dass Staatshaushalte, Geldpolitik,
Bankensystem und Finanz- und Kapitalmirkte ein
fragiles System darstellen, das erhebliche Risiken in
sich birgt. Die Politik hat mit umfangreichen Mass-
nahmen reagiert und eine liickenlose, international
koordinierte und wesentlich striktere Regulierung

der Finanzmirkte angekiindigt.

In der Konsequenz bedeutet dies, dass die verschiede-
nen, teilweise neu ins Leben gerufenen internationalen
Aufsichtsgremien, Regulatoren und Standard-Setter
in Zukunft deutlich an Kompetenzen gewinnen und
vermehrt Einfluss auf die einzelnen Finanzmirkte
ausiiben werden. Die Anzahl an neuen Regulie-
rungsvorhaben wird weiter zunehmen und Finanz-
intermediire und nationale Aufsichtsbehorden vor

grosse Herausforderungen bei der Umsetzung stellen.
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Abgeschlossene regulatorische Vorhaben

Umsetzung der Umsetzung der Richtlinie
2009/27/EG, 2009/83/EG, 2009/111/EG

und 2010/76/EU (CRD I, IT und III)

Im Jahr 2011 wurden die CRD-Richtlinien I, II
und III (Capital Requirements Directives) in das
liechtensteinische Recht umgesetzt. Die Richtlinien
modifizieren die als Basel II bekannten Richtlinien
2006/48/EG und 2006/49/EG, indem sie die darin
enthaltenen Eigenmittel- und Risikomanagement-
vorschriften partiell revidieren und erginzen. Zusitz-
lich enthalten sie Bestimmungen zur internationalen
Zusammenarbeit der Aufsichtsbehdrden, zur Ver-
giitungspolitik und -praxis der Banken und Wert-
papierfirmen sowie zur Abinderung von technischen
Vorschriften im Rahmen der Eigenmittelausstattung.
Die Umsetzung dieser Bestimmungen erfolgte in
Liechtenstein durch Anderungen im Bankengesetz,
der Bankenverordnung und der Eigenmittelver-

ordnung.

Amtshilfebestimmungen

Am 1. Januar 2011 traten die neuen Amtshilfebestim-
mungen des Finanzmarktaufsichtsgesetzes in Kraft.
Diese neuen Bestimmungen, deren Einfithrung eine
Voraussetzung fiir die Aufnahme bei IOSCO und
ESMA waren, haben den Amtshilfeprozess im Bereich
der Wertpapieraufsicht grundlegend umgestaltet.

E-Geldgesetz

Am 1. Mai 2011 traten das liechtensteinische E-Geld-
gesetz und die E-Geldverordnung in Kraft, womit die
E-Geldrichtlinie 2009/110/EG umgesetzt worden ist.
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Finalititsgesetz
Am 1. Juli 2011 trat die Teilrevision des Finalitdtsgeset-
zes in Kraft (Umsetzung der Richtlinie 2009/44/EG).

Pendente regulatorische Vorhaben

Umsetzung der CRD IV-Regulierung

Mit der neuen CRD IV-Regulierung, welche die auch
als Basel III bekannten internationalen Standards in
das EU-Recht iiberfiihrt, soll der EU-Bankensektor
widerstandsfihiger gemacht werden. Dazu werden
neue Regeln zur Eigenkapitalausstattung, ein neuer
Governance-Rahmen und ein einheitliches Regelwerk
geschaffen. Diese umfassende Regulierung wird in
Form einer in das nationale Recht zu transponieren-
den Richtlinie sowie einer direkt anwendbaren Ver-
ordnung erfolgen und die Richtlinien 2006/48/EG
und 2006/49/EG ablésen. Die CRD I'V-Regulierung
soll auf EU-Ebene bereits am 1. Januar 2013 in Kraft
treten, bis zum 1. Januar 2019 sollen die neuen Regeln

dann vollumfinglich anwendbar sein.

Umsetzung der Crisis-Management-
Regulierung

Ziel dieser umfassenden Regulierung ist ein Regel-
werk, welches Normen setzt fiir die Krisenbewilti-
gung (Restrukturierung und ordentliche Auflésung)
bei Banken und Wertpapierfirmen. Um Krisen-
situationen im Bankensektor besser begegnen zu
kénnen, sollen u.a. Massnahmen fiir ein frithzeitiges
Einschreiten der zustindigen Behdrden und organi-
satorische Vorkehrungen zur besseren Bewiltigung
von Krisenfillen (z.B.so genannte Recovery- und
Resolution-Pline) geschaffen werden. Die Umsetzung

diirfte in Form einer Richtlinie erfolgen.

Umsetzung der Marktmissbrauchs-Regulierung
Mit der geplanten Regulierung in Form einer Richt-
linie sowie einer Verordnung soll der bestehende

Rahmen zur Sicherstellung der Marktintegritit und



des Anlegerschutzes, geschaffen durch die Marke
missbrauchsrichtlinie 2003/6/EG, der aktuellen
Marktrealitit angepasst und gestirkt werden. Ein
wichtiger Bestandteil der neuen Regulierung ist dabei
die Ausweitung der Kompetenzen der zustindigen

Behorden sowie die Verschirfung der Sanktionen.

Umsetzung der Hypothekarrichtlinie

Die andauernde Krise an den Finanzmirkten hat
Schwichen in der Regulierung des Kreditgeschif-
tes offenbart. Daher soll mit einer neuen Richtlinie
der Schutz der Kreditnehmer verbessert werden. Die
neuen Vorschriften befassen sich u.a. mit Themen
wie Werbung, vorvertraglichen Informationen, Bera-
tung, Kreditwiirdigkeitspriifung und vorzeitiger

Riickzahlung.

Foreign Account Tax Compliance Act (FATCA)

Diese neue US-Gesetzgebung sicht vor, dass aus-
lindische Finanzintermediire ihre US-Kunden
identifizieren und Informationen zu diesen an die
amerikanischen Steuerbehérden liefern miissen.
Nicht kooperierenden Finanzintermediiren droht
eine 30-prozentige Quellensteuer auf Einkiinfte
aus US-Finanzinstrumenten und auf die Ertrige
aus deren Verkauf. FATCA soll am 1. Januar 2013
in Kraft treten, wobei gewisse Pflichten aus der
umfangreichen Gesetzgebung zu spiteren Zeitpunk-

ten anwendbar werden.

Teilumsetzung der Richtlinie 2009/14/EG
(Einlagensicherung, 2. Phase)

In der 2. Phase der Umsetzung der Einlagensiche-
rungs-Richtlinie sollen die im Rahmen der Einlagen-
sicherung geltenden Forderungsfeststellungs- und

Auszahlungsfristen relativ stark reduziert werden.
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Abgeschlossene Regulierungsvorhaben

Umsetzung der UCITS IV-

Richtlinie 2009/65/EG

Im Rahmen der Anpassung der rechtlichen Regelung
fiir Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wert-
papieren (OGAW, engl. UCITS) sowie der euro-
piischen Massnahmen als Reaktion auf die Finanz-
krise wurde auf europdischer Ebene die Richtlinie
2009/65/EG (UCITS IV) einschliesslich zugehoriger
Durchfiithrungsakte verabschiedet. Anlisslich der
nationalen Umsetzung wurden das Investment-
unternehmensgesetz (IUG) und die -verordnung
(IUV) durch das UCITS-Gesetz (UCITSG) ein-
schliesslich der Ausfithrungsverordnung (UCITSV)
in Bezug auf UCITS-Fonds und Verwaltungs-

gesellschaften zu grossen Teilen revidiert.

Die nationalen Erlasse (UCITSG und UCITSV)
traten per 1. August 2011 in Kraft. Die Transposition
der Richtlinie sowie der entsprechenden Durch-
fithrungsakte der Kommission war Teil des Projekts

Fondsplatz 2011 der Regierung.

Pendente Regulierungsvorhaben

Umsetzung AIFM-Richtlinie

Am 1.Juli 2011 wurde die AIFM-Richtlinie
2011/61/EU verdffentlicht. Die Richtlinie ist bis spa-
testens 22. Juli 2013 in nationales Recht umzusetzen.
Die FMA arbeitet in einer von der Regierung bezeich-
neten Projektgruppe zum Fondsplatz Liechtenstein
an der Umsetzung dieser Richtlinie aktiv mit. Die
AIFM-Richtlinie soll gemiss Zeitplan der Regierung

bis Ende 2012 umgesetzt werden. Liechtenstein will
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durch eine frithzeitige Umsetzung dem Markt Chan-
cen erdéffnen, Rechtssicherheit schaffen und fiir die
Planbarkeit bei den Akteuren sorgen. Das Gesetz
tiber die Verwaltung von alternativen Investment-
fonds (AIFMG) soll per 1. April 2013 in Kraft treten.

WPPG und OffG

Die FMA hat an der Umsetzung der Anderungen der
Prospektrichtlinie und der Transparenzrichtlinie mit-
gewirkt. Das teilrevidierte Wertpapierprospektgesetz
(WPPG) und das teilrevidierte Offenlegungsgesetz
(OffG) sollen im August 2012 in Kraft treten.
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Umsetzung der Richtlinie 2006/54/EG

sowie der Richtlinie 2004/113/EG

Die Richtlinie 2006/54/EG (Verwirklichung des
Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleich-
behandlung von Minnern und Frauen in Arbeits- und
Beschiftigungsfragen) bezweckt im Wesentlichen,
mehr Rechtssicherheit bei der Durchsetzung des
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Minnern
und Frauen in Arbeits- und Beschiftigungsfragen zu
schaffen. Vorrangiges Ziel der Richtlinie ist es, die
Gleichstellung der Geschlechter im Berufsleben zu
gewihrleisten. Unter anderem soll auch der Grund-
satz der Gleichbehandlung bei den betrieblichen
Systemen der sozialen Sicherheit beachtet werden.
Darunter fillt insbesondere die freiwillige betrieb-
liche Personalvorsorge. Es gilt ein generelles Diskri-
minierungsverbot in diesem Bereich, insbesondere
hinsichtlich des Anwendungsbereichs solcher Systeme,
der Beitragspflicht sowie der Berechnung der Beitrige
und Leistungen. In gewissen Bereichen eroffnet die
Richtlinie jedoch Ausnahmemaéglichkeiten, welche
eine unterschiedliche Behandlung von Mann und

Frau auch weiterhin zulassen.

Jegliche Diskriminierung in der beruflichen Vor-
sorge beziiglich Beitragspflicht, Beitragsberechnung
und Leistungsberechnung ist auf dieser Grund-
lage untersagt. Weiterhin zulissig in der freiwilligen
betrieblichen Personalvorsorge sind unterschiedliche
Leistungen, welche versicherungsmathematischen
Berechnungsfaktoren Rechnung tragen, die je nach
Geschlecht unterschiedlich sein kénnen. Diese Rege-
lung betrifft nicht nur Vorsorgeeinrichtungen, son-

dern auch Pensionsfonds.



Mit Umsetzung der Richtlinie 2004/113/EG wurde
im Rahmen der gleichen Gesetzesvorlage zudem ein
Diskriminierungsverbot im Privatversicherungswesen
(Verbot unterschiedlicher Primien und Leistungen
zwischen Mann und Frau, sofern die Ungleichbe-
handlung nicht versicherungsmathematisch bzw. sta-

tistisch begriindet ist) eingefiihrt.

Anzumerken ist, dass der Europiische Gerichtshof in
seinem Urteil (C/236/09) vom 1. Mirz 2011 (Test-
Achats) Art. 5 Abs. 2 der Richtlinie 2004/113/EG
mit Wirkung vom 21. Dezember 2012 fiir ungiiltig
erklirt hat. Diese Bestimmung regelt die Verwendung
geschlechtsspezifischer versicherungsmathematischer
Faktoren im Versicherungswesen und bei verwandten
Finanzdienstleistungen. Der Gerichtshof befand, dass
cine Regelung, die es den Mitgliedstaaten gestattet,
eine Ausnahme von der in Art. 5 Abs. 1 dieser Richt-
linie verankerten Unisex-Regel zeitlich unbefristet
aufrechtzuerhalten, dem Ziel der Gleichbehand-
lung von Minnern und Frauen bei der Berechnung
von Versicherungsprimien und -dienstleistungen

zuwiderlduft.

Fiir Liechtenstein gilt nach wie vor der Beschluss
des Gemeinsamen EWR-Ausschusses. Daher ist fiir
Liechtenstein vorerst kein unmittelbarer Handlungs-
bedarf gegeben. Da die liechtensteinischen Versiche-
rungsunternehmen hauptsichlich in Staaten der EU
titig sind, hat dieses Urteil dennoch auf die Titigkeit

dieser Unternehmen Auswirkungen.

Die Umsetzung der Richtlinien 2006/54/EG und
2004/113/EG erfolgte mehrheitlich im Rahmen einer
Abinderung des Gleichstellungsgesetzes, welche am

8.Juni 2011 in Kraft getreten ist.
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Umsetzung der Solvency II-

Richtlinie 2009/138/EG

Die Gesetzgebungsarbeiten zur Umsetzung der
Rahmenrichtlinie 2009/138/EG wurden im Berichts-
jahr weitergefithrt. An der von der FMA organisier-
ten Auftaktveranstaltung am 24. Mai 2011 in Schaan
mit hoher nationaler und internationaler Beteiligung
wurde der Vorvernehmlassungsbericht fiir ein total-
revidiertes Versicherungsaufsichtsgesetz vorgestellt
und das Vorvernechmlassungsverfahren eréffnet. Die
liechtensteinischen Verbinde und Behorden sowie
weitere interessierte Kreise wurden somit frithzeitig
in den innerstaatlichen Umsetzungsprozess miteinbe-
zogen. Zudem wurde die Vorlage im Rahmen eines
Workshops mit dem Versicherungsverband diskutiert.
Unter Beriicksichtigung der Vorvernehmlassungs-
eingaben wurde der offizielle Vernechmlassungsbericht
am 18. Oktober 2011 von der Regierung verabschiedet.
Die Vernehmlassungsfrist endete am 20. Januar 2012.
Die Vorlage umfasst neben der Totalrevision des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes die Teilrevision weiterer
Spezialgesetze: Internationales Versicherungsver-
tragsgesetz, Versicherungsvertragsgesetz, Versiche-
rungsvermittlergesetz, Pensionsfondsgesetz sowie

Personen- und Gesellschaftsrecht.

Im Jahr 2011 wurde zudem die Ausarbeitung einer
totalrevidierten Versicherungsaufsichtsverordnung
angegangen. Die Solvency II-Richtlinie soll bis
1. Januar 2013 in liechtensteinisches Recht imple-
mentiert werden. Der Fahrplan seitens der EU zur
Verabschiedung der Omnibus II-Richtlinie, mit wel-
cher die Befugnisse der europdischen Aufsichts-
behérden konkretisiert und Anderungen der Rahmen-
richtlinie erfolgen werden, sowie der Erlass der

Durchfithrungsmassnahmen verspiten sich weiter.
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Umsetzung der Richtlinie 2011/89/EU
hinsichtlich der zusitzlichen

Beaufsichtigung der Finanzunternehmen

eines Finanzkonglomerats

Mit der Richtlinie 2011/87/EU wird die Finanz-
konglomeratsrichtlinie, die Versicherungsgruppen-
richtlinie, die Solvency II-Richtlinie sowie die Richt-
linie betreffend Kreditinstitute abgeindert. Die
Revision dieser Richtlinien bezweckt eine sinnvolle
Erginzung der Finanzkonglomeratsaufsicht, die
Sicherstellung einer umfassenden und angemessenen
Beaufsichtigung von Finanzkonglomeraten sowie die
Schliessung von festgestellten Liicken im Rahmen
dieser Aufsicht. Die Umsetzung dieser Richtlinie
erfordert eine Anpassung des Finanzkonglomerats-
gesetzes, des Bankengesetzes und des Versicherungs-

aufsichtsgesetzes.

Umsetzungsfrist in der EU ist Juni 2013. Die Ver-
nehmlassung in Liechtenstein soll voraussichtlich im
Juni 2012 erfolgen, wobei die notwendige Abinde-
rung im Versicherungsaufsichtsgesetz im Rahmen

von Solvency II geplant ist.
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Wegleitung zur Hauptverwaltung bei
Versicherungsunternehmen und Pensionsfonds
Im Rahmen der Aufsichestitigkeit ist die FMA wie-
derholt mit der Frage konfrontiert, welche organi-
satorischen Anforderungen in Bezug auf das gesetz-
liche Erfordernis an die Hauptverwaltung eines
liechtensteinischen Versicherungsunternehmens
und Pensionsfonds gestellt werden. Mit einer FMA-
Wegleitung sollen die Anforderungen an die Haupt-
verwaltung in Liechtenstein definiert werden. Im
Rahmen einer Vernehmlassung hatten der Versiche-
rungsverband, die liechtensteinischen Pensionsfonds
und die Wirtschaftspriifervereinigung die Méglich-
keit, dazu Stellung zu beziehen. Die Wegleitung wird
im Frithjahr 2012 finalisiert und wird anschliessend
Eingang in den ordentlichen Aufsichtsprozess der

FMA finden.

Anlagen im Rahmen der fonds- und
anteilgebundenen Lebensversicherung

Die FMA definiert derzeit Prinzipien, an denen sich
Versicherungsunternehmen beim Erlass von Anlage-
reglementen in Bezug auf die anteil- und fondsge-
bundene Lebensversicherung zu orientieren haben.
Die Prinzipien werden im Rahmen von Workshops
zusammen mit dem Liechtensteinischen Versiche-
rungsverband ausgearbeitet. Die definitive Verab-
schiedung dieser Prinzipien ist bis Sommer 2012

geplant.
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Abgeschlossene regulatorische Vorhaben

Umsetzung der Sonderempfehlung IX der FATF
zum grenziiberschreitenden Bargeldverkehr

Die FMA arbeitete im Rahmen einer von der Regie-
rung eingesetzten Arbeitsgruppe an der Umsetzung
der FATF-Sonderempfehlung IX zur Schaffung
ciner Regelung des grenziiberschreitenden Bargeld-
verkehrs mit. Die Umsetzung erfolgte u.a. durch die
Abinderung des Polizeigesetzes. Zur Bekdmpfung der
Geldwischerei und Terrorismusfinanzierung finden
nun neu Bargeldkontrollen mittels eines Auskunfts-
systems ab einer Betragsgrenze von CHF 10 000 bei
der Ein- und Ausfuhr statt. Die Anderungen sind
am 26. August 2011 in Kraft getreten.

Schaffung der Online-Geld-

spielverordnung (OGV)

Die Verordnung tiber die Online-Geldspiele (OGV),
an deren Ausarbeitung die FMA mitarbeitete, ist
am 10. Juni 2011 in Kraft getreten. Sie konkretisiert
u.a. die Bestimmungen iiber die Sorgfaltspflichten
nach dem SPG und GSG, fiir deren Vollzug die
FMA zustindig ist.

Pendente regulatorische Vorhaben

Verbesserung der Aufsicht iiber Treuhinder

Im Jahr 2011 wurde das Regulierungsprojekt «Ver-
besserung der Aufsicht iiber Treuhinder» lanciert.
Ziel dieses Projektes ist es, das Ansehen des liechten-
steinischen Treuhandsektors und seine internationale
Akzeptanz durch eine glaubwiirdige und zeitgemisse
Regulierung und wirksamere Beaufsichtigung zu stir-
ken. Im Juni wurde die Offentlichkeit iiber die von der

Treuhindervereinigung und der FMA verfolgte Ziel-
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setzung mittels gemeinsamer Erklirung informiert.
Im Rahmen der durchgefithrten Workshops konnte
mit der THV eine Einigung in den wesentlichen
Punkten erzielt werden. Mitte Dezember wurden
die Verbinde anlisslich einer Informationsveranstal-
tung sowie anschliessend die Offentlichkeit mittels
gemeinsamer Medienmitteilung tiber die Einigung
auf die Eckpunkte einer verbesserten Regulierung

und wirksameren Aufsicht informiert.

Im Zentrum steht eine gestirkte behérdliche Auf-
sicht, welche die Bewilligungserteilung, die dauernde
Einhaltung der Bewilligungsvoraussetzungen und
die Durchsetzung der Aufsicht bis hin zum Bewil-
ligungsentzug umfasst. Im Jahr 2012 werden die
Arbeiten im Projekt gemeinsam weitergefiihrt. Ein
entsprechender Entwurf zur Abidnderung des Treu-
hindergesetzes soll der Regierung bis Ende Mirz 2012

tibergeben werden.

Schaffung eines Gesetzes betreffend die
Aufsicht iiber Personen nach Art.180a des
Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR)

Auf Initiative der FMA wurde im Jahr 2010 von der
Regierung eine Arbeitsgruppe aus Verbandsvertre-
tern, der Regierung und der Behérden zur Schaffung
eines Gesetzes betreffend die Aufsicht iiber Personen
nach Art.180a PGR eingesetzt. Da diese Personen
bisher am wenigsten reguliert und beaufsichtigt sind,
soll ein nach internationalen Standards anerkanntes
Aufsichtssystem etabliert werden. Mit einem Bewil-
ligungssystem soll insbesondere sichergestellt werden,
dass die Triger einer solchen Bewilligung fachlich
kompetent und persénlich integer sind. Es soll wie
bei anderen Finanzmarktteilnehmern u.a. kiinftig
méglich sein, die Nichteinhaltung der Bewilligungs-
voraussetzungen zu sanktionieren und bei schweren

Verfehlungen die Bewilligung zu entziehen. Damit



soll die Reputation der Triger einer Berechtigung
nach Art. 180a PGR und des Finanzplatzes verbessert

und der Kundenschutz gestirkt werden.

Das Ressort Justiz beauftragte die FMA im Novem-
ber mit der Ausarbeitung eines entsprechenden Ver-
nehmlassungsberichts. Der anlisslich einer weiteren
Arbeitsgruppensitzung besprochene Bericht wurde
Mitte Dezember den betroffenen Verbinden und
Behorden mit der Moglichkeit zur Stellungnahme
gesendet (Vorvernehmlassung). Es ist geplant, dass
die Regierung den Vernehmlassungsbericht im Feb-
ruar 2012 beschliesst und anschliessend das offizielle
Vernehmlassungsverfahren startet. Das neue Gesetz
soll spitestens am 1. Januar 2013 in Kraft treten. Als
Aufsichtsbehorde ist die FMA vorgesehen.

Berufshaftpflichtversicherung

bei den Freien Berufen

Im Bereich der Berufshaftpflichtversicherungen bei
den Freien Berufen wurden seitens der FMA im Laufe
des Jahres diverse Gespriche mit den betroffenen Ver-
sicherern, Verbinden und den Ressorts Gesundheit
und Finanzen gefiihrt, um die einzelnen Probleme
in diesem Bereich zu erértern. Im Juni wurde ein
gegenseitig abgestimmter Zwischenbericht an die
Regierung iibermittelt und die Einsetzung einer
Arbeitsgruppe empfohlen. Die erste Arbeitsgruppen-
sitzung mit dem Ziel der Erarbeitung gemeinsamer

Revisionsvorschlige fand im November 2011 statt.

Im ersten Quartal 2012 soll nach Erhalt der Riickmel-
dungen der betroffenen Verbinde, Versicherer und
Behorden mit der Erarbeitung von praxistauglichen
(versicherbaren und bezahlbaren) Losungen durch
Abinderungen der jeweiligen gesetzlichen Grund-
lage begonnen werden. Es ist geplant, der Regierung
bis Mitte 2012 gemeinsam einen Vernehmlassungs-

bericht einzureichen.

REGULIERUNG

Durchfiithrungsverordnung zum Gesetz

iiber die Wirtschaftspriifer und Revisions-
gesellschaften (WPRG)

Auf Basis der am 1. Februar 2011 in Kraft getretenen
Abinderungen zum WPRG wird eine Durchfiih-
rungsverordnung zur Konkretisierung der Quali-
titssicherungspriifungen in Zusammenarbeit mit
der Wirtschaftspriifer-Vereinigung erarbeitet. Die
Verordnung soll im 3. Quartal 2012 in Kraft treten.

Neuregelung der Inhaberpapiere

Ein weiteres Regulierungsprojekt bildet die Umset-
zung der internationalen Standards in Bezug auf
Inhaberaktien. Im Rahmen der von der Regierung
eingesetzten Arbeitsgruppe wurde ein erster Entwurf
des Vernehmlassungsberichts zur Neuregelung der
Inhaberpapiere gemeinsam mit den betroffenen Ver-
binden erarbeitet. Die Vernehmlassung wird voraus-
sichtlich im ersten Quartal 2012 erdffnet.

Im Rahmen des Moneyval-Massnahmenpakets der
Regierung erfolgte eine aktive Mitarbeit. Es fanden
bereits erste Arbeitsgruppensitzungen statt. Zudem
wurde mit der Erstellung des Vernehmlassungs-
berichts gestartet. Die bereits im Jahr 2011 begon-
nenen Arbeiten sollen 2012 fortgesetzt werden. Die
Vernehmlassung beziiglich der einzelnen Gesetzes-
und Verordnungsabinderungen wird voraussichtlich
im Februar 2012 starten. Ende 2012 ist die Durch-
fithrung des Assessments durch das IWF-Team vor
Ort geplant.
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Die FMA unterhilt aufgrund ihrer Aufsichtstitigkeit
und der Mitarbeit in Regulierungsprojekten vielfil-
tige Kontakte zu Finanzintermedidren, Verbinden,
Regierung, Behérdenstellen und weiteren Anspruchs-
gruppen. Auch nach dem Ubergang der Oberaufsicht
vom Landtag auf die Regierung per Januar 2010 ist
der etablierte Dialog mit der Finanzkommission des
Landtages weitergefiithrt worden. In regelmissigen
Treffen orientieren der Prisident des Aufsichtsrates
und der Vorsitzende der Geschiftsleitung die Mitglie-
der der Finanzkommission iiber die Entwicklungen

in der Aufsicht und auf dem Finanzplatz.

Im Rahmen der IT-Strategie tiberarbeitet die FMA
zurzeit ihre Website. Im Vorfeld sind Interviews mit
Finanzintermediiren, Vertretern von Verbinden
und Behorden gefiithrt worden, damit deren Infor-
mationsbediirfnisse berticksichtigt und abgedeckt

werden konnen.

Am 24. Mai 2011 stellte die FMA in Schaan vor rund
150 Teilnehmern den Vorentwurf fiir ein gesamt-
revidiertes Versicherungsaufsichtsgesetz zur Umset-
zung von Solvency II vor. Mit dem frithzeitigen
Einbezug der Versicherungsunternehmen sollten
deren Anliegen aufgenommen und die Umsetzung

des Solvenzsystems erleichtert werden.
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In Zusammenarbeit mit der Universitit Liechten-
stein und der Stabsstelle Financial Intelligence Unit
hat die FMA am 9. Juni 2011 an einer 6ffentlichen
Informationsveranstaltung zu Entwicklungen im
Sorgfaltspflichtrecht, insbesondere zur geplanten

Erweiterung des Vortatenkataloges, orientiert.

Im Herbst jeweils wird die FMA-Praxis publiziert. Sie
dient der Information iiber die Aufsichtstitigkeit der
FMA. Erstmalig hat die FMA die aktuelle Ausgabe
an einer Veranstaltung Vertretern von Verbinden

und der Justiz vorgestellt und mit ihnen diskutiert.

Die FMA veroffentlichte neben dem Geschiftsbericht
und der FMA-Praxis die Broschiire «Finanzmarkt
Liechtenstein». Sie stellt Zahlen und Fakten zu den
Finanzintermediiren unter Aufsicht der FMA dar
und erlaubt damit einen guten Uberblick iiber den
Finanzplatz. Periodisch erschienen zudem die Pub-
likationen «Entwicklungen in der Regulierung» und

der «Volkswirtschaftsmonitor».

Der im Jahr 2010 eingefithrte Newsletter der FMA
hat sich als wichtiges Informationsinstrument fiir
die Finanzintermediire und interessierte Kreisen
etabliert. Der Newsletter zihlt mittlerweile iiber
1000 Abonnenten.

57



AUSSENBEZIEHUNGEN

Die infolge der globalen Finanzkrise initiierten regu-
latorischen Projekte der EU und der internationalen
Standardsetter haben im Berichtsjahr 2011 weiter-
hin die Entwicklungen auf internationaler Ebene

bestimmt.

Auf europiischer Ebene haben die neuen europii-
schen Aufsichtsbehérden EBA, ESMA und EIOPA
am 1. Januar 2011 ihre Titigkeiten aufgenommen.
Nach anfinglichen Aufbauarbeiten konnten sich die
neuen Behérden im Laufe des Jahres auf die ihnen
zugedachten Aufgaben konzentrieren, namentlich
die Verbesserung und Harmonisierung der Finanz-
aufsicht im Europiischen Binnenmarkt, gemeinsam
mit den nationalen Aufsichtsbehérden. Die Rolle der
EWR/EFTA-Staaten in diesem neuen europiischen
Aufsichtssystem war bis zum Ende des Jahres 2011
noch nicht abschliessend definiert. Die Verhandlun-

gen mit der EU-Kommission waren noch im Gang,.

Auf globaler Ebene wurden die Arbeiten infolge
der G20-Beschliisse fortgesetzt. In diesem Zusam-
menhang sind insbesondere die Reform der globa-
len Eigenmittelstandards fiir die Banken sowie die
Einfithrung gewisser Liquidititsstandards durch den

Basler Ausschuss zu erwihnen (Basel III).

Anlisslich des G20-Gipfels 2009 in London hat
das Financial Stability Board (FSB) den Auftrag
erhalten, die Aufsichtsstandards der 60 bedeutends-
ten Finanzzentren zu analysieren und eine Liste
nicht-kooperativer Linder zu erstellen. Das FSB
hat in den folgenden zwei Jahren anhand der IWE-
Linderberichte gepriift, inwieweit die einzelnen
Jurisdiktionen die einschligigen Standards des Basler
Ausschusses fiir Bankenaufsicht (BCBS), der Inter-

nationalen Vereinigung der Versicherungsaufsichts-
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behorden (IAIS) und der Internationalen Vereini-
gung der Wertpapieraufsichtsbehérden (IOSCO)
erfilllen. Ausserdem wurde Augenmerk darauf
gelegt, ob das IOSCO Multilateral Memorandum
of Understanding (MMoU) unterzeichnet wurde.
Das Ergebnis der Analyse wurde beim G20-Gipfel
in Cannes im November 2011 verdffentlicht. Das
liechtensteinische Aufsichtssystem hat hierbei das

beste von drei verschiedenen Linder-Ratings erhalten.

Zu diesem positiven Ergebnis hat auch die Unterzeich-
nung des IOSCO MMoU durch die FMA Liechten-
stein im April 2011 beigetragen. Die Unterzeichnung
hat auch die Aufnahme der FMA als ordentliches
Mitglied von IOSCO erméglicht. Durch die Neure-
gelung der liechtensteinischen Amtshilfe im Bereich
der Wertpapieraufsicht, fiir welche die Regierung
und der Landtag Ende 2010 den Weg geebnet hat-
ten, konnte die FMA die Voraussetzungen fir die
Unterzeichnung des IOSCO MMoU und somit fiir
die IOSCO-Mitgliedschaft erfiillen. Dies ist fiir die
internationale Reputation des Finanzplatzes Liechten-
stein und den weiteren Zugang zu den Wertpapier-
mirkten von essentieller Bedeutung. Ausserdem wird
der FMA dadurch eine stirkere Vernetzung mit ihren

Partnerbehérden erméoglicht.

Nur einen Monat nach der Aufnahme durch IOSCO
wurde die FMA schliesslich auch von der ESMA
eingeladen, als Beobachter im Rat der Aufseher, den
Ausschiissen und den Arbeitsgruppen teilzunehmen.
Dadurch ist die FMA nun in allen drei europiischen
Aufsichtsbehérden (EBA, EIOPA und ESMA) ver-
treten. Durch die Teilnahme erhilt die FMA friih-
zeitig Informationen zu wichtigen aufsichtsrecht-
lichen Entwicklungen, welche Auswirkungen fiir die
liechtensteinischen Finanzintermediire haben. Die
Aufsichtsbehorden bieten auch eine wichtige Platt-
form fiir einen regelmissigen Erfahrungsaustausch

mit den europiischen Partnerbehérden.



Im Berichtsjahr 2011 war ferner die laufende Uber-
arbeitung der 40 Empfehlungen der Financial
Action Task Force (FATF) sowie der neun Sonder-
empfehlungen (FATF 40+9) von Bedeutung. Die
Uberarbeitung ist in die Abschlussphase getreten.
Die revidierten Standards sollen im Februar 2012
verabschiedet werden. Die Uberarbeitung wird vor-
aussichtlich eine Aufnahme von Steuerdelikten in
den Vortatenkatalog und verstirkte Transparenz-
anforderungen bei juristischen Personen und Trusts

zur Folge haben.

3.2.1 Globale Zusammenarbeit

Moneyval

AUSSENBEZIEHUNGEN
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des liechtensteinischen Dispositivs zur Geldwische-
reibekdmpfung. Wie bereits 2007 wird dieses Assess-
ment durch Experten des IWF durchgefiihre.

Neben Linderevaluationen fithrt Moneyval typo-
logische Studien zu Methoden, Tendenzen und
Techniken der Geldwischerei und der Terrorismus-
finanzierung durch. 2011 setzte man sich mit dem
Aufschub von Finanztransaktionen, der Uberwachung
von Bankkonten und der Geldwischereibekimp-
fung im Handelsverkehr auseinander. Die laufenden
Arbeiten zu den Themen Internet-Gliicksspiel sowie
kriminelle Zahlungsstrome im Internet (Cybercrime)

wurden fortgesetzt.

International Organisation of Securities

Commaissions (I0OSCO)

Moneyval ist der Expertenausschuss des Europarates
fiir Fragen der Bekdmpfung der Geldwischerei und
Terrorismusfinanzierung. Der Ausschuss wurde mit
dem Auftrag ausgestattet, wechselseitige Evaluie-
rungen der Mitgliedsstaaten vorzunechmen. Diesem
Mandat entsprechend wurden im Berichtszeitraum
in sechs Mitgliedslindern Evaluationen durchgefiihrt
und hinsichtlich weiterer fiinf Linder die Abschluss-
berichte dieser Priifungen verabschiedet. Die FMA
hat sich durch die Mitarbeit in den Evaluationsteams
wieder aktiv an diesem Mechanismus beteiligt. Auch
2011 wurden mehrere Mitgliedsstaaten mit Defiziten
in der Umsetzung wesentlicher FATF-Empfehlungen
verpflichtet, dem Plenum Sonderberichte tiber erzielte

Fortschritte zu erstatten.

Liechtenstein wurde zuletzt 2007 im Rahmen des
Moneyval-Evaluationsmechanismus gepriift. Eine
neuerliche Evaluation (so genannte 4. Priifrunde) ist
fiir Ende 2012 vorgeschen. Ein positives Priifergebnis

ist fundamental fiir die internationale Anerkennung

Die Internationale Vereinigung der Wertpapierauf-
sichtsbehérden (IOSCO) hat an ihrer 36. Jahres-
tagung in Cape Town, Siidafrika, die FMA Liechten-
stein als ordentliches Mitglied aufgenommen. Die
Mitgliedschaft der FM A bei IOSCO stirkt die inter-
nationale Integration und Reputation des Finanz-

platzes Liechtenstein.

IOSCO ist der internationale Standardsetter auf
dem Gebiet der Wertpapieraufsicht und das weltweit
bedeutendste Kooperationsforum fiir Wertpapier-
aufsichtsbehorden. Durch Anpassung der Ameshilfe
im Wertpapierbereich hatten die Regierung und der
Landtag Ende 2010 den Weg fiir den Beitritt der FMA
zu IOSCO geebnet. Mit dieser neuen gesetzlichen
Regelung des aufsichtsrechtlichen Austausches von
Informationen zwischen Aufsichtsbehdrden konnten
die Aufnahmekriterien fiir die Mitgliedschaft bei
IOSCO erfiillt werden.
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Die IOSCO-Mitgliedschaft dient auslindischen Auf-
sichtsbehorden als zentraler Massstab fiir die Beur-
teilung der gegenseitigen Gleichwertigkeit. Letztere
wiederum gilt als eine Voraussetzung fiir die Zulas-
sung liechtensteinischer Finanzintermediire auf aus-
lindischen Finanzmirkten. Der Beitritt ist daher fiir
den Zugang liechtensteinischer Finanzintermediire
zu den internationalen Finanzmirkten von besonderer
Bedeutung. Die Mitgliedschaft bei IOSCO bzw. die
Unterzeichnung des IOSCO MMoU war auch ein
massgebliches Kriterium dafiir, dass Liechtenstein
in der erwihnten Evaluation der Aufsichtsstandards
durch das FSB das beste von drei moglichen Linder-
Ratings erhalten hat.

International Organisation

of Insurance Supervisors (IAIS)

Die 1994 gegriindete internationale Vereinigung
der Versicherungsaufsichtsbehorden reprisentiert
mittlerweile ca. 190 Versicherungsaufsichtsbehor-
den aus mehr als 140 Lindern, was bezogen auf das
Primienvolumen rund 97% des internationalen Ver-
sicherungsmarktes entspricht. Die IAIS férdert die
weltweite Kooperation zwischen den Versicherungs-
aufsichtsbehorden und setzt internationale Grund-
sitze und Standards im Bereich der Versicherungs-
aufsicht. An der Jahresversammlung 2011, an der die
FMA vertreten war, beschiftigten sich die Vertreter
intensiv mit Fragen zur Finanzmarkestabilitdt und
verabschiedeten die IAIS Insurance Core Principles,
Standards, Guidance and Assessment Methodology
(ICP), die weltweit akzeptiert und von internationa-
len Organisationen als Priiffungsmassstab zur Beur-
teilung der Stabilitit nationaler und internationaler

Finanzmirkte herangezogen werden.
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International Organisation
of Pension Supervisors (I0OPS)

IOPS ist der internationale Dachverband der Auf-
sichtsbehérden tiber Einrichtungen der betrieblichen
Altersversorgung, der zum Ziel hat, durch inter-
nationale Standards die Qualitit und Wirksamkeit
der Aufsicht iiber private Vorsorgesysteme weltweit
zu optimieren. Die 2004 gegriindete Organisation
umfasst mittlerweile tiber 70 Mitglieder aus mehr
als 60 Lindern. Im Jahr 2011 haben die Mitglieder
die Self-Assessments iiber die Anwendung der IOPS
Principles of Private Pension Supervision fortgesetzt.
Die FMA war hierbei als Mitglied aktiv eingebunden.
Dabei wurden interessante Stirken und Liicken in
der Aufsichtspraxis auf der ganzen Welt hervorgeho-
ben. Es gilt die erfassten Probleme anzugehen und
weitere internationale Gremien zur Anerkennung der

bestehenden Prinzipien zu gewinnen.

Enlarged Contact Group on Supervision
on Collective Investment Funds (ECG)

Die Jahreskonferenz der internationalen Kontakt-
gruppe fiir Fragen in der Beaufsichtigung von kol-
lektiven Anlagen (Fonds) wurde dieses Jahr unter
der Federfithrung der FMA erstmals in Liechtenstein
ausgetragen. Neben der Erorterung aktueller regu-
latorischer Entwicklungen und Fragen aus der Auf-
sichtspraxis konnten die 22 Delegierten von 18 natio-
nalen Aufsichtsbehorden aus Lindern wie Siidafrika,
Singapur, den USA und zahlreichen europiischen
Staaten den Finanz- und Fondsplatz Liechtenstein
niher kennenlernen und dabei den informellen Kon-
takt untereinander stirken. Abgerundet wurde der
Anlass mit dem Empfang auf Schloss Vaduz durch
S.D. Fiirst Hans-Adam II. von und zu Liechtenstein.
Das nichste Jahr findet die Konferenz in Luxem-

burg statt.



3.2.2 Europiische Zusammenarbeit

Level 2

Die so genannten Level 2-Ausschiisse (EBC, ESC,
EIOPC) unterstiitzen die Europiische Kommission
bei der Ausarbeitung der technischen Durchfiih-
rungsbestimmungen zu den von den EU-Organen auf
Level 1 erlassenen Rahmenrechtsakten. Ferner beraten
diese Ausschiisse die Kommission in technischen Fra-
gen. Liechtenstein hat als EWR-Mitglied Beobachter-
statuts in diesen Ausschiissen. Dies erméglicht es der
FMA, aus erster Hand Hintergrundinformationen zu
laufenden regulatorischen Projekten auf europiischer

Ebene zu erhalten.

European Banking Committee (EBC)

Die Arbeit des EBC war im Jahr 2011 stark durch die
Finanzkrise geprigt. So arbeitete das EBC an mehre-
ren Projekten, die eine direkte oder indirekte Folge
der Finanzkrise sind. Einen Schwerpunke stellte dabei
die Anderung der Eigenkapitalrichtlinie (CRD IV)
dar. Der Entwurf dazu wurde im Juli von der Kom-
mission vorgelegt. Daneben hat das EBC die Arbeiten
an einem EU-Rahmen fiir ein Krisenmanagement,
die Uberarbeitung der Einlagensicherungsrichtlinie
und der Finanzkonglomeratsrichtlinie begleitet. Auf
dem Arbeitsprogramm stand ferner eine mégliche
Rahmenregelung fiir zukiinftige Bankzusammen-
briiche. Liechtenstein wurde im Jahr 2011 beim EBC
durch Vertreter der Regierung und der FMA vertreten.

European Securities Committee (ESC)

Das ESC tagte 2011 insgesamt vier Mal. Die Arbeiten
des Ausschusses konzentrierten sich insbesondere auf
den MiFID-Review vom 8. Dezember 2010 und damit
zusammenhingende Uberarbeitungen im Hinblick
auf die bevorstehende MiFID-Richtlinie und Ver-

ordnung. Einige der zentralen Themen waren: Schaf-
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fung strengerer Rahmenbedingungen fiir Algorith-
mic/High Frequency Trading und Konzessionspflicht
fiir alle High Frequency-Trader; Klassifizierung von
UCITS als nicht komplexe Finanzinstrumente hin-
sichtlich «Execution Only»; Verbot der Annahme
von Zuwendungen (Inducements) bei Erbringung
von unabhingiger Beratung; Diskussion hinsicht-
lich einer neuen Fondskategorie «Social Investment
Funds»; Harmonisierung der Zentralverwahrer fiir
mehr Sicherheit der hohen Abwicklungsvolumina

in der EU.

European Insurance and Occupational

Pensions Committee (EIOPC)
Themenschwerpunkt bildeten im Berichtsjahr wei-
terhin die Durchfiihrungsmassnahmen zur Rah-
menrichtlinie Solvency II. Dariiber hinaus standen
2011 die Regulierungsprojekte Revision der Ver-
sicherungsvermittlerrichtlinie (IMD), Revision der
Richtlinie iiber die Titigkeiten und die Beaufsich-
tigung von Einrichtungen der betrieblichen Alters-
versorgung (IORP-Richtlinie) sowie das Weissbuch

tiber Garantiesysteme auf der Agenda.

Committee on the Prevention of Money

Laundering and Terrorist Financing (CPMLTF)
Dieser Ausschuss unterstiitzt die Europiische Kom-
mission bei Fragen der Bekimpfung von Geldwische-
rei und Terrorismusfinanzierung. Im Berichtszeitraum
hat sich der Ausschuss insbesondere mit den Vorbe-
reitungsarbeiten zum Erlass der 4. EU-Geldwische-
reirichtlinie und Fragen der Drittstaateniquivalenz
auseinandergesetzt. In diesem Zusammenhang wurde
auch die europiische Implementierung der FATEF-
Sonderempfehlung IX (Massnahmen betreffend die
Kontrolle des grenziiberschreitenden Bargeldverkehrs)
und der Sonderempfehlung VII zum elektronischen
Zahlungsverkehr behandelt. Die Diskussionen im
Zusammenhang mit dem Erlass der 4. EU-Geld-

wischereirichtlinie berticksichtigen schwergewichtig
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die Erfahrungen aus den Drittrundenberichten der
Mitgliedstaaten und dabei erkannte Schwichen der
aktuellen Richtlinie. Ebenso entscheidenden Einfluss
werden die iiberarbeiteten FATF-Standards haben.
Mit dem Inkrafttreten der neuen Richtlinie ist nicht

vor Ende 2012 zu rechnen.

Mit der Schaffung der neuen europiischen Auf-
sichtsstruktur per 1. Januar 2011 wurden die bis-
herigen drei Level 3-Ausschiisse (CEBS, CEIOPS
und CESR) in drei neue europiische Aufsichts-
behérden (EBA, ESMA, EIOPA) umgewandelt und
mit eigener Rechtspersonlichkeit ausgestattet. Thr
Aufgabenspektrum, ihre Kompetenzen und die dem-
entsprechend eingeriumten Kontrollrechte wurden
massgeblich erweitert. Durch die Entwicklung von
rechtlich verbindlichen Standards sowie rechtlich
nicht unmittelbar verbindlichen Leitlinien und Emp-
fehlungen haben die Aufsichtsbehérden fiir eine
europaweit konsistente und gleichwertige Umsetzung
und Anwendung der auf Level 1 und Level 2 ausge-
arbeiteten Regelungen zu sorgen und so eine einheit-

liche Aufsichtspraxis zu entwickeln.

Neu gibt es die European Banking Authority (EBA)
mit Sitz in London, die European Insurance and
Occupational Pensions Authority (EIOPA) mit Sitz in
Frankfurt und die European Securities and Markets
Authority (ESMA) mit Sitz in Paris. Liechtenstein,
vertreten durch die FMA, war bereits bei den Vor-
ginger-Ausschiissen CEBS und CEIOPS vertreten
und konnte im Mai 2011 ebenfalls den Beobachter-
Status bei ESMA, vormals CESR, erlangen. Die
FMA hat bis zur Ubernahme der Rechtsakte zur
Errichtung der neuen europiischen Aufsichtsbehor-
den Beobachter-Status auf ad-hoc-Basis in diesen
Gremien. Da die neuen EU-Behorden iiber weit-

reichende Kompetenzen verfiigen, wurden zusammen
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mit den EWR/EFTA-Partnern Norwegen und Island
EWR-vertragskonforme Anpassungen diskutiert, die
im Jahr 2012 finalisiert und in das EWR-Abkommen

iibernommen werden sollen.

Grundsitzlich sieht das neue europidische Aufsiches-
system eine Zweiteilung der Aufgaben zwischen
der nationalen Aufsicht und den drei Europiischen
Aufsichtsbehorden (Kurz: ESAs) vor. Wihrend die
nationalen Aufsichtsbehdrden auch weiterhin die
so genannte laufende Aufsicht (Analyse, Vor-Ort-
Priifungen, etc.) ausiiben, kommt den ESAs grund-
sitzlich eine Uberwachungs- und Kontrollfunktion
mit entsprechender Durchsetzungskraft zu. Um diese
Kompetenzen wahrnehmen zu kénnen, verfiigen die
Behorden direkt oder indirekt tiber verbindliche Ent-
scheidungskompetenzen auf den Ebenen a) nationale
Aufsichtsbehorde, b) Einzelinstitut und c) nationa-
ler Markt (Finanzdienstleistungen, Produkte). Thre
Entscheidungen sind dabei den Entscheidungen der
nationalen Aufsichtsbehérde (im EU-Raum) iiber-
geordnet. Im Weiteren stehen ihnen umfassende
Nachforschungs- und Informationsrechte zu. Eine
EWR-vertragskonforme Einbindung wiirde daher fiir
Liechtenstein Anpassungen im Bereich der Durch-
griffs- und Entscheidungskompetenzen sowie der

Informationsrechte erfordern.

European Banking Authority (EBA)

Die EBA war zu Jahresbeginn noch stark mit eigenen
konstitutionellen Fragen und auch der Zusammen-
arbeit mit anderen Behdrden beschiftigt. Gleichzeitig
wurden die vom Vorgingerkomittee CEBS initiier-
ten Arbeiten weitergefithrt und abgeschlossen. Auch
ein Stresstest fiir das Jahr 2011 wurde vorbereitet
und durchgefithrt. Als Resultat des Stresstests im
Sommer 2011 sind einige Banken verpflichtet wor-
den, ihr Eigenkapital aufzustocken. Im Herbst 2011
erfolgte eine Ergiinzung des Stresstests im Hinblick

auf die Bewertung von Staatsobligationen, die neu
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auch im Bankenbuch zu Marktwerten zu bewerten
waren. Dies fiithrte zu einem weiteren substantiel-
len Kapitalbedarf bei den getesteten europiischen
Banken. Dieser Kapitalbedarf gilt temporir und
ist bis Ende Juni 2012 zu erfiillen. Getestet wurden
90 europiische Banken in Zusammenarbeit mit der
Europiischen Zentralbank, der Europiischen Kom-
mission sowie den nationalen Aufsichtsbehorden der
EU. Daneben hat die EBA das Common Reporting
Framework (ein europaweit standardisiertes Melde-
wesen) revidiert und einen Leitfaden zur Internal
Governance publiziert sowie Stellungnahmen und
Arbeitspapiere zu verschiedenen weiteren techni-
schen Fragen erarbeitet. Die FMA verfolgt diese
Entwicklungen aktiv und bringt sich als Beobachter
bei EBA ein.

European Securities and Markets

Authority (ESMA)

Die ESMA ist die Europiische Wertpapier- und
Marktaufsichtsbehorde, die am 1. Januar 2011 aus
dem Ausschuss der europiischen Wertpapierregu-
lierungsbehorde (CESR) hervorging. Im Mai wurde
die FMA von der ESMA ecingeladen, als Beobach-
ter im Rat der Aufseher, den Ausschiissen und den
Arbeitsgruppen teilzunehmen. Die Einladung ist
unter anderem Folge der Anpassung der liechten-
steinischen Amtshilfe im Wertpapierbereich, fiir
welche die Regierung und der Landtag Ende 2010
den Weg geebnet hatten. Die Teilnahme ermog-
licht der FMA Liechtenstein, sich besser mit ihren
europiischen Partnerbehérden zu vernetzen. Ausser-
dem erhilt die FMA dadurch — insbesondere auch
im Bereich Investmentfonds — frithzeitiger Infor-
mationen iiber aufsichtsrechtliche Entwicklungen,
die Auswirkungen fiir liechtensteinische Finanz-

intermediire haben.
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Die FMA hat im Berichtszeitraum an vier ESMA
Board of Supervisors Meetings sowie an drei Meetings
des Unterausschusses Investment Management teil-
genommen. In Letzterem werden vor allem Fragen im
Zusammenhang mit UCITS und AIFM-D behandelt
werden. Im November 2011 hat ESMA hier die finalen
Vorschldge fiir die Durchfithrungsmassnahmen zur
ATIFM-D veréffentlicht. Der Veroffentlichung waren
zwei Konsultationen vorausgegangen. Mit insgesamt
iiber 150 Reaktionen war das Interesse der Markt-
teilnehmer besonders gross. Fiir bestimmte Arten
strukturierter UCITS hat die ESMA Leitlinien zum
Risikomanagement und zur Berechnung des Global

Exposure prisentiert.

Ferner standen die Ratingagenturen im Fokus der
der Regulierungsbemiihungen der ESMA. Seit 1. Juli
2011 kénnen Ratingagenturen bei der ESMA eine
Registrierung beantragen. Die Zulassung gilt fiir das
gesamte EU-Gebiet. Daneben prigten auch Themen
wie Leerverkaufsverbote, OTC-Derivate und techni-
sche Ratschlige im Zusammenhang mit der ergédnzten
Prospektrichtlinie die Arbeiten der ESMA.

European Insurance and Occupational

Pension Authority (EIOPA)

Zentrales Thema bei EIOPA im Berichtsjahr war
die Umsetzung von Solvency II sowie der erginzen-
den Omnibus II-Richtlinie. Mehrere Komitees und
Arbeitsgruppen innerhalb von EIOPA tragen zur
Finalisierung der Level 2-Massnahmen bei und erar-
beiten technische Standards und Empfehlungen auf
Level 3-Ebene. Dariiber hinaus standen vordergriin-
dig im Bereich Pensionen und betriebliche Vorsorge
ein Beitrag zum Call for Advice der Europiischen
Kommission betreffend Revision der IORP-Richtlinie
sowie im Bereich Konsumentenschutz die Verbesse-

rung der Behandlung von Konsumentenbeschwerden
auf der Agenda von EIOPA.



Sub-Committee on Anti Money

Laundering (AMLC)

Das Sub-Committee on Anti Money Laundering
(AML Committee, AMLC) ist ein Unterausschuss
des gemeinsamen Ausschusses der drei Europii-
schen Aufsichtsbehérden (EBA, ESMA, EIOPA)
und ist fiir regulatorische und aufsichtsrechtliche
Fragestellungen im Bereich Geldwischerei und
Terrorismusfinanzierung zustindig. Das AMLC
bietet eine wichtige Plattform fiir den aufsichts-
rechtlichen Erfahrungsaustausch. Das AMLC hat
den Auftrag, fachlichen Input im Rahmen der
3. EU-Geldwischereirichtlinie, der Zahlungsdienst-
leistungsrichtlinie, der E-Geldrichtlinie und der Ver-
ordnung betreffend elektronische Uberweisungen
beizutragen, soweit es um aufsichtliche Massnah-

men im Bereich der Geldwischereibekdmpfung geht.

AMULC hat im Berichtsjahr insbesondere zwei interne
Berichte zur Umsetzung bestimmter Pflichten der
3. EU-Geldwischereirichtlinie und der entsprechen-
den Aufsichtspraxis in den einzelnen EWR-Mitglieds-
lindern verfasst. Zum einen ging es hierbei um die
Sorgfaltspflichten in Bezug auf den wirtschaftlich
Berechtigten, zum anderen um die Bestimmun-
gen betreffend vereinfachte Sorgfaltspflichten. Die
Erkenntnisse aus diesen Studien werden in die Arbei-

ten an der 4. EU-Geldwischereirichtlinie einfliessen.

EU Passport Experts Group

Die EU Passport Experts Group setzt sich aus Exper-
ten der zustindigen Aufsichtsbehorden aller EWR-
Linder in den Bereichen Banken-, Versicherungs- und
Wertpapieraufsicht zusammen. Die jihrlichen Treffen,
die jeweils in einem anderen EWR-Land ausgetragen
werden, dienen dazu, die Zusammenarbeit der Auf-
sichtsbehorden im Rahmen des europiischen Noti-

fikationswesens (EU-Pass) zu verbessern und damit
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den heimischen Finanzintermediiren den Zugang
zum europdischen Markt zu sichern. Dieses Jahr hat
die FMA erstmals den Zuschlag erhalten, das nichste

Treffen im Herbst 2012 in Liechtenstein auszutragen.

EFTA Working Group on Financial

Services (WGFS)

Auf EFTA-Ebene nahm die FMA regelmissig an den
Sitzungen der WGES teil, in der jene EU-Rechts-
akte erdrtert werden, deren Ubernahme ins EWR-
Abkommen bevorsteht. Dieses Gremium bietet die
wertvolle Gelegenheit, Umsetzungsfragen zu laufen-
den europiischen Regulierungsprojekten mit Ver-
tretern der EU-Kommission und den iibrigen EFTA-
Mitgliedslindern zu thematisieren und dadurch die
Koordination innerhalb der FMA méglichst friith-

zeitig voranzutreiben.

4-Linder-Treffen

Das jihrlich stattfindende 4-Linder-Treffen der
deutschsprachigen Aufsichtsbehérden fand in
Deutschland statt. Die Aufsichtsbehérden aus der
Schweiz, Deutschland, Osterreich und Liechten-
stein haben sich im Rahmen dieses Treffens zu auf-
sichtsrechtlichen Fragen im Zusammenhang mit
systemischen Risiken im Banking, dem Vertrieb von
Finanzprodukten und dem Thema Aufsichtsrite und

Gewihr auseinandergesetzt.
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Commission

European Parliament
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Die FMA konnte im Berichtsjahr ihre bilateralen
Bezichungen durch den Abschluss von drei Memo-
randa of Understanding weiter stirken. So wurden
eine Vereinbarung mit der russischen Wertpapier-
aufsichtsbehdrde sowie Zusammenarbeitsverein-
barungen im Bereich der Bankenaufsicht mit der
slowenischen und der russischen Zentralbank abge-

schlossen.

Im Rahmen der konsolidierten Bankenaufsicht hat
die FMA enge Kontakte zur FINMA, der Schweizeri-
schen Nationalbank, der FMA Osterreich, der BaFin,
der CSSF Luxemburg, der Hong Kong Monetary
Authority und der Monetary Authority of Singa-
pore gepflegt. Im Rahmen der institutionalisierten
Kontakte mit der Schweizerischen Nationalbank
wurden insbesondere die aus dem Wihrungsvertrag
resultierenden Meldepflichten fiir Banken als auch

Finanzstabilititsthemen erortert.

Im Bereich der Wertpapieraufsicht konzentrierten
sich die bilateralen Kontakte auf die FINMA und
die FMA Osterreich. Im Mittelpunkt der Gespri-

che standen insbesondere allgemeine Fondsthemen.

Ausserdem haben die oben genannten europiischen
und internationalen Gremien als auch die internati-
onale Zusammenarbeit im Bereich der Wertpapier-
aufsicht wichtige Gelegenheiten fiir den bilateralen

Austausch mit wichtigen Partnerbehdrden geboten.

AUSSENBEZIEHUNGEN

FMA-Geschiftsbericht 2011

Direktversicherungsabkommen

Schweiz-Liechtenstein

Im Rahmen des bestehenden Abkommens zwischen
Liechtenstein und der Schweiz betreffend der Direkt-
versicherung und der Versicherungsvermittler haben
mehrere Arbeitstreffen zwischen der FMA und der
FINMA zu akrtuellen versicherungs- und vermitt-
lerspezifischen Themen stattgefunden. Diskutiert
wurden dabei insbesondere Fragestellungen, die sich
im Zusammenhang mit der grenziiberschreitenden
Tirigkeit von Instituten ergeben haben. Die Elemen-
tarschadenversicherung sowie die Weiterfiihrung
der Aquivalenzpriifung der beiden Aufsichtsrechte

waren weitere Themenschwerpunkte im Berichtsjahr.

Vereinbarung betreffend die Wahr-
nehmung der Aufgaben des liechten-

steinischen Sicherheitsfonds

Zwischen dem Bundesamt fiir Sozialversicherun-
gen, dem Sicherheitsfonds sowie der FMA findet im
Rahmen der Vereinbarung zwischen dem Schwei-
zerischen Bundesrat sowie der Regierung Liechten-
steins betreffend der Wahrnehmung der Aufgaben
des liechtensteinischen Sicherheitsfonds alljihrlich
eine gemeinsame Arbeitssitzung statt, an welcher
die aktuellen Entwicklungen im Pensionskassen-
marke, die Rechtsentwicklung in der Schweiz und
in Liechtenstein sowie die Titigkeit des Sicherheits-

fonds thematisiert wurden.
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4.1.1 Aufbauorganisation

Die FMA ist im Jahr 2010 einer Reorganisation
unterzogen worden. Das Jahr 2011 hat gezeigt, dass
die FMA ihre Aufgaben mit der neuen Aufbauor-
ganisation effizient und wirksam erfiillen kann. Die
FMA umfasst die Aufsichtsbereiche Banken, Wert-
papiere, Versicherungen und Vorsorgeeinrichtun-
gen und Andere Finanzintermediire. Im Stab der
Geschiftsleitung sind die Funktionen Recht, Inter-
nationales, Kommunikation und makroprudentielle
Aufsicht angegliedert. Die Zentralen Dienste erbrin-
gen die bereichsiibergreifenden Dienste Finanzen
und Personalwesen, I'T und Projekte, Infrastrukeur
und Empfang. Im Berichtsjahr ist mit der Bildung
verschiedener bereichstibergreifender Arbeitsgruppen

die integrierte Aufsicht gestirkt worden.

4.1.2 Organisationsreglement

Das OUSG schreibt den 6ffentlichen Unternehmen
vor, ein Organisationsreglement zu erlassen. Das
Reglement der FMA wurde komplett iiberarbeitet
und der Regierung im Januar 2011 zur Kenntnis
gebracht. Es regelt die Konstituierung, Beschluss-
fassung sowie die Aufgaben und Befugnisse von Auf-
sichtsrat und Geschiftsleitung. Grundlagen fiir das
Organisationsreglement sind das FMAG, die Statuten
und die Eignerstrategie der Regierung fiir die FMA.

UNTERNEHMEN
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4.1.3 Finanzierung

Per 1. Februar 2011 ist die im Jahr 2010 iiberarbeitete
Finanzierungsgrundlage der FMA in Kraft getre-
ten. Die FMA hat die neuen Gesetzesvorgaben in
ihren internen Prozessen abgebildet und fristgerecht

umgesetzt.

4.1.4 Leistungsvereinbarung

Auf Grundlage des OUSG, des EMAG und der Eig-
nerstrategie ist am 7. Juni 2011 eine Leistungsverein-
barung zwischen der Regierung und der FMA beziig-
lich der Regulierungszusammenarbeit abgeschlossen
worden. Sie sieht vor, dass die FMA die Regierung in
Regulierungsprojekten und weiteren Finanzmarkt-
themen mit ihrem Know-how unterstiitzt und eine
aktive Rolle einnimmt. Die Zustindigkeit fiir die

Finanzmarktregulierung liegt bei der Regierung.
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Im Berichtsjahr wurden Fiithrungsgrundsitze fiir das
Kader definiert und ein Fithrungshandbuch erstellt.
Die Fithrungsgrundsitze bilden die verbindliche
Basis fiir die Fiihrungsarbeit und sollen zu einem
einheitlichen Fiihrungsverstindnis beitragen. Zur
Stirkung der Fithrungs- und Sozialkompetenz des

Kaders sind zudem Schulungen durchgefiihrt worden.

Den Mitarbeitenden standen im Berichtsjahr erst-
malig die Kurse des internen Schulungsangebots zur
Auswahl. Alle Kurse werden von Mitarbeitenden der
FMA angeboten und durchgefiihrt. Die Schulun-
gen sind ein wichtiges Instrument fiir den Wissen-
stransfer und -aufbau zwischen den Mitarbeitenden
in fach-, unternehmens- und Liechtenstein -spezi-
fischen Themen. Die FMA lidt zudem regelmissig
externe Fachpersonen ein, die iiber aktuelle Themen

mit Aufsichtsbezug referieren.

Die FMA ist im Dezember 2010 an den neuen Stand-
ortan der Landstrasse 109 in Vaduz umgezogen. Mit
dem Umzug in die neuen Raumlichkeiten waren die
Mitarbeitenden der FMA im Berichtsjahr wieder unter
einem Dach vereint und es steht eine moderne Infra-
struktur zur Verfiigung. Das Sicherheitssystem wurde
derart ausgestaltet, dass die Besucher eine méglichst
offene FMA antreffen und die Sicherheit dennoch

uneingeschrinkt gewihrleistet ist. Die Besucher-
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und die Biirozonen wurden hierfiir riumlich und
sicherheitstechnisch strikte voneinander getrennt.

Das System hat sich in der Praxis sehr gut bewihrt.

Basierend auf der IT-Strategie der FMA wurden
2011 einige wichtige Themen angegangen. So wur-
den die Strukturen und Prozesse zur Umsetzung
der definierten IT-Governance implementiert und
ein I'T-Architekcurprozess etabliert. Zudem wur-
den mit der Informatik der Landesverwaltung die
konkreten Rahmenbedingungen zur Umsetzung der
neuen Leistungsvereinbarung definiert. Dadurch war
es moglich, die bei der FMA vorhandenen Infor-
matikmittel weiter zu konsolidieren und vermehrt

zu standardisieren.

Im Berichtsjahr hat die FM A zwei Ausschreibungen
zur Evaluation von I'T-Systemen durchgefiithrt. Zum
einen wurde eine Plattform als Basis fiir die zukiinf-
tige FMA-Website und das neue FMA-Intranet aus-
gesucht. Zum anderen hat sich die FMA fiir eine
zentrale Stammdatenbank und ein Dokumenten-
Managementsystem entschieden. Die Einfithrung
dieser neuen Systeme wird schwerpunktmissig im
Jahr 2012 in enger Absprache mit der Informatik der

Landesverwaltung erfolgen.

Ein weiteres Thema war auch die kontinuierliche
Verbesserung der Informations- und I'T-Sicherheit.
Dabei wurde der Schwerpunkt auf die Ausbildung
und Sensibilisierung der Mitarbeitenden gelegt und

entsprechende Schulungen durchgefiihrt.



Gemaiss Art. 28 des Gesetzes iiber die Finanz-
marktaufsicht (FMAG) finanziert sich die FMA
aus einem Beitrag des Landes, den Aufsichtsabgaben
und Gebiihren sowie den Ertrigen aus der Erbrin-

gung von Dienstleistungen.

Die Regierung genehmigte in ihrer Sitzung vom
21. Dezember 2010 das FMA-Budget 2011 mit einem
Staatsbeitrag von CHF 10000000 und einem Auf-
wandvolumen von CHF 19270 000. Der tatsichliche
Aufwand fiir das Geschiftsjahr 2011 belduft sich auf
CHEF 18415 749. Er liegt damit um CHF 854251
(4,4%) unter dem genchmigten Budget.

Die Ertrige belaufen sich aufinsgesamt CHF 18 311 771.
Abziiglich des Gesamtaufwandes von CHF 18 415 749

schliesst die Rechnung mit einem Jahresverlust von

CHF 103978 ab.

Der Personalaufwand beliuft sich im Geschifts-
jahr 2011 auf CHF 12393207 und liegt um
CHF 1201793 (8,8%) tiefer als budgetiert. Der
Hauptgrund dafiir ist, dass bei der Budgetierung
davon ausgegangen wurde, dass alle Stellen von
Anfang Jahr an besetzt sind. Einige Stellen konn-
ten erst im Verlauf des Geschiftsjahres 2011 besetzt

werden.

Der Sachaufwand fillt mit CHF 4447118 um
CHF 302882 (6,4%) tiefer aus als budgetiert. Diese
Einsparungen sind darauf zuriickzufiihren, dass ins-
besondere die Kosten fiir Reisespesen, Raumkosten,
Offentlichkeitsarbeit und iibriger Aufwand geringer

als erwartet ausgefallen sind.
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Der Abschreibungsaufwand belduft sich auf insgesamt
CHF 1575424. Die Hohe ldsst sich hauptsichlich
mit nicht zuriickerstatteten Untersuchungskosten
im Zusammenhang mit Aufsichtsfillen im Bereich
Wertpapiere erkliren. Die betroffenen Finanzinter-
mediire befinden sich in Liquidation oder das Kon-
kursverfahren wurde eréffnet. Die Riickerstattung
der angefallenen Verfahrenskosten gemiss Art. 26
Abs. 5 FMAG ist nach Einschitzung des zustindi-
gen Bereiches zum Zeitpunkt des Jahresabschlusses

auszuschliessen.

Die FMA weist im Geschiftsjahr 2011 einen Jahres-
verlust in der Hohe von CHF 103978 aus. Die-
ser Verlust wird mit dem Reservenbestand ausge-
glichen. Der Reservenbestand betrigt somit nach
Auflésung von CHF 103 978 per 31. Dezember 2011
noch CHF 9242878.

Die neue Finanzierungslosung ist seit dem 1. Februar
2011 in Kraft. Es wurden im abgelaufenen Geschifts-
jahr alle provisorischen Rechnungen fiir die Auf-
sichtsabgaben 2011 verschickt.

71



UNTERNEHMEN
FMA-Geschiftsbericht 2011

Bilanz per 31. Dezember 2011 (in CHF)

Aktiven 2011 2010
. An|agevermogen .........................................................................................................................
Sachanlagen - M-Enrichtungen urozees 121868.47
- Mobiliar 290230.37 334093.31
— Betriebseinrichtungen 145911212 892559.29
. Um|aufvermogen ........................................................................................................................
. |:|uss|geM|tte| .......... - Kasse ........................................................... 51 755 ............................... 24040 .
- Bank 9794795.67 7067 247.56
Forderungen - Debioren 177154630 2500000
— Delkredere —-32400.00 -
. ReChnungsabgrenzung Sposten .........................................................................................................
. - Transitorische Aktven 102582421 533214260
. TOTAL A KT|VEN .................................................................... ; 4 4566661 7 ........................ ; 37731 5163 |
Passiven 2011 2010
. E,genkap|ta| ..............................................................................................................................
.......................... _Dotat|onskap|ta| 200000000200000000
— Reserven per 1.1. 9346856.60 4376086.49
— Auflésung/Zuweisung Reserven -103978.16 4970770.11
- Eigene Mittel 11242878.44 11242878.44  11346856.60  11346856.60
. RUCKSte" ungen ..........................................................................................................................
R _Ruckste”ungen 50000005000000
. Ve,b.nd“chke.ten ........................................................................................................................
e _Kred,toren149274151 .......................... 155621560
— Verrechnungskonto Landesrechnung 1670168.23 801446.66
. ReChnungsabgrenzung sposten .........................................................................................................
P D A R Transnonschepasswen ......................................... 87799 ............................ 1863277 .
. TOTAL pASSWEN .................................................................. ; 4 4566561 7 ........................ ; 37731 5163 |
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Budget2011

10160000.00
2015000.00
100000.00
395000.00
240000.00
685000.00

Budget Abw. 2010
-829099.48 9332431.92
—268456.50 2040971.45
2134.45 142584.45
—-85346.50 -83524.75
9027.22 533785.90
-16553.99 222060.60
—-13498.34 528720.24
= 1563576.00

Aufwand 2011
Personalaufwand
Gehalter 9330900.52
Sozialbeitrage 1746543.50
Versicherungen (KTG) 102 134.45
Versicherungsleistungen (KTG) -85346.50
Sonstiger Personalaufwand 404027.22
Aus- und Weiterbildung 223446.01
Aufsichtsrat Grundentschadigung 671501.66
Aufsichtsrat Beratungshonorar -
12393206.86

12870605.81

Kanzleiauslagen 182322.37
Reisespesen 334677.92
Expertenhonorare/Gutachten 733151.86

1480979.10
—-1480979.10
1981852.10

Prifgesellschaften
Rickerstattungen Priifgesellschaften
Raumkosten

200000.00
460000.00
770000.00

2035000.00
50000.00
620000.00
200000.00
95000.00
110000.00
65000.00
145000.00

Versicherungen 51790.35
Informatikkosten 666 102.50
Offentlichkeitsarbeit 122816.47
Veranstaltungen und Reprasentation 71658.84
Mitgliedsbeitrage Verbande/Institutionen 128893.21
Prifungsaufwand 84391.20
Ubriger Aufwand 89460.72
Total Sachaufwand 4447117.54
Abschreibungen

Abschreibungen auf IT-Einrichtungen 120985.87
Abschreibungen auf Mobiliar 117695.09
Abschreibungen auf Betriebseinrichtungen 173142.82
Abschreibungen auf Debitoren 23975.50

Abschreibungen auf externe Kosten Prifgesellschaften 1139625.15

600000.00
100000.00
225000.00

-17677.63 183965.80
-125322.08 284867.45
-36848.14 657749.45
1480979.10 -
—-1480979.10 =
-53147.90 1026 425.40
1790.35 47694.30
46102.50 641897.60
—77183.53 126107.65
-23341.16 23585.85
18893.21 63665.55
19391.20 74808.80
-55539.28 165257.07
-302882.46 3286024.92
-479014.13 151103.37
17695.09 111712.27
-51857.18 99173.26
23975.50 -
1139625.15 -
650424.43

18415748.83

18415748.83

-854251.17

Ertrag

Bewilligungsgebihren 782700.00
Aufsichtsabgaben 7086020.60
Prifungsgebihren 84391.20
Ubrige Gebtihren 104 542.20
Ubrige Ertrage 23116.67
Periodenfremder Ertrag (Rickerstattungen) 231000.00

890000.00
8243000.00
42000.00
10000.00
85000.00

-107300.00 688930.00
-1156979.40 8807 276.35
42391.20 74808.80
94542.20 74100.00
—-618883.33 99925.29
231000.00 1044 349.30
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Anhang zur Jahresrechnung 2011

Grundsitze der Rechnungslegung

Gemiss Art. 32 FMAG sind fiir die Erstellung des
Geschiftsberichtes (Jahresrechnung und Jahres-
bericht) die erginzenden Vorschriften fiir bestimmte
Gesellschaftsformen des Personen- und Gesellschafts-
rechts (PGR) massgebend. Die FMA wendet dabei

die Vorschriften fiir grosse Gesellschaften an.

Diese Vorschriften verlangen im Wesentlichen, dass
die Jahresrechnung ein den tatsichlichen Verhilenis-
sen entsprechendes Bild der Vermégens-, Finanz- und

Ertragslage (true and fair view) zu vermitteln hat.

Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die Bewertung der Sachanlagen erfolgt zu Anschaf-
fungskosten, vermindert um die Abschreibungen. Die
Abschreibung erfolgt linear auf dem Anschaffungs-
wert. Die Abschreibungsrichtlinie sieht folgende

Nutzungsdauer vor:

Kategorie Nutzungsdauer
IT-Einrichtungen 3 Jahre
Mobiliar 5 Jahre
Betriebseinrichtungen 10 Jahre
Grafik 14
Nutzungsdauer
') '3
=) o
c c
2 ® o 2 =
£ _ £ 5
s 2 2 feu
CRCRS @ ko c 8 o
28= S 2 28
< X+~ N < < X ™
Sachanlagen Anschaffungskosten
IT-Einrichtungen 216800.25 146157.35 0.00 362957.60
Mobiliar 514643.30 7383215 0.00 588475.45
Betriebseinrichtungen 991732.55 739695.65 0.00 1731428.20
TOTAL 1723176.10 959685.15 0.00 2682861.25
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Der Ansatz der Forderungen erfolgt zum Nennwert

abziiglich aller erforderlichen Wertberichtigungen.

Die Riickstellungen sind so bemessen, dass sie nach
verniinftiger kaufminnischer Beurteilung allen
erkennbaren Risiken in ausreichendem Umfang

Rechnung tragen.

Die Bewertung der Verbindlichkeiten erfolgt zum

Nennwert bzw. zum hoheren Riickzahlungsbetrag.

Fremdwihrungsumrechnung

Die FMA stellt ausschliesslich Rechnungen in der
Wihrung CHF. Verbindlichkeiten, die auf eine andere
Wihrung als CHF lauten, werden zum jeweiligen

anwendbaren Tageskurs eingebucht.

Forderungen
Die gesamten Forderungen haben eine Restlaufzeit

von unter einem Jahr.

Anlagevermégen
Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlage-

vermdgens ist im Anlagespiegel gesondert dargestellt:

© © = =
- 3 o - o
(2 N < n o (23R n o
............... Abscmmbungen WU, . Restbumwert
94931.78 120985.87 0.00 215917.65 121868.47 147039.95
180549.99 117695.09 0.00 298245.08 334093.31 290230.37
99173.26 173142.82 0.00 272316.08 892559.29 145911212
374655.03 411823.78 0.00 786478.81 1348521.07 1896382.44
Grafik 15
Anlagespiegel



Riickstellungen

Im Zuge der Rechnungslegung gemiss PGR werden
alle Riickstellungen jihrlich neu beurteilt, begriindet
und gegebenenfalls angepasst. In den Riickstellun-
gen sind Prozessrisiken in der Héhe von CHF 50000
beriicksichtigt.

Langfristige Verbindlichkeiten

Die FMA hat im Dezember 2010 ein neues Gebiude
bezogen. Zwischen einem Generalunternehmen und
der FMA wurde ein entsprechender Mietvertrag
unterzeichnet. Der Mietvertrag wurde auf die Dauer
von 20 Jahren abgeschlossen. Der jihrliche Mietzins
betrigt rund CHF 1,8 Mio. (inkl. Nebenkosten). Im
Sommer 2011 wurde das Gebiude von der Liechten-
steinischen Alters- und Hinterlassenenversicherung
(AHV) gekauft. Der Mietvertrag wurde ohne Ande-

rungen {ibernommen.

Beziige des Aufsichtsrates und

der Mitglieder der Geschiftsleitung

(Art.1092 Abs. 9 Bst.a PGR)

a) Aufsichtsrat

Die Gesamtbeziige der Mitglieder des Aufsichtsrates
im Geschiftsjahr 2011 belaufen sich auf CHF 671502.
Die Mitglieder des Aufsichtsrates wurden vom Land-
tag an der Sitzung vom 17. Dezember 2009 fiir die
Mandatsperiode 2010 bis 2014 gewihlt. Die Regie-
rung hat mit RA 2010/687-0314 vom 30. Mirz 2010
die folgenden Beziige festgesetzt:

- Grundentschidigung Prisident

- Grundentschidigung Vizeprisident

- Grundentschidigung tibrige Mitglieder
- Sitzungsgeld pro Ganztag

UNTERNEHMEN

Die Grundentschidigung fiir den Vizeprisidenten
und fiir die iibrigen Mitglieder wurde ab dem 1. Juli
2011 mit dem RA 2011/1264-0660 neu geregelt. Die
Regierung hat in ihrer Sitzung vom 24. Mai 2011
gestiitzt auf Art. 4 Abs.1 OUSG als Nachfolger fiir
den aus dem Aufsichtsrat der FMA ausgeschiedenen
Peter Huber Dr. Ivo Furrer per 1.Juli 2011 fur die
Dauer von funf Jahren als Mitglied des Aufsichts-
rates der FMA gewihlt.

Michael Lauber ist mit Wirkung vom 31. Dezember
2011 von seinem Amt als Prisident des Aufsichts-
rates zuriickgetreten. Die Regierung wihlte per
1. Januar 2012 Dr. Urs Philipp Roth-Cuony als neuen
Prisidenten des Aufsichtsrates (RA 2011/2351-0314).

b) Geschiftsleitung

Die Bruttobeziige der Mitglieder der Geschifts-
leitung im Geschiftsjahr 2011 belaufen sich auf
CHF 1488736.29 ohne Sozialaufwand.

Die Mitglieder der Geschiftsleitung werden vom
Aufsichtsrat bestellt.

Die Geschiftsleitung besteht per 31. Dezember 2011
aus folgenden Mitgliedern:

- Mario Gassner, Vorsitzender der
Geschiftsleitung und Leiter des Bereichs
Wertpapiere (a.i.)

- Dr. Alexander Imhof, Stv. Vorsitzender
der Geschiftsleitung und Leiter des Bereichs
Versicherungen und Vorsorgeeinrichtungen

- Rolf Briiggemann, Leiter des Bereichs Banken

— Robert Rastner, Leiter des Bereichs Andere

Finanzintermediire
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Der Aufsichtsrat ernannte Robert Rastner per  Mitarbeiterbestand

1. August 2011 zum neuen Leiter des Bereichs Andere ~ Per 31. Dezember 2011 beschiftigte die FMA 80 Mit-
Finanzintermediire und Mitglied der Geschifts-  arbeitende (Vorjahr: 71). 63 Mitarbeitende waren
leitung. Tobias Wanner trat per 4. August 2011 zu 100% fest angestellt und 16 teilzeitbeschiftigt.
als Leiter des Bereichs Wertpapiere und Mitglied ~ Zudem war eine Mitarbeitende befristet angestellt.
der Geschiftsleitung zuriick. Mario Gassner, Vor-  Insgesamt waren per 31. Dezember 2011 73,9 Voll-
sitzender der Geschiftsleitung, fiihrte den Bereich  zeitstellen besetzt.

bis 31. Dezember 2011 interimistisch. Per 1. ]Januar

2012 wihlte der Aufsichtsrat Marcel Létscher zum

neuen Leiter Bereich Wertpapiere und Mitglied der Kategorie Personen Stellen
Geschiftsleitung. Festanstellungen 100% &8 63
Festanstellungen Teilzeit 16 10,9
. TOTALbesetzte g{é.] en .................... 79 .......... 7379 .
. Befr |Stete Anste”ungen ........................ 1 .............. 1 .
Personalbestand per 31.12.2011 80 74,9
Nicht besetzte Stellen 0,5
. TOTALFMA ................................. 30 .......... 754 .
. Pr aktl kamen ................................... 2 ............ 1 5 .
Grafik 16
Mitarbeiterbestand
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Testat der Finanzkontrolle

-1

FIRANTHROMNTROLLE
FURSTENTLM LIECHTEMSTER

Bericht der Finanzkontrolle an die Regierung des Fiirstentums Liechtenstein betreffend

Finanzmarktaufsicht (FMA) Liechtenstein

Als Revisionsstelle im Sinne von Art. 19 des Gesetzes Uber die Finanzmarktaufsicht (FMAG)
haben wir die Buchfiihrung, die Jahresrechnung (Bilanz, Erfolgsrechnung und Anhang)
und den Geschaftsbericht der Finanzmarktaufsicht [FMA) Liechtenstein fibr das am
31. Dezember 2011 abgeschlossene Geschaftsjahr gepriift,

Fur die Jahresrechnung wnd dem Geschaftsbericht ist der Aufsichtsrat verantwortlich,
wihrend unsere Aufgabe darin besteht, diese zu prifen und zu beurteilen.

Unsere Priffung erfolgte nach den Grundsatzen des Berufsstandes, wonach eine Prifung so
2u planen und durchzufithren ist, dass wesentliche Fehlaussagen in der Jahresrechnung und
im Geschiftsbericht mit angemessener Sicherheit erkannt werden. Wir priften die Posten
und Angaben der lahresrechnung mittels Analysen und Erhebungen auf der Basis von
Stichproben. Ferner beurteilten wir die Anwendung der massgebenden Rechnungslegungs-
grundsitze, die wesentlichen Bewertungsentscheide sowie die Darstellung der Jahres-
rechnung als Ganzes. Wir sind der Auffassung. dass unsere Prifung eine ausreichende
Grundlage fiir unser Urteil bildet.

Gemass wnserer Beurteilung wvermittelt die Jahresrechnung ein den tatsachlichen
Verhiltnissen entsprechendes Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage in Uberein-
stimmung mit dem liechtensteinischen Gesetz. Ferner entsprechen die Buchfihrung, die
Jahresrechnung und der Geschaftsbericht dem licchtensteinischen Gesetz, dem Gesetz dber
die Finanzmarktaufsicht (FMAG) und den Statuten.

Der Geschiftsbericht steht im Einklang mit der Jahresrechnung,

Wir empfehlen, die vorliegende Jahresrechnung zu genehmigen.

FINANZKONTROLLE
des Flrstentums Liechtenstein

- N -

Cornelia Lang Oliver Hermann
Leifterin stv. Lefter

Vaduz, 9. Marz 2012
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Entwicklung des Personalbestandes

TEAM
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Mitarbeiterportfolio

Per 31. Dezember 2011 beschiftigte die FMA 80 Mit-
arbeitende (Vorjahr: 71). Der Anteil der Frauen
betrug 44%. 63 Mitarbeitende waren zu 100% fest
angestellt und 16 teilzeitbeschiftigt. Zudem war
eine Mitarbeitende befristet angestellt. Insgesamt
waren per 31. Dezember 2011 73,9 Vollzeitstellen
besetzt. 12 Mitarbeitende verliessen die FMA. Die
Fluktuation wurde damit im Vergleich zum Vorjahr

um mehr als die Hilfte reduziert.

Mutationen/Beforderungen

Tobias Wanner trat per 4. August 2011 als Leiter des
Bereichs Wertpapiere und Mitglied der Geschifts-
leitung zuriick. Mario Gassner, Vorsitzender der
Geschiftsleitung, fithrte den Bereich bis 31. Dezem-
ber 2011 interimistisch. Per 1. Januar 2012 wihlte
der Aufsichtsrat Marcel Lotscher zum neuen Leiter
Bereich Wertpapiere und Mitglied der Geschifts-
leitung. Zudem ernannte der Aufsichtsrat Robert
Rastner per 1. August 2011 zum neuen Leiter des
Bereichs Andere Finanzintermediire und Mitglied

der Geschiftsleitung.

Das Mitarbeiterportfolio besteht aus 41% Juristen
und 28% Okonomen; 11% sind Spezialisten wie
Wirtschaftspriifer, Bankfachexperten und Versiche-
rungsmathematiker. 20% der Mitarbeitenden sind
Sachbearbeiter oder Mitarbeiter mit anderem Aus-

bildungshintergrund.

Nationalititen

28% der Mitarbeitenden waren liechtensteinische,
31% schweizerische, 29% 6sterreichische und 10%
deutsche Staatsangehérige. 2% der Mitarbeitenden
hatten eine andere Staatsangehérigkeit. Der Anteil der
liechtensteinischen Mitarbeitenden konnte gegeniiber

dem Vorjahr von 25% auf 28% gesteigert werden.
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........................................... . Finanzmarktteilnehmer unter Aufsicht der FMA

......................................................................................... . Finanzmarktteilnehmer unter der Aufsicht der FMA

im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs
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........................................................................................................... Organigramm

.................................................................................. Abkiirzungsverzeichnis
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Finanzmarktteilnehmer unter Aufsicht der FMA per 31. Dezember 2011

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 +/-
‘Banken/Wertpapierfirmen/Liechtensteinische Post AG
Bt T g st g o o e g o ot o e o
Wertpapierfirmen (ab 1.11.2007) - - 0 0 0 0 0 0
Zahlungsinstitut (ab 1.11.2009) = = = = = 0 0 0
Liechtensteinische Post AG 1 1 1 1 1 1 1 0
Bankengesetzliche Revisionsstellen 9 €) 10 8 8 8 7 =1l

Vermodgensverwaltungsgesellschaften

Tatige Verwaltungsgesellschaften - 28 27 28 27 24 22 -2
davon Fondsleitungen 19 20 21 21 21 21
davon Anlagegesellschaften 9 7 7 6 3 1
‘Inlandische investmentunternehmen T 66 208 s08 g4 T 469 585 66
davon segmentierte 45 48 59 67 78 91 86
mit insgesamt Segmenten (Einzelvermoégen) 156 179 224 252 285 315 336
‘Ausiandische Investmentunternehmen ] 2391 a7 86 e I g g4 2
davon segmentierte 56 13 18 19 22 20 21
mit insgesamt Segmenten (Einzelvermégen) 659 48 89 92 98 114 109
‘Gesetzliche Revisionsstellen nach UG 0 T 0 0T 0T . oo 0T |
Vertriebsberechtigte nach IUG (ab 1.9.2005) = 6 8 " 12 14 13 il

Versicherungsgesellschaften mit Sitz in Liechtenstein 32 35 37 42 4 40 40 0

Gesetzliche Revisionsstellen nach VersAG 10 10 9 9 9 10 11 1

Vorsorgeeinrichtungen M 39 36 34 33 33 29 -4
Gesetzliche Revisionsstellen nach BPVG = 0 12 12 13 14 14 0
Pensionsversicherungsexperten nach BPVG - 0 10 13 13 14 13 -1

Treuhander 86 84 88 85 83 7 79 2
Treuh&nder mit eingeschrankter Bewilligung 27 27 27 28 26 23 21 -2
Treuhandgesellschaften 295 277 257 260 262 264 263 =1l
Treuhandgesellschaften mit eingeschrankter Bewilligung 13 15 17 19 24 28 29 1

Rechtsanwélte

Eintragungsféhige liechtensteinische Rechtsanwalte 55 55) 63 64 60 66 61 -5
Niedergelassene européische Rechtsanwélte 18 19 20 27 25 25 27 2
Rechtsanwaltsgesellschaften 28 26 25 26 28 28 29 1
Zweigniederlassungen von Rechtsanwaltsgesellschaften 1 0 0 1 1 1 1 0
Konzipienten 64 7 65 7 66 67 56 =1/l
Rechtsagenten {5) 5 5 5 5 4 4 0
PRIt CULL R CLILLLIIERRRRRCLLIIIEIIERRRRER B - o T - - . 5 &
Patentanwaltsgesellschaften 5 4 4 4 3 3 3 0
"Personen mit einer Bestatigung nach Art. 180a PGR2 | 461 495 505 513 582 546 583 -18
Wechselstuben 1 2 2 0 0 0 0 0
Immobilienmakler ¥ 16 18 18 21 24 25 7 -18
Handler mit Gitern ¥ 17 37 38 39 42 42 1 -31
Spielbanken 0 0 0 0 0 0 0 0

Sonstige Sorgfaltspflichtige ¥ 21 27 28 30 32 35 32 -3

*seit 1.2.2005 dem SPG unterstellt
1) Der starke Rickgang der auslandischen Investmentunternehmen lasst sich dadurch erklaren,

dass per 1.12.2006 die notifizierten Finanzmarktteilnehmer erstmals gesondert ausgewiesen werden. Grafik 17

2) Ohne Gewahr . . .
3) Angaben insbesondere gestiitzt auf Meldepflicht nach Art. 3 Abs. 3 SPG Finanzmarkrteilnehmer unter Aufsicht der FMA
per 31. Dezember 2011
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Finanzmarktteilnehmer unter der Aufsicht der FMA im Rahmen

des freien Dienstleistungsverkehrs per 31. Dezember 2011

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 +/-

B -r{l{éﬁ]\)\iéftb -a.p.i.e iR SRR SRR R SRR R R
‘Freier Dienstleistungsverkehr von EWR-Banken | g8 j08 T 7 79 g7 199 12
Freier Dienstleistungsverkehr von EWR-Wertpapierfirmen 737 840 1049 1624 1699 1787 1946 159
Freier Dienstleistungsverkehr von EWR-Zahlungsinstituten 0 0 0 0 0 31 72 41
Niederlassungen von EWR-Wertpapierfirmen 1 1 1 1 0 0 0 0
Freier Dienstleistungsverkehr von E-Geldinstituten - - 5 7 7 7 7 0
Freier Dienstleistungsverkehr multilateraler Handelssysteme - - 2 2 2 2 2 0

(ab 1.11.2007)
'\.Ié-réi'éﬁe.r:ﬁﬁ'g.shh'té-rhé.h.nlnéh .................................................................................................................
‘Freier Dienstleistungsverkehr von EWR-und 225 240 ori as ars 2120 067 55

schweizerischen Unternehmen
Niederlassungen schweizerischer Unternehmen 23 26 25 25 22 22 22 0
Niederlassungen von EWR-Unternehmen 1 1 1 1 1 1 1 0
‘Verwaltungsgesellschaften und Investmentunternehmen
‘Freier Dienstleistungsverkehr von EWR-Verwaltungs- K . I 4T 5 T 6 9 3

gesellschaften
‘Freier Dienstleistungsverkehr von EWR-investment- ‘. 108 1o o7 O oo e 3
unternehmen

davon segmentierte - 42 49 52 53 60 61

mit insgesamt Segmenten (Einzelvermogen) - 694 773 793 841 965 933

.Wirtschaftsprufer im frei enstleistungsverkehr ] 2| ] 2| ] 5 ] 5 ] 5 ] 6 ] 9 ] 3

Revisionsgesellschaften im freien Dienstleistungsverkehr 20 21 21 21 23 22 22 0

Neben dieser quartalsweisen Gesamtiibersicht der Finanzmarktteilnehmer sind
weitere laufend aktualisierte Bestandeslisten pro Aufsichtsbereich unter www.fma-li.li Grafik 18
(Servicepoint/Publikationen/Listen) abrufbar.

Finanzmarktteilnehmer unter der Aufsicht der FMA

im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs
per 31. Dezember 2011
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Gesetze unter Aufsicht und Vollzug der FMA per 31. Dezember 2011

SRR SR

10.
11.

12.
13.
14.

15.

16.

17.

18.
19.

20.

21
22.
23.

24.
25.
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Gesetz iiber die Banken und Wertpapierfirmen (Bankengesetz)

Gesetz liber die Titigkeit von E-Geld-Instituten (E-Geldgesetz)

Gesetz iiber die Liechtensteinische Landesbank

Zahlungsdienstegesetz (ZDG)

Gesetz liber die Wirksamkeit von Abrechnungen in Zahlungs- sowie Wertpapierliefer-

und -abrechnungssystemen (Finalititsgesetz)

Gesetz iiber die Offenlegung von Informationen betreffend Emittenten von Wertpapieren
(Offenlegungsgesetz; OffG)

Wertpapierprospektgesetz (WPPG)

Gesetz iiber Investmentunternehmen

Gesetz liber das Liechtensteinische Postwesen (Postgesetz)

Gesetz iiber die Rechtsanwilte

Gesetz iiber die Treuhinder

Gesetz liber die Wirtschaftspriifer und Revisionsgesellschaften

Gesetz iiber die Patentanwilte

Gesetz betreffend die Aufsicht tiber Versicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsgesetz)
Gesetz tiber berufliche Sorgfaltspflichten zur Bekimpfung von Geldwischerei, organisierter
Kriminalitidt und Terrorismusfinanzierung (Sorgfalespflichtgesetz; SPG)

Gesetz iiber die betriebliche Personalvorsorge

Gesetz liber den Versicherungsschutz der Gebiude gegen Feuer- und Elementarschiden
(Gebiudeversicherungsgesetz)

Gesetz iiber die Vermégensverwaltung (Vermdgensverwaltungsgesetz; VVG)

Gesetz liber die Versicherungsvermittlung (Versicherungsvermittlungsgesetz; VersVermG)
Gesetz betreffend die Aufsicht tiber Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung
(Pensionsfondsgesetz; PFG)

Gesetz gegen Marktmissbrauch im Handel mit Finanzinstrumenten (Marktmissbrauchsgesetz; MG)
Gesetz betreffend Ubernahmeangebote (Ubernahmegesetz; UbG)

Gesetz iiber die zusitzliche Beaufsichtigung von Unternehmen eines Finanzkonglomerats
(Finanzkonglomeratsgesetz; FKG)

Gesetz iiber die Pensionsversicherung fiir das Staatspersonal (Pensionsversicherungsgesetz; PVG)

Gesetz iiber bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (UCITSG)
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Aufsichtsrat

Michael Lauber, Prasident

Prof. Dr. Roland Muller, Vizepréasident
Dr. Ivo Furrer

Bernhard Lampert

Dr. Michael Ritter

Geschéftsleitung

Mario Gassner, Vorsitzender

Dr. Alexander Imhof, Stv. Vorsitzender
Rolf Briggemann

Robert Rastner

Zentrale Dienste
Martin Schéadler

Stab der Geschéftsleitung
Mario Gassner

Empfang
Martin Schédler a.i.

Infrastruktur

IT/Projekte
Roger Guntli

Finanzen/Personalwesen
Heinz Schadler  Martin Schéadler

Recht/Internationales
Patrick Bont

Kommunikation
Beat Krieger

Makroprudentielle Aufsicht
Dr. Christian Schmidt

Bereich
Banken

Rolf Briiggemann

Bereich Versiche-
rungen und Vorsorge-
einrichtungen

Dr. Alexander Imhof

Bereich
Wertpapiere

Mario Gassner (a.i.)

Bereich
Andere Finanz-
intermediare
Robert Rastner

Abteilung Aufsicht
Martin Risch

Abteilung Wirtschafts-
prifung/Aktuariat
Andreas Kuster

Abteilung Aufsicht
Markus Wagner

Abteilung Aufsicht
Roland Altmann

Abteilung Recht
Heinz Konzett

Abteilung Recht
Martina Tschanz

Abteilung Recht
Anja Richter

Abteilung Recht
Patrik Galliard

Grafik 19

Organigramm
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Organe der FMA per 31. Dezember 2011

Die Organe der FMA sind gemiss Art. 6 FMAG a) der Aufsichtsrat,
b) die Geschiftsleitung,

c) die Revisionsstelle.

Aufsichtsrat

Prasident Mitglieder

Michael Lauber, Zirich, gewahlit von 2010 bis 2014 Dr. Ivo Furrer, Winterthur, gewahlt von 2011 bis 2015
Bernhard Lampert, Schaan, gew&hlit von 2010 bis 2014

Vizepréasident Dr. Michael Ritter, Eschen, gewéhlt von 2010 bis 2014

Prof. Dr. Roland Miller, Staad, gewahlt von 2010 bis 2014

Geschéftsleitung

Vorsitzender der Geschéftsleitung Bereichsleiter Banken
und Bereichsleiter Wertpapiere (a.i.) Rolf Briggemann, Stéfa
Mario Gassner, Triesenberg
Bereichsleiter Andere Finanzintermediare
Stellvertretender Vorsitzender der Geschéftsleitung Robert Rastner, Lochau
und Bereichsleiter Versicherungen und Vorsorge-
einrichtungen
Dr. Alexander Imhof, Schaan

Revisionsstelle

In Anwendung von Art. 19 Abs. 4 FMAG hat die Regierung die Funktion der Revisionsstelle mit Beschluss vom
2.Marz 2010 (RA 2010/463) der Finanzkontrolle Ubertragen. Die Aufgaben der Revisionsstelle richten sich grundsatzlich
nach den spezifischen Bestimmungen Uber die Finanzkontrolle.

Die Finanzkontrolle Ubt diese Funktion bis zu einem anderslautenden Beschluss der Regierung aus.

Grafik 20
Organe der FMA
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AFI
AHV
AIFM
BankG
BCBS
BPVG
CPMLTF
CRD
EBA
EBC
ECG
ECOFIN
EFTA
EG
EIOPA

EIOPC
ESA
ESC
ESMA
ESRB
EWR
EZB
FATCA
FATF
FINMA
FIU
FMA-BK
FMAG
GSG
IAIS
ICAAP
IOPS

I0SCO
IU
UG
IWF
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Andere Finanzintermediire

Alters- und Hinterlassenenversicherung

Alternative Investment Fund Manager

Gesetz iiber die Banken und Wertpapierfirmen

Basler Ausschuss fiir Bankenaufsicht

Gesetz iiber die betriebliche Personalvorsorge

Committee on the Prevention of Money Laundering and Terrorist Financing
Capital Requirements Directive

Europiische Bankaufsichtsbehorde

European Banking Committee

Enlarged Contact Group on Supervision on Collective Investment Funds
Economic and Financial Affairs Council

Europiische Freihandelsassoziation

Europiische Gemeinschaft

Europiische Aufsichtsbehérde fiir das Versicherungswesen

und die betriebliche Altersvorsorge

European Insurance and Occupational Pensions Committee
Europiische Finanzaufsichtsbehérden

European Securities Committee

Europiische Wertpapieraufsichtsbehorde

Europiischer Ausschuss fiir Systemrisiken

Europiischer Wirtschaftsraum

Europiische Zentralbank

Foreign Account Tax Compliance Act

Financial Action Task Force

Eidgendssische Finanzmarktaufsicht

Financial Intelligence Unit

FMA-Beschwerdekommission

Finanzmarktaufsichtsgesetz

Geldspiegelgesetz

Internationale Vereinigung der Versicherungsaufsichtsbehorden
Internal Capital Adequacy Assessment Process

Internationaler Dachverband der Aufsichtsbehérden tiber Einrichtungen
der betrieblichen Altersversorgung

International Organization of Securities Commissions
Investmentunternehmen

Gesetz iiber Investmentunternehmen

Internationaler Wihrungsfonds
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MG
MiFID
MMoU
Moneyval
OECD
offG
OGAW
OUSG
PAG
PEP
PGR
QIS5
RAG
SPG

TrHG
UCITSG
VersAG
VersVermG
VerwG
VGH
VuVL
VVG
VVGes
WPRG
WPPG
7ZDG
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Marktmissbrauchsgesetz

Markets in Financial Instruments Directive

Multilateral Memorandum of Understanding

Expertenausschuss des Europarates fiir die Bewertung von Massnahmen gegen Geldwischerei
Organisation fiir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
Offenlegungsgesetz

Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (engl. UCITS)
Offentliche-Unternehmen-Steuerungs-Gesetz

Gesetz iiber die Patentanwilte

Politically Exposed Person

Personen- und Gesellschaftsrecht

Fifth Quantitative Impact Study

Gesetz iiber die Rechtsanwilte

Gesetz iiber berufliche Sorgfaltspflichten zur Bekimpfung von Geldwischerei, organisierter
Kriminalitit und Terrorismusfinanzierung (Sorgfaltspflichtgesetz)

Gesetz iiber die Treuhinder

Gesetz iiber bestimmte Organismen fiir gemeinsame Anlagen in Wertpapieren
Gesetz betreffend die Aufsicht tiber Versicherungsunternehmen

Gesetz iiber die Versicherungsvermittlung

Verwaltungsgesellschaft

Verwaltungsgerichtshof des Fiirstentums Liechtenstein

Verein unabhingiger Vermdgensverwalter in Liechtenstein

Gesetz {iber die Vermogensverwaltung

Vermégensverwaltungsgesellschaft

Gesetz iiber die Wirtschaftspriifer und Revisionsgesellschaften
Wertpapierprospektgesetz

Zahlungsdienstegesetz
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Konzept und Gestaltung
Leone Ming, Visible Marketing, Schaan

Fotokonzept
Roland Korner/Close up, Triesen

Mit seinen Landschaftsbildern in Schwarz-Weiss aus den Gemeinden
Liechtensteins hat der Fotograf Roland Korner einen starken Kon-
trast zum modernen Wirtschaftsstandort Liechtenstein geschaffen.
Das Land verfiigt iiber eine hoch entwickelte Volkswirtschaft mit

einer starken Exportindustrie, leistungsfihigen Finanzunternehmen
und einer Vielzahl von kleineren und mittleren Unternehmen.

Der Geschiftsbericht ist in deutscher und englischer Sprache auf der
FMA-Website erhiltlich. Es erscheint keine gedruckte Version.



I 1l-BUy MM


http://www.fma-li.li

	Titel
	Leitbild
	Aufsichtsrat
	Geschäftsleitung
	1. Aufsicht
	1.1 Bereich Banken
	1.2 Bereich Wertpapiere 
	1.3 �Bereich Versicherungen und Vorsorge­einrichtungen
	1.4 Bereich Andere Finanzintermediäre

	2. Regulierung
	2.1 Bereich Banken
	2.2 Bereich Wertpapiere
	2.3 �Bereich Versicherungen und Vorsorgeeinrichtungen
	2.4 Bereich Andere Finanzintermediäre

	3. Aussenbeziehungen
	3.1 Nationale Aussenbeziehungen
	3.2 Internationale Aussenbeziehungen 
	3.3 Bilaterale Zusammenarbeit

	4. Unternehmen
	4.1 Organisation
	4.2 Unternehmensentwicklung
	4.3 Finanzen

	5. Team
	Anhang
	Abkürzungsverzeichnis


